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I. Einleitung

Am 15. März 2017 verabschiedete die Europäische Union (EU) die EU-Richtlinie 2017/541 zur Bekämpfung 
des Terrorismus (EU Directive 2017/541 on Combatting Terrorism) («die Richtlinie») mit einer Frist für die 
Umsetzung in innerstaatliches Recht bis September 2018. Die Richtlinie zielt in erster Linie darauf ab, den 
Anwendungsbereich des Strafrechts der Mitgliedstaaten auf terrorismusbezogene Bedrohungen und Aktivi-
täten innerhalb der EU auszuweiten. Damit deckt sie ein breites Spektrum terroristischer Straftaten ab, von 
denen einige bereits in internationalen und (den meisten) nationalen Rechtsordnungen anerkannt sind. Dazu 
gehören z.B. Straftaten im Zusammenhang mit terroristischen Handlungen (Artikel 3), Finanzierung (Artikel 
11) und Bereitstellung terroristischer Ausbildung (Artikel 7) sowie «damit zusammenhängende» Straftaten 
wie «öffentliche Aufforderung» zum Terrorismus (Erwägungsgrund 10/Artikel 5), «Empfang» von Ausbildung 
(Artikel 8), «Reisen» zum Zwecke des Terrorismus (Artikel 9); Beihilfe, Anstiftung, Versuch oder Erleichterung 
dieser Straftaten (Artikel 10, 1414).

Die Worte «Terrorist» und «Terrorismus» werden hier nur verwendet, um auf ihre Verwendung in der 
Richtlinie und anderen Gesetzen, auf die Bezug genommen wird, hinzuweisen und sie zu wiederholen. Sie 
werden nicht notwendigerweise in einem rechtlichen Sinne verwendet, da es keine allgemein akzeptierte 
%HGHXWXQJ�YRQ�7HUURULVPXV�JLEW��(LQH�DQJHPHVVHQH�'H¿QLWLRQ�YRQ�7HUURULVPXV�ZXUGH�YRP�81�6RQGHU-
berichterstatter für Terrorismusbekämpfung und Menschenrechte Martin Scheinin in seinem Bericht von 
2010 empfohlen, UN Doc A/HRC/16/51:

“Terrorismus bezeichnet eine Handlung oder versuchte Handlung, wo: 
(1) Die Handlung: (a) die vorsätzliche Geiselnahme darstellt; oder (b) darauf abzielt, den Tod oder eine 

schwere Körperverletzung eines oder mehrerer Mitglieder der Allgemeinbevölkerung oder Teilen da-
von zu verursachen; oder (c) tödliche oder schwere körperliche Gewalt gegen ein oder mehrere Mit-
glieder der Allgemeinbevölkerung oder Teilen davon ausübt; und

(2) Die Aktion wird mit der Absicht durchgeführt oder versucht: (a) einen Zustand des Terrors in der 
Öffentlichkeit oder einem Teil der Öffentlichkeit zu provozieren; oder (b) eine Regierung oder inter-
nationale Organisation zu zwingen, etwas zu tun oder zu unterlassen; und

����'LH�$NWLRQ�HQWVSULFKW���D��GHU�'H¿QLWLRQ�HLQHU�VFKZHUHQ�6WUDIWDW�LP�LQQHUVWDDWOLFKHQ�5HFKW��GLH�]XP�
Zweck der Einhaltung internationaler Übereinkommen und Protokolle betreffend den Terrorismus oder 
von Resolutionen des Sicherheitsrates in Bezug auf den Terrorismus erlassen wurde; oder (b) allen 
(OHPHQWHQ�HLQHV�VFKZHUHQ�9HUEUHFKHQV��GLH�GXUFK�LQQHUVWDDWOLFKHV�5HFKW�GH¿QLHUW�VLQGª�

Die Richtlinie wurde wegen des übereilten Prozesses ihrer Verabschiedung, ihres Geltungsbereichs und ihrer 
Auswirkungen auf die Menschenrechte kritisiert. Sie stellt zweifellos eine Herausforderung für die nationalen 
Systeme dar - in erster Linie für die nationalen Gesetzgeber und im Gegenzug für Staatsanwälte und Unter-
suchungsrichter und die Justiz -, wenn es darum geht, eine Umsetzung im Einklang mit den Menschenrechten 
und der Rechtsstaatlichkeit zu gewährleisten.

'LH�9HUSÀLFKWXQJ��GLH�8PVHW]XQJ�LP�(LQNODQJ�PLW�GHQ�DQGHUHQ�9HUSÀLFKWXQJHQ�GHU�6WDDWHQ�QDFK�GHQ�LQWHU-
nationalen Menschenrechten und dem humanitären Recht zu gewährleisten, ist in der Richtlinie ausdrücklich 
verankert: 

«Diese Richtlinie muss in Übereinstimmung mit diesen Rechten und Grundsätzen umgesetzt werden, 
wobei auch die Europäische Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, der 
Internationale Pakt über bürgerliche und politische Rechte und andere völkerrechtliche Menschen-
UHFKWVYHUSÀLFKWXQJHQ�]X�EHU�FNVLFKWLJHQ�VLQG��$EVDW]�����³

Die Richtlinie folgte der UN Security Council Resolution 2178 (2014) (SCRes2178) und der Additional Protocol 
to the Council of Europe’s Convention on the Prevention of Terrorism (2015) die darauf abzielten, SCRes2178 
in den Rechtsrahmen des Europarates zu implementieren. Es spiegelt auch Elemente früherer Resolutionen 
wie die SCRes 1624, 1456 oder 2462 (2019) wider. In jeder dieser Resolutionen und Instrumente wird auch 
ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die Umsetzung im Einklang mit den internationalen Menschenrechts-
normen erfolgen muss. Diese Resolutionen des UN-Sicherheitsrates sehen vor, dass Maßnahmen zur Terroris-
PXVEHNlPSIXQJ�©DOOH�LKUH�Y|ONHUUHFKWOLFKHQ�9HUSÀLFKWXQJHQ�HUI�OOHQ�P�VVHQ��LQVEHVRQGHUH�GLH�LQWHUQDWLRQD-
len Menschenrechtsnormen, das internationale Flüchtlingsrecht und das humanitäre Völkerrecht».

Der Schwerpunkt dieses Leitfadens liegt auf der angemessenen gerichtlichen Auslegung und Umsetzung der 
Richtlinie in der Praxis während des gesamten Ermittlungs- und Strafverfolgungsprozesses im Einklang mit 
internationalen und EU-Menschenrechtsvorschriften und -standards. Die Richtlinie wirft viele Menschenrechts-
fragen auf, die Richter, Staatsanwälte und Rechtsanwälte vor komplexe Herausforderungen stellen. Der Um-
fang und die Unbestimmtheit vieler der in der Richtlinie verankerten Straftatbestände werfen grundsätzliche 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=celex%3A32017L0541
https://undocs.org/A/HRC/16/51
https://www.coe.int/en/web/conventions/full-list/-/conventions/rms/090000168047c5ea
https://www.coe.int/en/web/conventions/full-list/-/conventions/rms/090000168047c5ea
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Bedenken hinsichtlich der Vereinbarkeit mit dem Legalitätsprinzip auf, das in Artikel 49 der EU-Charta, Artikel 
7 der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) und Artikel 15 des Paktes über bürgerliche und politi-
sche Rechte (ICCPR) verankert ist und, wie in Abschnitt III erörtert, in allen nationalen Systemen gilt. 

Die Art bestimmter Richtlinienverstöße (siehe unten in Abschnitt III) wirft auch Spannungen mit einer Reihe 
anderer Rechte auf, darunter Meinungs-, Vereinigungs-, Versammlungs, Freizügigkeits-, und Gleichheitsrech-
te, wie weiter unten untersucht wird. Darüber hinaus besteht die Gefahr, dass damit verbundene oder an-
gedeutete Straftaten oder Formen der strafrechtliche Verantwortlichkeit wie die Beihilfe, Unterstützung und 
Anstiftung, wie sie in innerstaatliches Recht umgesetzt wurden, die Ausübung der Menschenrechte weiter un-
tergraben und ernsthafte Bedenken hinsichtlich ihrer Grenzen und Auswirkungen aufwerfen. Nach der Charta 
der Grundrechte der EU (Artikel 52 Absatz 1) sowie der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) 
und dem Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte (ICCPR), die für alle EU-Mitgliedstaaten 
verbindlich sind, sind einige dieser Rechte nicht absolut und können sogar Einschränkungen oder Ausnahmen 
unterliegen. Jegliche Einschränkungen dieser Rechte müssen jedoch durch ein Gesetz vorgeschrieben werden, 
das klar und zugänglich ist, einen legitimen Zweck wie die nationale Sicherheit verfolgt und so ausgelegt und 
angewandt wird, dass sichergestellt ist, dass der Eingriff nicht mehr als notwendig und verhältnismäßig ist, 
um diesen Zweck zu erreichen (Abschnitt II.5). Es obliegt dem Staat nachzuweisen, dass diese Bedingungen 
erfüllt sind und dass die belastenden Auswirkungen des Rückgriffs auf das Strafrecht und die verhängten be-
sonderen Strafen im konkreten Fall gerechtfertigt sind. 

=DKOUHLFKH�ZHLWHUH�9HUSÀLFKWXQJHQ�LP�%HUHLFK�GHU�0HQVFKHQUHFKWH�HUJHEHQ�VLFK�LP�=XVDPPHQKDQJ�PLW�GHU�
Untersuchung und Verfolgung von Straftaten im Rahmen der Richtlinie, darunter unter anderem das Recht 
auf Privatsphäre, Freiheit und ein faires Verfahren, auf das in Abschnitt II.6 eingegangen wird. Wie die Praxis 
bereits deutlich macht, haben die Untersuchung und Verfolgung von in der Richtlinie genannten Delikte vielfäl-
tige, sich überschneidende Auswirkungen auf die Rechte bestimmter Gruppen, darunter Kinder, denen beson-
GHUH�)�UVRUJHSÀLFKWHQ�DXIHUOHJW�ZHUGHQ��(V�PXVV�VRUJIlOWLJ�GDUDXI�JHDFKWHW�ZHUGHQ��GDVV�GDV�6WUDIYHUIDKUHQ�
weder in der Gesetzgebung noch in der Praxis diskriminierend ist, z.B. auch nicht bei den Ermittlungsmetho-
den und bei der Sammlung und Verwendung von Beweismitteln, auf die man sich stützt. Wie die Counter-
Terrorism Implementation Task Force (CTITF) einräumt, muss dem Spektrum der Fragen im Zusammenhang 
mit einem ordnungsgemäßen Verfahren Aufmerksamkeit geschenkt werden, die «im Zusammenhang mit 
der konkreten Festlegung - sei es bezüglich der Inhaftierung, der Gerichtsverhandlung oder der Ausweisung 
einer Person - auftreten, um Fairness, Angemessenheit, das Fehlen von Willkür sowie die Notwendigkeit und 
Verhältnismäßigkeit jeder Einschränkung der Rechte der betreffenden Person zu gewährleisten» (CTITF-Ar-
beitsgruppe für den Schutz der Menschenrechte bei der Bekämpfung des Terrorismus, Basic Human Rights 
Reference Guide: Right to a Fair Trial and Due Process in the Context of Countering Terrorism, 2014, S. 4).

Die erste Verteidigungslinie gegen ein überzogenes Strafrecht sind die nationalen Gesetzgeber, die Strafta-
WHQ�SUl]LVH�XQG�Y|ONHUUHFKWVNRQIRUP�GH¿QLHUHQ�P�VVHQ��(V�OLHJW�MHGRFK�LQ�GHU�9HUDQWZRUWXQJ�GHU�-XVWL]��GDV�
Recht im Einklang mit den Menschenrechten und rechtsstaatlichen Prinzipien auszulegen und anzuwenden 
und die Aufsicht zu gewährleisten, die einem rechtsstaatlichen Ansatz in der Strafjustiz innewohnt. Wenn in 
einigen Fällen die Gesetzgebung von Natur aus zu fehlerhaft ist, um auf diese Weise ausgelegt zu werden, 
kann es Aufgabe der Gerichte sein, bestimmte Gesetze für verfassungswidrig oder mit völkerrechtlichen Ver-
SÀLFKWXQJHQ�XQYHUHLQEDU�]X�HUNOlUHQ�

Dieser Leitfaden konzentriert sich auf die Rolle der Justiz bei der Auslegung und Umsetzung der Richtlinie im 
Einklang mit den EU- und internationalen Menschenrechtsvorschriften. Die wesentliche Rolle einer unabhängi-
gen Justiz und eines unabhängigen Rechtsanwaltsberufs beim wirksamen Schutz der Menschenrechte und der 
Aufrechterhaltung der Rechtsstaatlichkeit ohne Diskriminierung wurde beispielsweise in den UN-Grundprin-
zipien über die Unabhängigkeit der Justiz, den UN-Grundprinzipien über die Rolle der Rechtsanwälte und den 
UN-Richtlinien über die Rolle der Staatsanwälte bekräftigt. Wie die Erfahrung der letzten Jahrzehnte gezeigt 
hat, kommt der Justiz bei der Terrorismusbekämpfung eine entscheidende Rolle als Garant der Menschen-
rechte und der Rechtsstaatlichkeit zu, unter anderem durch die gerichtliche Prüfung der Verfassungs- und 
Gesetzmäßigkeit von Vorschriften und die Beurteilung der Rechtmäßigkeit und Fairness im Einzelfall. In den 
verschiedenen Rechtssystemen werden die Menschenrechte in vielfältiger Weise durch unabhängige und un-
SDUWHLLVFKH�5LFKWHU��GLH�GDV�LQQHUVWDDWOLFKH�5HFKW�LP�(LQNODQJ�PLW�GHQ�LQWHUQDWLRQDOHQ�9HUSÀLFKWXQJHQ�LP�%H-
reich der Menschenrechte auslegen, in der Praxis umgesetzt und wesentliche Verfahrensgarantien geschützt 
(The Berlin Declaration, Internationale Juristenkommission (ICJ), 2004).

Die Art und Weise, wie die Staatsanwälte das Strafrecht interpretieren, Anklage erheben, die Ermittlungs- und 
Strafverfolgungspolitik umsetzen und - in unterschiedlichem Maße in einigen Mitgliedstaaten - ihr Ermessen 
darüber ausüben, ob und wann sie strafrechtlich verfolgt werden, wird wiederum eine entscheidende Rolle bei 
der Entscheidung spielen, ob die Richtlinie im Einklang mit den Menschenrechten umgesetzt wird oder diese 
Rechte und den strafrechtlichen Prozess untergräbt. «Die Staatsanwälte haben ihre Aufgaben in Übereinstim-
mung mit dem Gesetz fair, konsequent und zügig zu erfüllen, die Menschenwürde zu achten und zu schützen 

https://www.ohchr.org/EN/newyork/Documents/FairTrial.pdf
https://www.icj.org/wp-content/uploads/2004/08/Berlin-Declaration-human-rights-in-fight-terrorism-analysis-brief-2004-eng.pdf
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und die Menschenrechte zu wahren und damit zur Gewährleistung eines ordnungsgemäßen Verfahrens und 
des reibungslosen Funktionierens des Strafrechtssystems beizutragen» (Guidelines on the Role of Prosecut-
ors, OHCHR, 1990, para. 12).

Auch andere Strafrechtspraktiker sind schlichtweg unentbehrlich, wenn es darum geht, zu vertreten, zu be-
raten und sicherzustellen, dass die Rechte der Angeklagten und die Rechte der Opfer des Terrorismus in allen 
Phasen des Prozesses gewahrt werden.

Dieser Leitfaden wurde im  Rahmen des JUSTICE project verfasst, von der Internationalen Juristenkommis-
sion und mehreren nationalen und internationalen Partnern (Scuola Superiore Sant’Anna di Pisa in Italien 
und Nederlands Juristen Comité voor de Mensenrechten (NJCM) in den Niederlanden sowie Human Rights in 
Practice (HRiP) als internationaler Partner umgesetzt und von assoziierten Partnern weiter unterstützt: Magis-
trats Européens pour la Démocratie et les Libertés (MEDEL), Juezas y Jueces para la Democracia in Spanien, 
Neue Richtervereinigung in Deutschland). Es baut auf vier Expertengesprächen auf, die 2019 in der gesamten 
EU stattfanden (in Pisa, the Hague, Madrid und Brussels) mit Richtern, Anwälten, Staatsanwälten und ande-
ren relevanten Akteuren aus verschiedenen EU-Mitgliedstaaten sowie nationale Studien und Konsultationen 
mit Richtern, Anwälten und Staatsanwälten in Belgien, den Niederlanden, Deutschland, Spanien, Italien und 
Frankreich. 

Der Inhalt dieses Leitfadens wurde zu einem großen Teil aus den Erfahrungen abgeleitet, die Richter und 
Rechtsanwälte während dieser Konsultationsreihe im Hinblick auf die bedeutenden Herausforderungen ge-
macht haben, die die Annahme eines rechtsstaatlichen Ansatzes für das Strafrecht im Bereich der Terroris-
musbekämpfung mit sich bringt, sowie aus ihrer Entschlossenheit, sich diesen Herausforderungen zu stellen. 
Der Leitfaden soll nicht erschöpfend sein, sondern vielmehr ein praktisches Dokument darstellen, das - durch 
Empfehlungen und unterstützende Erläuterungen - die kritischsten der vielen Menschenrechtsfragen heraus-
stellt, die sich im Zusammenhang mit der Umsetzung und Verfolgung von Straftaten im Rahmen der Richtlinie 
im Allgemeinen aus den Gesetzen, Verfahren und Praktiken der Terrorismusbekämpfung ergeben.

II. Anwendbare völkerrechtliche Normen in Recht und Praxis

1. Achtung und Schutz der Menschenrechte aller vom Strafprozess 
Betroffenen 

Anleitung:
Bei der Umsetzung der Richtlinie müssen die Menschenrechte von Verdächtigen, Beschuldigten und Op-
fern in allen Phasen des Prozesses, auch während der Ermittlungen, der Strafverfolgung, der Gerichtsver-
handlung und der Bestrafung aller Straftaten, respektiert und gewährleistet werden. Staatsanwälte und 
Richter sollten das gesamte Spektrum der Menschenrechte berücksichtigen, die direkt und indirekt mit 
der Verfolgung von Straftaten im Zusammenhang mit der Richtlinie in Zusammenhang stehen.

Kommentar: In Bezug auf Artikel 23 und den Absätzen 22 und 35 der Richtlinie sowie umfassenderen in-
WHUQDWLRQDOHQ�9HUSÀLFKWXQJHQ�LVW�HV�XQHUOlVVOLFK��GDVV�6WDDWVDQZlOWH�XQG�5LFKWHU�LQ�LKUHQ�MHZHLOLJHQ�5ROOHQ�
sicherstellen, dass die Richtlinie und die Durchführungsvorschriften in jeder Phase des Strafverfahrens in 
Übereinstimmung mit allen internationalen Menschenrechten angewandt werden. Die Legitimität und Wirk-
samkeit dieses Prozesses hängt von der Achtung vor den Opfern ab - deren Rechte durch schwere Terrorakte 
möglicherweise stark beeinträchtigt wurden und die auch durch den Strafprozess betroffen sein werden (siehe 
Abschnitt II.4) - sowie von der Achtung vor den Rechten von Verdächtigen, Angeklagten und anderen, die in 
den Strafprozess verwickelt sind. 

Zu den Rechten, um die es hier geht, gehören ganz offensichtlich das Gesetzlichkeitsprinzip sowie  Meinungs-,  
Vereinigungs- und Versammlungsfreiheit, das Recht auf Privatsphäre, die Freizügigkeit und der Gleichheits-
grundsatz, die alle direkt von der Breite und der Art der Richtlinienstraftaten betroffen sind (siehe weiter 
unten Abschnitt III), sowie die vielfältigen Rechte, einschließlich der Rechte, die sich aus dem Recht auf ein 
faires Verfahren und dem Recht auf Freiheit ergeben und die während der Ermittlungen und des Verfahrens 
bei terroristischen Straftaten beeinträchtigt werden können (siehe Abschnitt IV). Ein menschenrechtlicher 
Ansatz berücksichtigt jedoch auch die indirekten Auswirkungen des Strafverfahrens auf eine ganze Reihe von 
Rechten anderer, darunter die bürgerlichen, wirtschaftlichen, politischen und sozialen Rechte von Kindern, 
Familienmitgliedern und Gemeinschaften, die Opfer von Terrorismus sind oder Gefahr laufen, durch Kriminali-
sierung stigmatisiert zu werden. Wie bereits erwähnt, kann der Strafprozess Auswirkungen auf die Annahme 
anderer administrativer Maßnahmen haben, sogar auf die Aberkennung der Staatsbürgerschaft, was verhee-
rende Folgen für die Menschenrechte haben kann. 

https://www.ohchr.org/en/professionalinterest/pages/roleofprosecutors.aspx
https://www.icj.org/wp-content/uploads/2018/10/JUSTICE-project.pdf
https://www.icj.org/njcm-and-icj-hold-a-roundtable-discussion-among-judges-and-lawyers-on-the-application-of-counter-terrorism-legislation-in-the-eu/
https://www.icj.org/eu-roundtable-discussion-among-judges-and-lawyers-on-the-application-of-counter-terrorism-legislation/
https://www.icj.org/eu-roundtable-discussion-on-the-impact-of-counter-terrorism-laws-on-children-and-on-minority-ethnic-and-religious-groups/
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Die weitreichenderen Auswirkungen der Kriminalisierung erfordern ein Bewusstsein für den potentiellen «Ab-
schreckungseffekt» auf z.B. die freie Meinungsäußerung, das demokratische Engagement und die demo-
kratische Debatte sowie die Bildung im Zuge der Untersuchung und Verfolgung bestimmter Straftaten der 
Richtlinie. Im Gegenzug sollten auch die negativen Auswirkungen von Rechtsmissbrauch und Ungerechtig-
keit innerhalb des Strafrechts berücksichtigt werden. Es ist inzwischen allgemein bekannt, dass Menschen-
rechtsverletzungen, auch im kriminellen Bereich, die wirksame Terrorismusbekämpfung untergraben und kon-
traproduktiv sind. Während strafrechtliche Verfahren, die hohen Gerechtigkeitsstandards entsprechen, dazu 
beitragen können, schwere Verbrechen zu delegitimieren, zeigt eine zunehmende Zahl von Beweisen, wie 
staatliches Unrecht, auch im Rahmen strafrechtlicher Verfahren, als «Propagandainstrument» eingesetzt wur-
de, um «günstige Bedingungen» für die Rekrutierung oder Unterstützung terroristischer Organisationen zu 
schaffen (Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen (UNDP), ‘Journey to Extremism in Africa: Drivers, 
Incentives, and the Tipping Point for Recruitment’, 2017; Guidelines for Addressing the Threats and Challenges 
of ‘Foreign Terrorist Fighters within a Human Rights Framework, OSCE (ODIHR), 2018). Die Gesetzmäßigkeit 
und die Wirksamkeit des Strafrechtssystems sind also miteinander verknüpft.

2. Untersuchung und angemessene Anklage schwerer Verstöße und 
Verbrechen nach dem Völkerrecht

a) Staaten müssen bei schweren Gewalttaten nichtstaatlicher und staatlicher 
Akteure unverzüglich gründliche, unabhängige Untersuchungen durchführen 
und die Verantwortlichen zur Rechenschaft ziehen.

Terroristische Akte beeinträchtigen oft die Rechte der Opfer von Terrorismus und können sogar auf Verbrechen 
QDFK�GHP�9|ONHUUHFKW�KLQDXVODXIHQ��'LH�6WDDWHQ�VLQG�Y|ONHUUHFKWOLFK�YHUSÀLFKWHW��VFKZHUH�0HQVFKHQUHFKWV-
verletzungen wirksam zu untersuchen und die Täter strafrechtlich zur Rechenschaft zu ziehen. Wie die reich-
haltige Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte (EGMR) deutlich macht, ist die 
Durchführung rascher, gründlicher und unabhängiger Untersuchungen von Menschenrechtsverletzungen und 
schweren Menschenrechtsverletzungen durch nichtstaatliche und staatliche Akteure sowie die strafrechtliche 
Verfolgung der Verantwortlichen in einem fairen Strafverfahren ein rechtliches Erfordernis und nicht nur eine 
politische Option. (siehe Tagayeva v. Russia, ECtHR, Antrag Nr. 26562/07, Urteil vom 10. April 2012). Die 
6WDDWHQ�KDEHQ�Y|ONHUUHFKWOLFKH�9HUSÀLFKWXQJHQ�]XU�(UPLWWOXQJ�XQG�6WUDIYHUIROJXQJ��GLH�GHP�5HFKW�GHU�2SIHU�
DXI�:LHGHUJXWPDFKXQJ��:DKUKHLW�XQG�5HFKHQVFKDIWVSÀLFKW�HQWVSUHFKHQ�

Richter und Staatsanwälte spielen eine wichtige Rolle bei der Gewährleistung effektiver und fairer Verfahren, 
GLH�GLHVHQ�9HUSÀLFKWXQJHQ�:LUNXQJ�YHUOHLKHQ��2EZRKO�7HUURULVPXV�DQ�VLFK�NHLQ�Y|ONHUUHFKWOLFK�YRUJHVHKHQHV�
Verbrechen nach dem Völkerrecht ist, können Handlungen andere schwere Verbrechen nach dem Völkerrecht 
darstellen, wie Völkermord, Verbrechen gegen die Menschlichkeit oder Kriegsverbrechen. Die Untersuchung 
XQG�5HFKHQVFKDIWVSÀLFKW�EHL�VROFKHQ�9HUEUHFKHQ�LVW�HLQH�LQWHUQDWLRQDOH�3ULRULWlW��GLH�GLH�3ÀLFKWHQ�GHU�6WDDWHQ�
LQ�%H]XJ�DXI�:DKUKHLW�XQG�5HFKHQVFKDIWVSÀLFKW�ZLGHUVSLHJHOW��VLHKH�81��Updated Set of principles for the pro-
tection and promotion of human rights through action to combat impunity, UN Doc. E/CN.4/2005/102/Add.1, 
2005; Guidelines on eradicating impunity for serious human rights violations, Ministerkomitee des Europarats, 
������5|PLVFKHV�6WDWXW�GHV�,6W*+��3UlDPEHO�]X�GHQ�3ÀLFKWHQ�GHU�6WDDWHQ��������International Law and the 
Fight Against Impunity – A Practitioners Guide, ICJ, 2015). 

b) Straftaten sollen angemessen angeklagt werden, um die Rechenschafts- 
SÀLFKW�I�U�VFKZHUH�LQWHUQDWLRQDOH�9HUEUHFKHQ�]X�JHZlKUOHLVWHQ

Es sollte sorgfältig auf eine angemessene Anklage geachtet werden, die die Art und Schwere der betreffen-
den Verbrechen widerspiegelt. Der Verfolgung der schwersten Verbrechen sollte Vorrang eingeräumt werden. 
Soweit das Verhalten auf Verbrechen nach dem Völkerrecht, wie Kriegsverbrechen oder Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit, hinausläuft, sollten sie nach Möglichkeit als solche verfolgt werden. Die Praxis in zahlreichen 
Staaten in den letzten Jahren spiegelt die Tendenz wider, eher «Terrorismus» als Anklagen wegen Kriegsver-
brechen zu verfolgen. Diese Tendenz mag zum Teil darauf zurückzuführen sein, dass bestimmte inländische 
Terrorismusdelikte in Kontexten, in denen der Zugang zu Beweismitteln und zum Tatort schwierig ist (wie z.B. 
9HUEUHFKHQ��GLH�DQJHEOLFK�LP�$XVODQG�XQG�RGHU�LQ�.RQÀLNWJHELHWHQ�EHJDQJHQ�ZXUGHQ���OHLFKWHU�]X�EHZHLVHQ�
sein können. Auch wenn diese Herausforderungen nicht unterschätzt werden dürfen, sollte in ihre Bewältigung 
durch wirksame Ermittlungen und internationale Zusammenarbeit investiert werden (siehe weiter unten Ab-
VFKQLWW�,9��]XU�%HZHLVHUKHEXQJ���:HQQ�+DQGOXQJHQ��GLH� LP�5DKPHQ�HLQHV�EHZDIIQHWHQ�.RQÀLNWV�EHJDQJHQ�
werden, Angriffe gegen Zivilisten beinhalten oder die Zivilbevölkerung terrorisieren, ist dies ein Kriegsverbre-
chen - und kein terroristischer Straftatbestand - und sollte entsprechend angeklagt werden. Darüber hinaus 
VROOWH�GLH�7HLOQDKPH�DQ�HLQHP�EHZDIIQHWHQ�.RQÀLNW�VHOEVW�QLFKW�DOV�©7HUURULVPXVª�DQJHNODJW�ZHUGHQ��ZHQQ�

http://journey-to-extremism.undp.org/content/downloads/UNDP-JourneyToExtremism-report-2017-english.pdf
http://journey-to-extremism.undp.org/content/downloads/UNDP-JourneyToExtremism-report-2017-english.pdf
https://www.osce.org/odihr/393503
https://www.osce.org/odihr/393503
http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-111101
https://undocs.org/E/CN.4/2005/102/Add.1
https://search.coe.int/cm/pages/result_details.aspx?ObjectId=09000016805cd111
http://www.icj.org/wp-content/uploads/2015/12/Universal-Fight-against-impunity-PG-no7-comp-Publications-Practitioners-guide-series-2015-ENG.pdf
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VLFK�GHU�.RQÀLNW�DQ�GLH�5HJHOQ�GHV�KXPDQLWlUHQ�9|ONHUUHFKWV�KlOW��,P�-DKU������HQWVFKLHG�GDV�%U�VVHOHU�%H-
UXIXQJVJHULFKW��GDVV��ZHQQ�.lPSIHU�DOV�.RQÀLNWSDUWHL�LQ�HLQHP�QLFKW�LQWHUQDWLRQDOHQ�EHZDIIQHWHQ�.RQÀLNW�PLW�
einem anderen Staat angesehen werden, die Terrorismusbestimmungen des belgischen Rechts nicht anwend-
bar seien und es nicht notwendig sei, zu analysieren, ob die fragliche Gruppe eine terroristische Gruppe sei 
(Berufungsgericht, 8. März 2019, Nr. 2019/939, Abs. 36). Wenn Terrorakte außerhalb einer allgemeinen Situ-
DWLRQ�HLQHV�EHZDIIQHWHQ�.RQÀLNWV�JHPl��GHU�'H¿QLWLRQ�GHV�9|ONHUUHFKWV�VWDWW¿QGHQ��LVW�HV�QLFKW�DQJHEUDFKW��
sie als Kriegsverbrechen anzuklagen. 

Die Aufdeckung und Bestrafung der Durchführung schwerwiegender internationaler Verbrechen dient meh-
reren Zwecken, einschließlich der Wiedergutmachung für die Opfer - was Anerkennung, Wahrheit, Rechen-
VFKDIWVSÀLFKW�XQG�6FKULWWH�HUIRUGHUW��XP�DXV�GHU�9HUJDQJHQKHLW�]X�OHUQHQ�XQG�GLH�1LFKW�:LHGHUKROXQJ�VLFKHU-
zustellen. (UN, Basic Principles and Guidelines on the Right to a Remedy and Reparation; The right to a remedy 
and reparation for gross human rights violations – A Practitioners Guide, ICJ, 2018). Die Verfolgung von 
Terrorismus nach der Richtlinie sollte keine einfache Alternative zur primären Rolle der nationalen Gerichte bei 
der Durchsetzung des internationalen Strafrechts in Bezug auf die schwersten Verbrechen sein. Eine Reihe von 
Beispielen aus jüngster Zeit für die nationale Strafverfolgung von Kriegsverbrechen oder Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit zeigen, dass es in der Praxis möglich ist, Mitglieder terroristischer Gruppen für schwere Verbre-
chen nach geltendem Völkerstrafrecht zur Rechenschaft zu ziehen (Cumulative Prosecution of Foreign Terrorist 
Fighters for Core International Crimes and Terrorism-Related Offences, Eurojust und Genozidnetzwerk, 2020; 
siehe Fälle in Deutschland: Oberlandesgericht Düsseldorf, 5 StS 2/19, Urteil vom 17. Dezember 2019; Ober-
landesgericht Frankfurt 5, 3 StE 4/16, Urteil vom  8. November 2016). 

c) Die strafrechtliche Verfolgung von Terrorismusvorwürfen sollte bei
KLQUHLFKHQG�VFKZHUHP�NULPLQHOOHQ�.RQÀLNW�XQG�9RUVDW]�P|JOLFKVW
sparsam eingesetzt werden

7HUURULVPXVª�6WUDIYHUIDKUHQ�VROOWHQ�QXU�EHL�DXVUHLFKHQG�VFKZHUHQ�NULPLQHOOHQ�.RQÀLNWHQ�HLQJHOHLWHW�ZHUGHQ��
QLHPDOV� EHL� 'H�PLQLPLV�%HLWUlJHQ� RGHU� EHL� .RQÀLNWHQ�� GLH� QLFKW� ©ZLUNOLFK� WHUURULVWLVFKHUª�1DWXU� VLQG�� 'DV�
Strafrecht selbst ist ein gewichtiges Instrument, das im Einklang mit den Grundsätzen des Strafrechts sparsam 
anzuwenden ist (siehe unten ultimo ratio). Es muss stets den strafrechtlichen Grundsatz der Verhältnismäßig-
keit und die Menschenrechte beachten. 

In der Praxis kann die Entscheidung, eine Straftat als «terroristische» Straftat anzuklagen, eine Vielzahl von 
Konsequenzen in den europäischen Staaten und darüber hinaus mit sich bringen: besondere Verfahren, gerin-
JHUH�6FKXW]VWDQGDUGV��DXWRPDWLVFKH�RGHU�KlX¿JH�$QZHQGXQJ�YRQ�9HUZDOWXQJVKDIW��PDQFKPDO�LQ�DOWHUQDWLYHQ�
Haftanstalten und unter minderwertigen Bedingungen, und schließlich verschärfte Strafen. Die Verfügbarkeit 
geringerer Schutzstandards kann Anreize oder sogar Druck schaffen, das Terrorismusrecht anstelle anderer 
Strafgesetze anzuwenden. In praktischer und politischer Hinsicht kann eine Ermittlung, Anklage oder Strafver-
folgung im Zusammenhang mit Terrorismus schwerwiegende Folgen haben, die über das eigentliche Strafver-
fahren hinausgehen, einschließlich der Stigmatisierung des Angeklagten und anderer Personen, administrati-
ver Maßnahmen, die auch nach einem Freispruch oder der Verbüßung von Strafen zur Anwendung kommen 
können, und sogar der Entziehung der Staatsbürgerschaft.  

Das Strafrecht verliert seine Autorität und Legitimität, wenn es nicht fair und sparsam gelenkt und angewendet 
wird, eingeschränkt durch Prinzipien des Strafrechts und der Menschenrechte. Damit der Straftatbestand des 
«Terrorismus» seine besondere Bedeutung behält, ist es darüber hinaus von wesentlicher Bedeutung, dass 
das Netz nicht so weit gespannt ist, dass es auch jene Straftaten erfasst, die angemessen als gewöhnliche 
Straftatbestände des Strafrechts behandelt werden. Dies sollte zwar gesetzlich abgesichert sein, doch müssen 
Staatsanwälte und Richter auch unbedingt sicherstellen, dass in dem jeweiligen Fall der Rückgriff auf ein Straf-
verfahren gerechtfertigt ist, dass «terrorismusbezogene» Anklagen gerechtfertigt sind und dass die Folgen für 
die Menschenrechte in einem angemessenen Verhältnis zu dem schuldhaften Verhalten und dem Vorsatz des 
Einzelnen stehen (siehe unten II.6). 

hEHUOHJXQJHQ�]XU�(I¿]LHQ]�GHV�(LQVDW]HV�VSH]LDOLVLHUWHU�(UPLWWOHU��6WDDWVDQZlOWH�RGHU�5LFKWHU�VSUHFKHQ�HEHQ-
falls dafür, die Strafverfolgung im Zusammenhang mit dem Terrorismus auf schweres kriminelles Verhalten 
zu beschränken.

https://www.icj.org/wp-content/uploads/2018/11/Universal-Right-to-a-Remedy-Publications-Reports-Practitioners-Guides-2018-ENG.pdf
https://www.eurojust.europa.eu/sites/default/files/Partners/Genocide/2020-05_Report-on-cumulative-prosecution-of-FTFs_EN.PDF
http://www.justiz.nrw.de/nrwe/olgs/duesseldorf/j2019/5_StS_2_19_Urteil_20191217.html
https://www.rv.hessenrecht.hessen.de/bshe/document/LARE190018819


Terrorismusbekämpfung und Menschenrechte vor Gericht:
Anleitung für Richter, Staatsanwälte und Rechtsanwälte zur Anwendung 
der EU-Richtlinie 2017/541 zur Bekämpfung des Terrorismus

10  |

3. Nationale Justizbehörden, Gerichtsverfahren und gerichtliche 
Prüfung von Antiterrormaßnahmen

Anleitung: 
Nationale Richter tragen als Garanten von Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechten bei der Bekämpfung 
des Terrorismus eine entscheidende Rolle und Verantwortung. Der Einsatz der Justizbehörde, um die 
Einhaltung der internationalen Menschenrechtsnormen durch den Staat zu gewährleisten, ist von ent-
scheidender Bedeutung. Die Gerichte tun dies, indem sie nationales Recht im Einklang mit den EU- und 
LQWHUQDWLRQDOHQ�0HQVFKHQUHFKWVYHUSÀLFKWXQJHQ�LQWHUSUHWLHUHQ�XQG�DQZHQGHQ�XQG�*HVHW]H��GLH�YRQ�1DWXU�
DXV�PLW�GLHVHQ�9HUSÀLFKWXQJHQ�XQYHUHLQEDU�VLQG��QLFKW�DQZHQGHQ��5LFKWHU�N|QQHQ�DXFK�LQ�GHU�/DJH�VHLQ��
innerstaatliches Recht anzuwenden, das über den Menschenrechtsschutz des Völkerrechts hinausgeht.

Kommentar: Als Organ des Staates wird eine Handlung (oder Unterlassung) des Richters, die mit dem Völ-
NHUUHFKW�XQYHUHLQEDU� LVW�� GHQ�6WDDW� LQ�9HUOHW]XQJ� VHLQHU�Y|ONHUUHFKWOLFKHQ�9HUSÀLFKWXQJHQ�EULQJHQ� �$UW����
ILC-Artikel). In Bezug auf Menschenrechtsverträge gilt: «Alle Regierungsorgane (Exekutive, Legislative und 
Judikative) und andere öffentliche oder staatliche Behörden, gleich auf welcher Ebene - national, regional oder 
lokal - sind in der Lage, die Verantwortung des Staates zu übernehmen (...)» (UN HRC, General Comment 31, 
UN Doc. CCPR/C/21/Rev.1/Add.13, 2004, para. 4). 

Daraus folgt, dass die Richter die internationalen Menschenrechte sowie die für den Staat geltenden EU-
Rechtsvorschriften und -Standards kennen und sicherstellen müssen, dass ihre Entscheidungen mit diesen 
9HUSÀLFKWXQJHQ�LP�(LQNODQJ�VWHKHQ��Legal Commentary to the ICJ Geneva Declaration, ICJ, 2011). 

:HQQ�5LFKWHU�PLW�HLQHP�RIIHQVLFKWOLFKHQ�.RQÀLNW�]ZLVFKHQ�QDWLRQDOHP�XQG�LQWHUQDWLRQDOHP�5HFKW�VRZLH�(8�
Recht konfrontiert werden, sollten sie alle ihnen zur Verfügung stehenden gerichtlichen Mittel und Techniken 
oder Ermessensspielräume nutzen, um die potenzielle Verletzung zu vermeiden, einschließlich Auslegungs-
techniken, Verfassungsdoktrinen, Rechtsmittel oder Vorlagen. Während die Verfahren zur Anfechtung und 
Aufhebung von Recht in den europäischen Systemen unterschiedlich sind, sollte das Recht nicht angewandt 
werden, wenn der Richter feststellt, dass eine Verletzung eine unvermeidliche Folge der Anwendung des na-
tionalen Rechts wäre. Der Richter sollte dies dann dem Einzelnen, seinem Anwalt und der Regierung unter 
Angabe von Gründen deutlich machen. 

4. Rechte der Opfer 

EU-Richtlinie 2017/541 
Artikel 30 

(30) Die Mitgliedstaaten sollten sicherstellen, dass alle Opfer des Terrorismus Zugang zu Informationen 
über Opferrechte, verfügbare Unterstützungsdienste und Entschädigungsregelungen in dem Mitglied-
staat haben, in dem die terroristische Straftat begangen wurde. Die betroffenen Mitgliedstaaten sollten 
geeignete Maßnahmen ergreifen, um die Zusammenarbeit untereinander zu erleichtern, damit sicherge-
stellt ist, dass Opfer des Terrorismus, die ihren Wohnsitz in einem anderen Mitgliedstaat haben als dem, 
in dem die terroristische Straftat begangen wurde, tatsächlich Zugang zu diesen Informationen haben. 
Außerdem sollten die Mitgliedstaaten sicherstellen, dass die Opfer des Terrorismus Zugang zu langfris-
tigen Unterstützungsdiensten im Wohnsitzmitgliedstaat haben, auch wenn die terroristische Straftat in 
einem anderen Mitgliedstaat verübt wurde.
Die Artikel 24-26 der Richtlinie betreffen die Hilfe und Unterstützung für Terrorismusopfer, den Schutz von 
Terrorismusopfern und die Rechte von Terrorismusopfern mit Wohnsitz in einem anderen Mitgliedstaat.

Richter und Rechtsanwälte sollten sicherstellen, dass Opfer von Terrorismus Zugang zu Recht, fairer Behand-
lung und Rechtsbehelfen haben.

Richter und Anwälte sollten sicherstellen, dass allen potenziellen Terrorismusopfern wirksame kinder- und 
JHVFKOHFKWVVSH]L¿VFKH�,QIRUPDWLRQHQ�XQG�9HUIDKUHQ�]XU�(LQOHJXQJ�YRQ�5HFKWVPLWWHOQ�]XU�9HUI�JXQJ�VWHKHQ�

Kommentar: 

(LQ�2SIHU�GHV�7HUURULVPXV�LVW�QDFK�GHU�'H¿QLWLRQ�LQ�$UWLNHO���GHU�5LFKWOLQLH���������(8�HLQH�QDW�UOLFKH�
Person, die einen Schaden, einschließlich eines körperlichen, geistigen oder seelischen Schadens oder 
eines wirtschaftlichen Verlusts, erlitten hat, soweit dieser unmittelbar durch eine terroristische Straftat 
verursacht wurde, oder ein Familienangehöriger einer Person, deren Tod unmittelbar durch eine terro-
ristische Straftat verursacht wurde, und der durch den Tod dieser Person einen Schaden erlitten hat.

Artikel 27 der EU-Richtlinie 2017/541

https://undocs.org/CCPR/C/21/Rev.1/Add.13
https://www.icj.org/wp-content/uploads/2011/05/ICJ-genevadeclaration-publication-2011.pdf
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'LH�6WDDWHQ�KDEHQ�GLH�3ÀLFKW��GLH�5HFKWH�DOOHU�LKUHU�*HULFKWVEDUNHLW�XQWHUVWHKHQGHQ�3HUVRQHQ�]X�UHVSHNWLHUHQ�
XQG�GHUHQ�$FKWXQJ�]X�JHZlKUOHLVWHQ��'D]X�JHK|UW�GLH�SRVLWLYH�9HUSÀLFKWXQJ�GHU�6WDDWHQ��DOOH�GXUFKI�KUEDUHQ�
Schritte zum Schutz vor Gewalttaten zu unternehmen und, wo es Opfer terroristischer Gewalt gibt, deren 
Rechte auf Wahrheit, Gerechtigkeit und Wiedergutmachung zu achten. Die strafrechtliche Untersuchung und 
Verfolgung von Personen, die für schwere Verletzungen verantwortlich sind, können ein wichtiges Mittel sein, 
um die Rechte dieser Opfer durchzusetzen. Das Recht der Opfer auf Zugang zur Justiz wird auch in Menschen-
rechtsverträgen anerkannt (z.B. Artikel 6 EMRK). Opfer von Verletzungen durch Staaten, ob durch Handlung 
oder Unterlassung, haben auch das Recht auf einen «wirksamen Rechtsbehelf» gegen Staaten, die für Ver-
letzungen ihrer Rechte verantwortlich sind (z.B. Artikel 13 EMRK, Artikel 2 Absatz 3 ICCPR). 

Zu den Rechtsbehelfen gehört das Recht des Opfers auf Zugang zu relevanten Informationen über Verletzun-
gen und Wiedergutmachungsmechanismen (GA res 60/147, Grundprinzipien und Richtlinien über das Recht 
auf Abhilfe und Wiedergutmachung für Opfer grober Verstöße gegen die internationalen Menschenrechtsnor-
men und schwerwiegender Verletzungen des humanitären Völkerrechts, VII, 16. Dezember 2005).

Auch die Rechte der Opfer von Verbrechen im weiteren Sinne sollten respektiert werden. Diese werden in 
der Richtlinie über die Rechte der Opfer (EU-Richtlinie 2012/29/EU) und anderen Instrumenten wie der 
Erklärung der Vereinten Nationen über die Grundprinzipien der Gerechtigkeit für Opfer von Verbrechen und 
Machtmissbrauch anerkannt. Die Richtlinie über die Rechte der Opfer legt fest, dass sie darauf abzielt, «si-
cherzustellen, dass Opfer von Verbrechen angemessene Informationen, Unterstützung und Schutz erhalten 
und in der Lage sind, sich am Strafverfahren zu beteiligen». Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Opfer 
anerkannt und in einer respektvollen, einfühlsamen, maßgeschneiderten, professionellen und nichtdis-
kriminierenden Weise behandelt werden (...). Die in der Richtlinie festgelegten Rechte gelten für Opfer in 
nichtdiskriminierender Weise, auch in Bezug auf ihren Aufenthaltsstatus» (Artikel 1.1). 

Die Opfer sollten in allen Phasen mit Mitgefühl und Respekt für ihre Menschenwürde behandelt werden und 
die notwendige Unterstützung erhalten, um ihre Rechte durchzusetzen. Sie haben das Recht auf Zugang 
zu den Mechanismen der Justiz und auf unverzügliche Wiedergutmachung des erlittenen Schadens, wie sie 
in der nationalen Gesetzgebung vorgesehen ist. Es sollten gerichtliche und administrative Mechanismen ge-
schaffen und gestärkt werden, wo dies erforderlich ist, um den Opfern zu ermöglichen, durch formelle oder 
informelle Verfahren, die zügig, fair, kostengünstig und zugänglich sind, Wiedergutmachung zu erlangen. Die 
Opfer sollten über ihre Rechte informiert werden, wenn sie über solche Mechanismen Rechtsmittel einlegen 
(UN, Declaration of Basic Principles of Justice for Victims of Crime and Abuse of Power, UN Doc.  A/RES/40/34, 
1985, para. 4-5).

Die Opfer haben das Recht auf Informationen im Zusammenhang mit den Ermittlungen und dem Gerichtsver-
fahren, und die UN-Standards für bewährte Praktiken besagen, dass es ihnen gestattet sein sollte, am Prozess 
teilzunehmen, um die Erlaubnis zu bitten, sich zu Wort zu melden, und eine Entschädigung für ihren Verlust 
zu fordern. In der Praxis sind die Opfer aus verschiedenen Gründen oft nicht in der Lage, Zugang zur Justiz zu 
erhalten oder sich voll am Strafgerichtsverfahren zu beteiligen, z.B. weil sie sich ihrer Rechte nicht bewusst 
sind oder weil sie sich ihrer sozioökonomischen, kulturellen, sprachlichen oder sonstigen örtlichen Gegeben-
heiten nicht bewusst sind. Um dieses Problem anzugehen, sollte eines der Hauptziele eines jeden wirksamen 
5HFKWV��XQG�6WUDIUHFKWVV\VWHPV�GDULQ�EHVWHKHQ��DOOH�EHWURIIHQHQ�2SIHU�UHFKW]HLWLJ�]X�LGHQWL¿]LHUHQ�XQG�VLH�
über ihr Recht auf Zugang zur Justiz zu informieren (UNODC, Bewährte Praktiken bei der Unterstützung von 
Terrorismusopfern im Rahmen der Strafgerichtsbarkeit, 2015, para 119-120). 

Siehe auch Human Rights of Victims of Terrorism A Compilation of Selected International Sources, ICJ, 2019. 

5. Anti-Terrorismus-Gesetz in Ausnahmezuständen und bewaffneten 
.RQÀLNWHQ

a) Wenn Straftaten nach der Richtlinie in Ausnahmezuständen und in Abweichung von den Bestim-
mungen internationaler Menschenrechtsverträge angewandt werden, müssen die Richter sicher-
stellen, dass die internationalen Menschenrechtsvorschriften über die strengen Bedingungen der 
Abweichung hinaus angewandt werden. Unveräußerliche Rechte wie Gesetzmäßigkeit (nullum 
crimen sine lege), Freiheit von Folter und anderer Misshandlung, der Kern eines fairen Verfahrens 
und die grundlegenden Prozessgarantien in der Haft müssen jederzeit respektiert werden. Ein-
schränkungen anderer Rechte können in dem Maße vorgenommen werden, wie es der Zweck des 
Notstands erfordert, und alle Einschränkungen sind restriktiv auszulegen. Kein Recht darf jemals 
in seiner Gesamtheit ausgesetzt werden.

E�� ,Q� EHZDIIQHWHQ� .RQÀLNWHQ� JLOW� GDV� KXPDQLWlUH� 9|ONHUUHFKW� �+95�� QHEHQ� GHQ� LQWHUQDWLRQDOHQ�
0HQVFKHQUHFKWVQRUPHQ��XP�GDV�9HUKDOWHQ�GHU�.RQÀLNWSDUWHLHQ�]X�UHJHOQ��9HUKDOWHQVZHLVHQ�LP�

https://www.ohchr.org/en/professionalinterest/pages/remedyandreparation.aspx
https://www.unodc.org/pdf/criminal_justice/UNODC_Handbook_on_Justice_for_victims.pdf
https://www.icj.org/victimsofterrorism2019/
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=XVDPPHQKDQJ�PLW�HLQHP�EHZDIIQHWHQ�.RQÀLNW��GLH�PLW�GHP�KXPDQLWlUHQ�9|ONHUUHFKW�YHUHLQ-
bar sind, sollten nicht als «Terrorismus» strafrechtlich verfolgt werden. Verhaltensweisen, die 
Kriegsverbrechen darstellen, sollten als solche strafrechtlich verfolgt werden. 

Kommentar: Nach den internationalen Menschenrechtsgesetzen sind Abweichungen von bestimmten Men-
VFKHQUHFKWVYHUSÀLFKWXQJHQ�QXU�LQ�RI¿]LHOO�DXVJHUXIHQHQ�$XVQDKPH]XVWlQGHQ�]XOlVVLJ��ZHQQ�.ULHJ�RGHU�HLQ�
anderer öffentlicher Notstand das Leben der Nation bedroht (Artikel 4 ICCPR, Artikel 15 EMRK). Jede der-
artige Abweichung muss ausnahmsweise und vorübergehend sein, im Einklang mit dem innerstaatlichen 
5HFKW�VWHKHQ�XQG�PLW�DQGHUHQ�Y|ONHUUHFKWOLFKHQ�9HUSÀLFKWXQJHQ�LQ�(LQNODQJ�VWHKHQ��XQG�VLH�PXVV�XQEHGLQJW�
QRWZHQGLJ��YHUKlOWQLVPl�LJ�XQG�EHJUHQ]W�VHLQ��XP�HLQHU�VSH]L¿VFKHQ�%HGURKXQJ�GHV�/HEHQV�GHU�1DWLRQ�]X�
begegnen. (Siehe auch : Legal Commentary to the ICJ Berlin Declaration, ICJ, 2008, pp. 28-32). «[D]ie bloße 
7DWVDFKH��GDVV�HLQH�]XOlVVLJH�$EZHLFKXQJ�YRQ�HLQHU�VSH]L¿VFKHQ�%HVWLPPXQJ�DQ�VLFK�GXUFK�GLH�(UIRUGHUQLVVH�
GHU�6LWXDWLRQ�JHUHFKWIHUWLJW�VHLQ�NDQQ��HQWELQGHW�QLFKW�YRQ�GHP�(UIRUGHUQLV��GDVV�VSH]L¿VFKH�0D�QDKPHQ��GLH�
aufgrund der Abweichung ergriffen werden, auch nachgewiesen werden müssen, dass sie durch die Erforder-
nisse der Situation erforderlich sind. In der Praxis stellt dies sicher, dass keine Bestimmung (...), von der auch 
immer gültig abgewichen wird, völlig unanwendbar auf das Verhalten eines Staates ist (...)» (CCPR, General 
Comment 29, UN Doc. CCPR/C/21/Rev.1/Add.11, 2001, para. 4).

Ausnahmeregelungen dürfen keine Rechte berühren, die nach dem Vertrags- oder Gewohnheitsrecht und 
nach zwingendem Völkerrecht nicht abdingbar sind. Zu den nicht veräußerbaren Rechten gehören das Recht 
auf Leben, das Recht auf Freiheit von Folter oder anderer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Be-
handlung oder Strafe, das Recht auf Freiheit von Sklaverei oder Leibeigenschaft, das Recht auf Freiheit von 
erzwungenem Verschwinden, das Recht auf Freiheit von Haft wegen Nichterfüllung einer vertraglichen Ver-
SÀLFKWXQJ��GDV�5HFKW���EHUDOO�DOV�3HUVRQ�YRU�GHP�*HVHW]�DQHUNDQQW�]X�ZHUGHQ��GDV�5HFKW��QLFKW�I�U�+DQGOXQ-
gen verurteilt zu werden, die zum Zeitpunkt ihrer Begehung nach innerstaatlichem oder internationalem Recht 
keine Straftaten darstellten oder insbesondere nicht in klar zugänglichen Gesetzen vorgeschrieben waren, und 
GDV�5HFKW�DXI�*HGDQNHQ���*HZLVVHQV��XQG�5HOLJLRQVIUHLKHLW��%HVWLPPWH�5HFKWH�XQG�3ÀLFKWHQ��GLH�QDFK�GHU�
(05.�XQG�GHP�,QWHUQDWLRQDOHQ�3DNW��EHU�E�UJHUOLFKH�XQG�SROLWLVFKH�5HFKWH�XQG�3ÀLFKWHQ�QLFKW�DXVGU�FNOLFK�
unumstößlich sind, gelten als wesentliche, jederzeit anwendbare Garantien: Dazu gehören die grundlegenden 
Garantien des Rechts auf ein faires Verfahren, das Recht auf Anfechtung der Rechtmäßigkeit der Inhaftierung 
und ganz allgemein das Verbot der willkürlichen Inhaftierung, zentrale Verfahrensgarantien wie der unverzüg-
liche Zugang zu Anwälten und Gerichten nach der Inhaftierung und das Recht auf einen wirksamen Rechts-
behelf (z. B.. UN Human Rights Committee (UN HRC), General Comment No. 29).

Für die Legitimität der Ausnahmeregelung ist es von wesentlicher Bedeutung, dass es eine wirksame gericht-
liche Aufsicht über die Rechtfertigung von «Notstandsbestimmungen» sowie über die Art der Rechte, von 
denen abgewichen wird, gibt. Dabei ist zu prüfen, ob «eine außergewöhnliche Krisen- oder Notsituation vor-
liegt, die die gesamte Bevölkerung betrifft und eine Bedrohung für das organisierte Leben der Gemeinschaft, 
aus der der Staat besteht, darstellt» (Lawless v. Ireland, ECtHR, Antrag Nr. 332/57, Urteil vom 14. November 
1960; A and others v. United Kingdom, ECtHR, Antrag Nr. 3455/05, Urteil vom 19. Februar 2009). Wo die 
Justiz jedoch oft eine Schlüsselrolle  spielt, ist die Beurteilung der Frage, ob bestimmte Maßnahmen als «un-
bedingt notwendig und verhältnismäßig» im Hinblick auf diesen Notfall gerechtfertigt und nichtdiskriminierend 
sind. (Siehe auch, Legal Commentary to the ICJ Geneva Declaration, ICJ, 2011, Principle 4).

Die Richter müssen sicherstellen, dass die unveräußerlichen Rechte jederzeit geschützt sind, auch im Hinblick 
DXI�GLH�PDQJHOQGH�.ODUKHLW�XQG�6SH]L¿]LWlW�GHV�6WUDIUHFKWV��GHQ�6FKXW]�YRU�)ROWHU�RGHU�DQGHUHU�XQPHQVFK-
licher oder erniedrigender Behandlung und den Schutz vor willkürlicher Inhaftierung und unfairem Verfahren. 

b) Das humanitäre Völkerrecht (HVR) bietet neben den internationalen Menschenrechten und dem inter-
nationalen Strafrecht (VGR) anerkannte internationale Standards für das Verhalten während und im Zusam-
PHQKDQJ�PLW�HLQHP�EHZDIIQHWHQ�.RQÀLNW��6LWXDWLRQHQ�GHV�7HUURULVPXV�VROOWHQ�QLFKW�PLW�6LWXDWLRQHQ�HLQHV�
EHZDIIQHWHQ�.RQÀLNWV�YHUPLVFKW�ZHUGHQ��(LQ�EHZDIIQHWHU�.RQÀLNW�OLHJW�QXU�GDQQ�YRU��ZHQQ�]ZLVFKHQ�6WDDWHQ�
*HZDOW�DQJHZHQGHW�ZLUG�RGHU�ZHQQ�EHL�HLQHP�QLFKW�LQWHUQDWLRQDOHQ�.RQÀLNW�HLQH�DXVUHLFKHQGH�,QWHQVLWlW�GHU�
Feindseligkeiten und ein ausreichender Organisationsgrad der an diesen Feindseligkeiten beteiligten Parteien 
gegeben ist. (Assessing Damage, Urging Action – Report on the Eminent Jurists Panel on Terrorism, Counter-
terrorism and Human Rights, ICJ, 2009, pp. 53-56).

Wie die Resolution 2178 (2014) des UN-Sicherheitsrats und die meisten anderen Resolutionen und Verträge 
des UN-Sicherheitsrats im Bereich der Terrorismusbekämpfung in den letzten Jahren deutlich gemacht ha-
EHQ��P�VVHQ�GLH�6WDDWHQ�LKUH�9HUSÀLFKWXQJHQ�]XU�7HUURULVPXVEHNlPSIXQJ�LP�(LQNODQJ�PLW�GHP�KXPDQLWlUHQ�
Völkerrecht auslegen und umsetzen. Die Auslegung und Verfolgung von Terrorismus sollten daher die wirk-
same Anwendung des humanitären Völkerrechts nicht untergraben. Dies kommt in Erwägungsgrund 37 der 
Richtlinie zum Ausdruck, in dem es heißt, dass die Richtlinie nicht die Aktivitäten von Streitkräften in Zeiten 
EHZDIIQHWHU�.RQÀLNWH�UHJHOW��GLH�GHP�KXPDQLWlUHQ�9|ONHUUHFKW�XQWHUOLHJHQ�

https://www.icj.org/wp-content/uploads/2012/04/Legal-Commentary-to-the-ICJ-Berlin-DeclarationNo.1-Human-Rights-Rule-of-Law-series-2009.pdf
https://undocs.org/CCPR/C/21/Rev.1/Add.11
https://www.refworld.org/docid/453883fd1f.html
http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-57516
http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-91403
https://www.icj.org/wp-content/uploads/2011/05/ICJ-genevadeclaration-publication-2011.pdf
https://www.icj.org/wp-content/uploads/2012/04/Report-on-Terrorism-Counter-terrorism-and-Human-Rights-Eminent-Jurists-Panel-on-Terrorism-series-2009.pdf
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Wie das Internationale Komitee vom Roten Kreuz (IKRK) und andere unterstrichen haben, müssen un-
gesetzliche Terrorakte daher von der Beteiligung von Personen, die sich an die Bestimmungen des huma-
QLWlUHQ�9|ONHUUHFKWV�KDOWHQ��DQ�HLQHP�.RQÀLNW�XQWHUVFKLHGHQ�ZHUGHQ��(V�VLQG�9HUOHW]XQJHQ�GHV�KXPDQL-
tären Völkerrechts, die strafrechtlich verfolgt werden sollten, idealerweise als Kriegsverbrechen (siehe 
weiter unten Abschnitt III.1 zu Artikel 3 der Richtlinie). Wie ein belgisches Gericht feststellte, «wenn 
7HLOQHKPHU�DQ�HLQHP�EHZDIIQHWHQ�.RQÀLNW�LQ�GHP�:LVVHQ�NlPSIHQ��GDVV�VLH�LQ�MHGHP�)DOO�QDFK�GHP�*H-
wohnheitsstrafrecht oder nach der Terrorismusgesetzgebung strafrechtlich verfolgt werden, gibt es kei-
nen Anreiz, (zumindest) das humanitäre Völkerrecht einzuhalten» (Berufungsgericht Gent, Entscheidung 
in der Rechtssache 939/2019, 8. März 2019, 26-27).

6. Von Richtlinienverstößen betroffene Menschenrechtsprinzipien 

6.1 Gesetzlichkeitsprinzip: Nullum Crimen Sine Lege

'DV�LP�)ROJHQGHQ�GDUJHOHJWH��DXV�PHKUHUHQ�(OHPHQWHQ�EHVWHKHQGH�/HJDOLWlWVSULQ]LS�ZLUG�EHL�GHU�8P-
setzung von Richtlinienverstößen angreifbar. Es erfordert ein Rückwirkungsverbot (lex previae), Rechts-
sicherheit und Klarheit (lex certa) und die strikte Anwendung und Auslegung des Strafrechts (lex stricta). 
Das Prinzip spiegelt sich in allen nationalen und internationalen Systemen wider (z.B. Artikel 7 Absatz 1 
EMRK, Artikel 11 Absatz 2 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, Artikel 15 ICCPR, Artikel 49 
der EU-Charta, Artikel 22 (nullum crimen sine lege) und 23 (nulla poena sine lege) des IStGH-Statuts). Es 
handelt sich also um ein völkerrechtlich geschütztes Recht und eines der Grundprinzipien des Strafrechts, 
YRQ�GHP�GLH�/HJLWLPLWlW�GHU�VWUDIUHFKWOLFKHQ�0D�QDKPHQ�DEKlQJW�

Vor allem angesichts des Umfangs und der Missbrauchsanfälligkeit einiger Antiterrorismus-Delikte kommt 
den Richtern eine entscheidende Rolle beim Schutz vor willkürlicher Anwendung des Strafrechts zu. Sie 
P�VVHQ�VLFKHUVWHOOHQ��GDVV�GDV�6WUDIUHFKW�GHQ�VWUHQJHQ�$QIRUGHUXQJHQ�GHU�/HJDOLWlW�JHQ�JW��HLQVFKOLH�-
lich derer, die im Grundprinzip nullum crimen sine lege und nulla poena sine lege (kein Verbrechen und 
keine Strafe ohne Gesetz) verankert sind. Es mag zwar möglich sein, eine Person ohne einen abgeschlos-
VHQHQ� 7HUURUDNW� ]X� YHUIROJHQ�� ]�%�� LP� )DOOH� HLQHU� HLQOHLWHQGHQ� 6WUDIWDW�� DEHU� HLQH� URWH� /LQLH�� GLH� QLFKW�
überschritten werden sollte, ist die Verfolgung von Personen allein auf der Grundlage dessen, was sie 
möglicherweise zu tun gedachten, anstatt dessen, was sie getan haben. Die Richter müssen sich ebenfalls 
davor hüten, dass das Erfordernis des Vorsatzes (mens rea) in Bezug auf das für die Straftat konstitutive 
Verhalten (actus rea), ein wesentliches Element der strafrechtlichen Schuld, ausgehöhlt wird. Sie sollten 
die Einführung von Vorsatzvermutungen ablehnen (z.B. dass die Reise in eine bestimmte Zone die Absicht 
impliziert, sich am Terrorismus zu beteiligen), die die Unschuldsvermutung und die Beweislast in Straf-
sachen aushöhlen würden.

6.1.1 Prinzip des Rückwirkungsverbots:

Richter und Staatsanwälte müssen sicherstellen, dass der Grundsatz des Rückwirkungsverbots strikt ein-
gehalten wird, so dass nur Verbrechen verfolgt werden, die zum Zeitpunkt ihrer Begehung eindeutig ge-
setzlich festgelegt sind. 

Kommentar: Es ist im nationalen und internationalen Strafrecht unumstritten, dass Verbrechen zum Zeitpunkt 
ihrer Begehung eindeutig gesetzlich festgelegt werden müssen. Der Menschenrechtsausschuss der Vereinten 
Nationen, der Verstöße aufgrund von Verurteilungen für terroristische Straftaten nach Rechtsvorschriften 
feststellt, die zum Zeitpunkt der mutmaßlichen Straftaten nicht existierten, hat festgestellt, dass es nicht aus-
reicht, dass das damals geltende Recht andere einschlägige Straftaten, auf die ähnliche Strafen Anwendung 
fanden, unter Strafe stellte. (UN-HRC, Mitteilung Nr. 981/2001, UN-Dok. CCPR/C/78/D/981/2001). Die Art 
und Weise, wie das bereits bestehende Recht in der Praxis ausgelegt und interpretiert wird, muss ebenfalls 
vorhersehbar sein, damit es sich nicht effektiv um eine rückwirkende Anwendung des Gesetzes handelt (Jorgic 
v. Deutschland,  ECtHR,  Antrag Nr. 74613/01, Urteil vom 12. Oktober 2007, para. 109-113).

Strafen müssen auch im bereits bestehenden Recht vorgeschrieben werden, was sich in dem damit ver-
bundenen Prinzip des nulla poene sine lege widerspiegelt. Eine schwerere Strafe als die zum Zeitpunkt der 
Begehung der Straftat geltende kann nicht verhängt werden. Maßnahmen zur rückwirkenden Erhöhung der 
Strafen in dem Maße, wie sich die politischen Notwendigkeiten ändern, zum Beispiel im Anschluss an einen 
Terroranschlag, stehen nicht im Einklang mit diesem Grundsatz sowie mit der EMRK und dem Internationalen 
Pakt über bürgerliche und politische Rechte (Siehe zum Beispiel: Welch v. United Kingdom  ECtHR, Antrag Nr. 
17440/90, Urteil vom 9. Februar 1995).

https://rm.coe.int/16806ebd5d
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6.1.2 Klarheit, Präzision und Vorhersehbarkeit 

a) Die Richter müssen sicherstellen, dass die betreffende Straftat hinreichend klar und sicher ist, da-
mit der Einzelne mit einem angemessenen Grad an Sicherheit feststellen kann, wie sie sich auf ihn
auswirken wird. Gesetze dürfen nicht in einer vagen und übertriebenen Weise formuliert werden,
die sich für eine willkürliche Anwendung durch Exekutivbehörden eignet. Die Richter sollten sich
bemühen, die konsequente, vorhersehbare und faire Anwendung des Gesetzes zu gewährleisten,
frei von Diskriminierung aus Statusgründen, und dass das Gesetz eng ausgelegt wird (siehe 6.1.4
unten).

b) %HL�GHU�8UWHLOV¿QGXQJ�LQ�)lOOHQ�GHU�7HUURULVPXVEHNlPSIXQJ�VROOWHQ�GLH�5LFKWHU�EHVWUHEW�VHLQ��]XU
Vorhersehbarkeit und Vorhersehbarkeit der Anwendung dieser Straftaten beizutragen, indem sie
die Gründe für ihre Entscheidungen erläutern, sich auf Menschenrechtsstandards stützen und die
Rechtsprechung weiterentwickeln. Die Rechtsprechung der EU-Mitgliedstaaten und anderer Ge-
richtsbarkeiten sowie sowie des Europäischen Gerichtshofes (EuGH), des Europäischen Gerichts-
hofs für Menschenrechte und der UN-Vertragsorgane kann als überzeugende und in einigen Fällen
verbindliche Orientierungshilfe dienen.

Kommentar: Das Gesetzlichkeitsprinzip verlangt, dass das kriminalisierte Verhalten in einer präzisen und 
XQPLVVYHUVWlQGOLFKHQ�6SUDFKH�EHVFKULHEHQ�ZLUG��GLH�GLH�VWUDIEDUH�+DQGOXQJ�HQJ�GH¿QLHUW�XQG�VLH�YRQ�HLQHP�
Verhalten unterscheidet, das entweder nicht strafbar ist oder durch andere Strafen geahndet wird. Das Prinzip 
verlangt, dass das Gesetz «in seiner Anwendung und seinen Folgen vernünftigerweise vorhersehbar ist...» 
(UN ECOSOC, Report of R. Goldman, UN Independent Expert on The Protection of Human Rights and Funda-
mental Freedoms While Countering Terrorism, UN Doc. E/CN.4/2005/103, 2005). Wie der EGMR wiederholt 
NODUJHVWHOOW�KDW��PXVV�HLQ�6WUDIWDWEHVWDQG�JHVHW]OLFK�NODU�JHQXJ�GH¿QLHUW�VHLQ��GDVV�©GHU�(LQ]HOQH�DXV�GHP�
Wortlaut der betreffenden Bestimmung und gegebenenfalls mit Hilfe der Auslegung durch die Gerichte er-
kennen kann, welche Handlungen und Unterlassungen ihn haftbar machen» (Kokkinakis v. Greece,  ECtHR, 
Antrag Nr. 14307/88, Urteil vom 25. Mai 1993 para. 52). Alle wesentlichen Elemente von Straftaten, die indi-
viduelles Verhalten und Vorsatz umfassen (siehe unten), müssen daher gesetzlich klar vorgesehen und vor-
hersehbar sein. In einem kürzlich erschienenen Bericht des UNODC heißt es, dass «sowohl das unterstützende 
Verhalten (Ermöglichung, Vorbereitung, Finanzierung, Bereitstellung materieller Unterstützung) als auch das 
XQWHUVW�W]WH�9HUKDOWHQ��GLH�*HZDOWWDW��LQ�HLQHU�:HLVH�GH¿QLHUW�ZHUGHQ�P�VVHQ��GLH�GHP�/HJDOLWlWVSULQ]LS�HQW-
spricht» (UNODC, Handbook on Gender Dimensions of Criminal Justice Responses to Terrorism, 2019).

,Q�HLQLJHQ�)lOOHQ�ZHUGHQ�GLH�5LFKWHU�QLFKW�LQ�GHU�/DJH�VHLQ��*HVHW]HVGH¿]LWH�DXV]XJOHLFKHQ��RKQH�VHOEVW�XQ-
vorhergesehen Gesetzgebung zu betreiben. (Jorgic v. Germany, para. 109-113). Zur gleichen Zeit, wie der 
ECtHR anmerkte: «Es wird immer einen Bedarf an der Klärung von Zweifelsfragen und an der Anpassung an 
sich ändernde Umstände geben» (Scopolla v Italy (no 2), ECtHR, Antrag Nr. 10249/03, Urteil vom 17. Sep-
tember 2009, para. 100). Eine klare juristische Argumentation, die die Menschenrechtsgesetze respektiert, 
spielt eine wichtige Rolle bei der Wahrung des Legalitätsprinzips.

Beschränkungen des öffentlichen Zugangs zu Gerichtsurteilen, auch in Fällen der Terrorismusbekämpfung in 
einigen europäischen Ländern, werfen Probleme der Rechtssicherheit und des Rechts auf Zugang zu Informa-
tionen über Angelegenheiten von öffentlichem Interesse im Zusammenhang mit Sicherheit und Menschen-
rechten auf. In Belgien zum Beispiel sind die einschlägigen Gerichtsentscheidungen nicht öffentlich zugänglich.

6.1.3 Strenge Strafrechtskonstruktion zu Gunsten des Angeklagten 

Das Gesetz muss strikt angewandt und eng ausgelegt werden, und Zweifel hinsichtlich Anwendungsbe-
reichs der Straftatbestände müssen zugunsten des Angeklagten ausgeräumt werden. Die Richter sollten 
den Umfang der Straftat eng auslegen, im Einklang mit dem menschenrechtlichen Rahmen und den Grund-
sätzen des Strafrechts. 

Kommentar: Das Strafrecht soll ausnahmsweise funktionieren, ein wesentliches Instrument, das als letztes 
Mittel eingesetzt werden soll (ultimo ratio). Wie der EGMR wiederholt deutlich gemacht hat, muss das Gesetz 
«so ausgelegt und angewandt werden, dass es wirksame Garantien gegen willkürliche Verfolgung, Verurtei-
lung und Bestrafung bietet» (Siehe Streletz, Kessler and Krenz v. Germany, ECtHR, Antrag Nr. 34044/96, 
Urteil vom 22. März 2001, para. 50). Zwei wichtige Ableitungen dieses Prinzips sind, dass das Strafrecht 
streng angewandt und restriktiv ausgelegt werden muss (lex stricta) und dass jede Unklarheit zugunsten des 
Angeklagten ausgeräumt werden sollte. Es darf daher nicht weitgehend zum Nachteil des Angeklagten ausge-
legt werden, z.B. durch Analogie (Rome Statute of the ICC, Artikel 22(b); Europäisches Parlament, European 
Parliament resolution of 22 May 2012 on an EU approach to criminal law, (2010/2310(INI))). Dies ergibt sich 
DXV�GHU�7DWVDFKH��GDVV�QXU�GDV�*HVHW]�HLQ�9HUEUHFKHQ�GH¿QLHUHQ�XQG�HLQH�6WUDIH�YRUVFKUHLEHQ�NDQQ�

https://documents-dds-ny.un.org/doc/UNDOC/GEN/G05/106/94/PDF/G0510694.pdf?OpenElement
https://www.unodc.org/documents/terrorism/Publications/17-08887_HB_Gender_Criminal_Justice_E_ebook.pdf
https://www.camera.it/application/xmanager/projects/leg18/attachments/sentenza/testo_ingleses/000/000/308/SCOPPOLA.pdf
https://www.icc-cpi.int/resource-library/documents/rs-eng.pdf
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&reference=P7-TA-2012-0208&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&reference=P7-TA-2012-0208&language=EN
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Das «Prinzip der Zurückhaltung» und des Strafrechts als letztes Mittel (ultima ratio) bedeuten, dass Staatsan-
wälte und Richter beim Rückgriff auf das Strafrecht Vorsicht walten lassen sollten. Dies wird z.B. im EU-Ansatz 
zum Strafrecht anerkannt (Europäisches Parlament, European Parliament resolution of 22 May 2012 on an EU 
approach to criminal law, (2010/2310(INI)). 

6.1.4 Die strafrechtliche Verantwortung muss individuell sein und auf Verhalten 
         und Vorsatz beruhen 

Die Richter sollten sicherstellen, dass Einzelpersonen nur entsprechend ihrem eigenen schuldhaften Ver-
halten und Vorsatz im Einklang mit den Grundprinzipien des Strafrechts verfolgt und bestraft werden. 
Während dies normalerweise auf ihrem vorsätzlichen oder Anwendungsbereichs der Straftatbestände 
Mitwirken an dem verursachten Schaden beruht, kann es ausnahmsweise Tatbeiträge, die zu einem un-
vorhersehbaren Schaden führen, erfassen. Das Strafrecht sollte jedoch keine abstrakte Gefahr bestrafen, 
oder wenn es keine unmittelbare Verbindung zwischen dem Täter und dem letztendlichen Schaden gibt. 

Kommentar: Die Richtlinie ist Teil einer Tendenz in der Terrorismusbekämpfung hin zu einer zunehmend «prä-
ventiven» Rolle des Strafrechts. Zwar kann das Strafrecht eine entscheidende Rolle bei der Bekämpfung von 
Verhaltensweisen spielen, die auf verschiedene Weise zu terroristischen Handlungen beitragen, doch stellt der 
weite Anwendungsbereich von Straftaten auch ernsthafte Herausforderungen an die strafrechtlichen Grund-
prinzipien dar, die die wesentlichen geistigen und materiellen Elemente von Straftaten, die individuelle Ver-
antwortung und die Rechtfertigung für den Rückgriff auf das Strafrecht regeln. 

Vorsatz und Leichtfertigkeit bilden die Grundlage für die moralische Schuld und rechtliche Verantwortung des 
Einzelnen für terrorismusbezogene Straftaten (der EU-Ansatz im Strafrecht erkennt «Vorsatz» als allgemeine 
Regel und «grobe Fahrlässigkeit» als Ausnahme an; dies kann der Fall sein, wenn eine besondere Sorgfalts-
SÀLFKW�QDFK�GHP�*HVHW]�YHUOHW]W�ZXUGH���'LH�ZHVHQWOLFKH�5ROOH�GHV�NULPLQHOOHQ�9RUVDW]HV�XQG�GHV�©*UXQGVDW-
zes der individuellen Schuld (nulla poena sine culpa)» muss bei der Auslegung und Anwendung aller Straftat-
bestände der Richtlinie gewahrt werden. Im Gegenzug kann der Eingriff des Strafrechts gerechtfertigt werden, 
sobald eine Person von der Absicht zur Tat übergegangen ist und eine «äußere Handlung» vorgenommen hat. 

In der Regel entsteht dies, sobald ein geschützter Wert geschädigt wird (das «Schadensprinzip» im Straf-
recht). Ausnahmsweise bestraft das Strafrecht auch einleitende Verbrechen, bevor der Schaden entstanden 
ist oder das Verbrechen stattgefunden hat, mit der Begründung, dass das fragliche Verhalten, das mit krimi-
neller Absicht begangen wurde, ein erhebliches Schadensrisiko birgt. Die Richtlinie spiegelt an einigen Stellen 
ausdrücklich die Forderung wider, dass «Gefahr» aus dem Verhalten des Angeklagten erwachsen muss, um 
die objektive Dimension einer terroristischen Straftat zu erfüllen (Abschnitt III.3, Provokation.) Vorbereitende 
Handlungen, zu denen auch die Planung oder Verschwörung mit dem Ziel der Begehung einer terroristischen 
Straftat oder der Beteiligung an einer solchen gehören kann, können ebenfalls strafrechtlich verfolgt werden, 
wenn die entsprechenden Voraussetzungen erfüllt sind. Es ist jedoch von wesentlicher Bedeutung, dass das 
Gesetz keine abstrakte Gefahr strafrechtlich verfolgt. Es kann Gedanken, wie gefährlich auch immer die Ge-
VHOOVFKDIW� GLH� ,GHHQ�HLQHV� ,QGLYLGXXPV�HPS¿QGHW�� HUVW�GDQQ�EHVWUDIHQ��ZHQQ� VLH� LQ� NRQNUHWH�+DQGOXQJHQ�
umgesetzt werden. 

In der Praxis geben jedoch eine Reihe von Terrorismusdelikten im innerstaatlichen Recht Anlass zu Bedenken, 
da sie auf einem einfachen Verhalten beruhen, ohne den Nachweis, dass das Verhalten irgendeine Wirkung 
hatte oder sogar eine vorhersehbare Gefahr eines Schadens geschaffen hat, und möglicherweise nicht den 
Vorsatz erfordern, zu Terrorakten beizutragen. So hat das französische Gesetz von 2016, das den «gewöhnli-
chen» Zugriff auf eine Website mit Nachrichten, Bildern oder Darstellungen, die den Terrorismus «anstacheln» 
oder «verherrlichen» sollen, zu einer Straftat machte (Law No. 2016-731 amending Article 421-2-5-2 of the 
criminal code, 4. Juni 2016 (Gesetz Nr. 2016-731 vom 3. Juni 2016)) im Februar 2017 vom Verfassungsgericht 
aufgehoben. Das Gericht befand, dass der bloße Zugriff auf solche Seiten keinen vorhersehbaren Beitrag zu 
einer terroristischen Straftat darstellen würde. (Décision n° 2016-611 QPC vom 10. Februar 2017): «die an-
gefochtenen Bestimmungen verlangen weder, dass die Personen, die gewöhnlich auf öffentliche Online-Kom-
munikationsdienste zugreifen, terroristische Handlungen begehen wollen, noch verlangen sie den Nachweis, 
dass dieser Zugang mit dem Wunsch einhergeht, einer von diesen Diensten zum Ausdruck gebrachten Ideo-
logie anzuhängen». Das Gericht stellte fest, dass «diese Bestimmungen die einfache Handlung des mehrmali-
gen Zugriffs auf einen öffentlichen Online-Kommunikationsdienst, unabhängig von der Absicht des Einzelnen, 
mit einer Gefängnisstrafe von zwei Jahren bestrafen...». 

Da die Bestrafung der Schuld des Einzelnen entsprechen muss, ist es der Anteil des Einzelnen an diesem 
Schaden oder Risiko, gemessen an seinem Verhalten und seiner Absicht, welcher bestraft werden kann. Auch 
wenn der Schaden letztlich von einer anderen Person verursacht werden kann, muss «eine ausreichende 
normative Beteiligung des Einzelnen an der unrechtmäßigen Handlung oder zumindest an der absichtlichen 

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&reference=P7-TA-2012-0208&language=EN
https://www.legifrance.gouv.fr/affichTexte.do?cidTexte=JORFTEXT000032627231&categorieLien=id
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6FKDIIXQJ�GHV�5LVLNRV��GDVV�HLQH�VROFKH�XQUHFKWPl�LJH�+DQGOXQJ�VWDWW¿QGHW��YRUOLHJHQ��XP�HLQ�NULPLQHOOHV�
Eingreifen zu rechtfertigen» (Guidelines for Addressing the Threats and Challenges of ‘Foreign Terrorist Figh-
ters within a Human Rights Framework, OSCE (ODIHR), 2018). Es ist ein Grundprinzip des Strafrechts und 
der Menschenrechte, dass «niemand für Handlungen strafrechtlich verantwortlich gemacht werden darf, an 
denen er nicht persönlich beteiligt war oder an denen er nicht in irgendeiner Weise mitgewirkt hat» (Appeals 
Chamber Judgment of 15 July 1999, ICTY, Fall des Staatsanwalts gegen Tadic, Nr. IT-94-1-A , para. 186). Wo 
es keine sinnvolle unmittelbare Verbindung zwischen dem Individuum und dem Schaden oder Risiko gibt - in 
diesem Zusammenhang von terroristischen Gewalttaten - kann der Grundsatz der «Nichtzurechenbarkeit» im 
Strafrecht die Strafverfolgung ausschließen. 

6.2. Einschränkung der Freizügigkeit, der Meinungs-, Vereinigungs- und 
Versammlungsfreiheit, der Privatsphäre, des Privat- und Familienlebens, 
des Rechts auf politische Partizipation: Legitimes Ziel, Notwendigkeit und 
Verhältnismäßigkeit 

Gesetze, die gemäß der Richtlinie eine Kriminalisierung vorsehen, können an ihrem Wortlaut oder in der 
Art und Weise, wie sie umgesetzt werden, dazu dienen, den Genuss bestimmter Menschenrechte und 
Grundfreiheiten einzuschränken, wie etwa die Freizügigkeit, die Versammlungs-, Vereinigungs- und Mei-
nungsfreiheit, das Recht auf politische Partizipation, das Recht auf Privatsphäre oder das Privat- und 
Familienleben. Einschränkungsklauseln sowohl in der EMRK als auch im Internationalen Pakt über bür-
gerliche und politische Rechte lassen gewisse Einschränkungen zu, aber dieser Rechtsrahmen muss strikt 
angewandt werden, um «das Wesen eines dieser Rechte nicht zu beeinträchtigen». Dies erfordert vom 
Gesetzgeber, aber auch von Staatsanwälten und Richtern zu prüfen, (a) ob die Straftat - dem Anschein 
nach und wie sie ausgelegt und in den Anklageschriftendokumenten zum Ausdruck gebracht wird - ein-
deutig gesetzlich vorgeschrieben ist, (b) ob die Strafverfolgung wirklich einem legitimen Ziel dient (wie 
etwa der nationalen Sicherheit im Falle der meisten Antiterrormaßnahmen), (c) ob die Strafverfolgung der 
Person unter allen Umständen des Einzelfalls als angemessen, notwendig und verhältnismäßig im Hinblick 
auf dieses Ziel gerechtfertigt werden kann und (d) ob die Straftat und eine solche Strafverfolgung diskri-
minierender Natur ist oder ob die Strafverfolgung mit diskriminierender Absicht oder Wirkung durchge-
führt wird (siehe unten). Staatsanwälte sollten prüfen, ob die Verfolgung einer Straftat, die das besondere 
Stigma des Terrorismus trägt, gerechtfertigt ist oder ob zur Erreichung des Ziels eine Verfolgung wegen 
einer anderen anwendbaren Straftat oder Maßnahmen, die «weniger in die Rechte eingreifen» als die 
Strafverfolgung, zur Verfügung stehen.

Kommentar: Es gibt viele Möglichkeiten, wie richtlinienbezogene Straftaten, einschließlich terroristischer 
Straftaten (z.B. reisebezogene Straftaten, Aufstachelung oder «Provokation», Teilnahme an verbotenen Grup-
pen, Anwerbung, Finanzierung, Unterstützung oder Erleichterung u.a.) dazu dienen können, Menschenrechte 
wie Meinungs-, Versammlungs-, Vereinigungs- und Bewegungsfreiheit, das Recht auf Privatsphäre und das 
Recht auf politische Beteiligung einzuschränken. 

Unter bestimmten Umständen können Einschränkungen dieser oder anderer Rechte (das Recht auf Privat-
leben (Art. 17 ICCPR, Art. 8 EMRK, Art. 7 EU-Charta), die Bekundung der Religion (Art. 18(3) ICCPR, Art. 
9.2 EMRK, Art. 10 EU-Charta), freie Meinungsäußerung (Art. 19 ICCPR, Art. 10 EMRK, Art. 11 EU-Charta), 
Versammlungs- (Art.21 ICCPR, Art. 11 EMRK, Art. 12 EU-Charta) und Vereinigungsfreiheit (Art.22, Art. 11 
EMRK, Art. 12 EU-Charta)) können nach den internationalen Menschenrechtsvorschriften rechtmäßig und 
angemessen oder sogar erforderlich sein. Jegliche Einschränkungen dieser Rechte müssen jedoch eindeutig 
gesetzlich festgelegt, notwendig und verhältnismäßig sein und entsprechende Garantien enthalten. Das Straf-
recht greift naturgemäß in die Wahrnehmung der Menschenrechte ein und muss daher die außergewöhnlichen 
Umstände, unter denen z.B. ein Verhalten der Meinungsäußerung oder einer Vereinigung strafrechtlich ver-
folgt werden kann, klar festlegen. Das Ausmaß des Eingriffs muss so weit wie nötig gerechtfertigt sein (d.h. 
DOV�OHW]WHV�0LWWHO���GHU�5�FNJULII�DXI�GDV�6WUDIUHFKW�VRZLH�GLH�VSH]L¿VFKH�6WUDIH�P�VVHQ�HLQH�YHUKlOWQLVPl�LJH�
Antwort auf das fragliche Verhalten und den fraglichen Vorsatz darstellen und in Absicht und Wirkung nicht 
diskriminierend sein.

Die weite Auslegung und Interpretation von «präventiven» Straftaten im Kontext der Terrorismusbekämpfung 
hat diesen Test manchmal nicht bestanden. In einem Beispiel hat der UN-Menschenrechtsausschuss festge-
VWHOOW��GDVV�]X�ZHLW�JHIDVVWH�'H¿QLWLRQHQ�WHUURULVWLVFKHU�6WUDIWDWHQ�LP�IUDQ]|VLVFKHQ�5HFKW�QLFKW�GHQ�$QIRUGH-
rungen einer klaren gesetzlichen Vorschrift genügen. (UN HRC, Concluding Observations: France, 2015, UN 
Doc. CCPR/C/FRA/5., para. 10)

Um willkürliche oder unverhältnismäßige Eingriffe in die Menschenrechte zu vermeiden, wird bei der Ent-
scheidung über Fälle von Terrorismusbekämpfung sorgfältig darauf geachtet, dass die Nähe zu einer kri-

https://www.osce.org/odihr/393503
https://www.icty.org/x/cases/tadic/acjug/en/tad-aj990715e.pdf
https://tbinternet.ohchr.org/_layouts/treatybodyexternal/Download.aspx?symbolno=CCPR/C/FRA/CO/5&Lang=En
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minellen Gewalttat des Terrorismus berücksichtigt wird, und in Fällen von Neben- oder Vorbereitungsde-
likten, ob und wie die Straftat mit solchen Gewalttaten in Verbindung steht oder zu solchen Gewalttaten 
führen oder dazu beitragen kann. Bei der Auslegung und Anwendung des erforderlichen Vorsatzes, z.B. 
bei der Begehung von terrorismusvorbereitenden oder -begleitenden Straftaten, ist zu berücksichtigen, 
ob der Beschuldigte beabsichtigte, durch eine terroristische Gewalttat Schaden zu verursachen oder dazu 
beizutragen oder ein vorhersehbares Risiko eines solchen Schadens zu schaffen. Die Richter sollten so 
weit wie möglich die Art des für die Begehung der Straftat erforderlichen Vorsatzes und die Art und Weise 
klären, wie dieser Vorsatz im konkreten Fall vor ihnen festgestellt wird.

6.3 Anti-Diskriminierung 

Die Richter sollten sicherstellen, dass Straftaten im Bereich der Terrorismusbekämpfung sowie deren Un-
tersuchung und Verfolgung in der Praxis weder direkt noch indirekt diskriminierend sind und die Gleich-
heit vor dem Gesetz gewährleisten. In allen Phasen des Strafverfahrens müssen Vorkehrungen gegen 
Diskriminierung getroffen werden. Richter und Staatsanwälte sollten in allen Phasen des Ermittlungs-, 
Anklage- und Gerichtsverfahrens auf die Möglichkeit einer bewussten oder unbewussten Voreingenom-
menheit achten und Verfahren und Entscheidungen auf Diskriminierung hin überprüfen. Zu den verbote-
nen Diskriminierungsgründen gehören Rasse, Hautfarbe, sexuelle Orientierung oder Geschlechtsidentität, 
Alter, Geschlecht, Religion, Sprache, politische oder andere Überzeugungen, Staatsbürgerschaft, Natio-
nalität oder Migrationsstatus, nationale, soziale oder ethnische Herkunft, Abstammung, Gesundheitszu-
stand, Behinderung, Eigentum, sozioökonomischer Status, Geburt oder sonstiger Status oder die Schnitt-
menge davon.

Kommentar: Verbotene Diskriminierungsgründe im internationalen Menschenrechtsgesetz sind geschützt 
durch Artikel 2 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, Artikel 2(1) und 26 ICCPR (einschließlich der 
Gleichheit und des gleichen Schutzes des Rechts) in der Auslegung und Anwendung durch den Menschen-
rechtsausschuss, Artikel 14 EMRK und Protokoll 12 Artikel 1; die revidierte Europäische Sozialcharta (Artikel 
E)�und Artikel 21 EU-Charta, Artikel 14 der Convention on the Suppression of Unlawful Acts Relating to Inter-
national Civil Aviation 2010, 1997 Convention for the Suppression of Terrorist Bombings, und 1999 Conven-
tion for the Suppression of the Financing of Terrorism).

Es sollte hervorgehoben werden, dass Artikel 21 der EU-Charta und Artikel 26 des Internationalen Pakts über 
bürgerliche und politische Rechte freistehende Bestimmungen der Nichtdiskriminierung sind, d.h. sie gelten 
I�U�DOOH�VWDDWOLFKHQ�*HVHW]H�XQG�9HUKDOWHQVZHLVHQ�XQG�VLQG�QLFKW�DXI�HLQHQ�DQGHUHQ�VSH]L¿VFKHQ�%HUHLFK�GHV�
Rechtsschutzes oder auf internationales oder innerstaatliches Recht beschränkt. Daher fallen alle Antiterror-
gesetze notwendigerweise unter ihren Schutzbereich. 

Diskriminierung kann direkt und indirekt, beabsichtigt und unbeabsichtigt sein - sie kann durch die Untersu-
chung, Sammlung, Verwendung oder Bewertung von Beweisen, während des Prozesses und/oder der Verur-
teilung entstehen. Wie der ehemalige UN-Sonderberichterstatter für Terrorismusbekämpfung und Menschen-
rechte festgestellt hat, sind diskriminierende Ermittlungspraktiken ungesetzlich, aber auch unwirksam; es ist 
wichtig, dass Menschen nicht allein aufgrund ihrer ethnischen Zugehörigkeit, ihrer Religion oder einer anderen 
tatsächlichen oder vermeintlichen Identität als Terrorverdächtige behandelt werden. (Assessing Damage, Ur-
ging Action – Report on the Eminent Jurists Panel on Terrorism, Counter-terrorism and Human Rights, ICJ, 
2009, p.165). Obwohl der Terrorismus «mit keiner Religion in Verbindung steht», ist die unverhältnismäßige 
Auswirkung vieler Verfolgungen des Terrorismus auf Personen der muslimischen Bevölkerung in Europa gut 
dokumentiert.  (siehe z. B. Dangerously Disproportionate – The Ever-expanding National Security State in 
Europe, Amnesty International, 2017). Eine solche Diskriminierung nimmt viele Formen an, umfasst aber 
zum Beispiel auch die Berufung auf Beweise für religiöse Praxis oder Glauben als Indikatoren für terroristische 
Absichten. 

Unterschiede aufgrund der Nationalität haben in den letzten Jahren in mehreren Staaten auch im Zusammen-
hang mit der Terrorismusbekämpfung ernsthafte Besorgnis ausgelöst. Richter haben eine bedeutende Rolle 
EHL�GHU�,GHQWL¿]LHUXQJ�YHUVFKLHGHQHU�)RUPHQ�GHU�'LVNULPLQLHUXQJ�YRQ�0LJUDQWHQ��)O�FKWOLQJHQ��6WDDWHQORVHQ�
und Bürgern ausländischer Herkunft gespielt, da sie erkannt haben, dass es keine evidenzbasierte «objektive 
Rechtfertigung» für Unterscheidungen aufgrund der Nationalität gibt. (A & Others v UK). 

(V�ZLUG�©]XQHKPHQG�DQHUNDQQW��GDVV�XQWHUVXFKW�ZHUGHQ�PXVV��ZLH�JHVFKOHFKWVVSH]L¿VFKH�(UIDKUXQJHQ�XQG�
3UDNWLNHQ�LQ�GLH�5HDNWLRQ�GHU�6WUDIJHULFKWVEDUNHLW�DXI�GHQ�7HUURULVPXV�HLQÀLH�HQ�XQG�GLHVH�JHVWDOWHQ�VROOWHQª�
(UNODC, Handbook on Gender Dimensions of Criminal Justice Responses to Terrorism, 2019, (im Folgenden 
‘UNODC 2019 Bericht’)). Dies beginnt mit der Art und dem Umfang der verfolgten Verbrechen und umfasst 
auch die verfügbaren Verteidigungsmöglichkeiten, die Untersuchung, den fairen Prozess, die Verurteilung und 
die Strafmilderung. Es ist von entscheidender Bedeutung, Geschlechterstereotypen, einschließlich Annahmen 

https://www.icao.int/secretariat/legal/Docs/beijing_convention_multi.pdf
https://www.icao.int/secretariat/legal/Docs/beijing_convention_multi.pdf
https://treaties.un.org/Pages/ViewDetails.aspx?src=IND&mtdsg_no=XVIII-11&chapter=18&lang=en
https://treaties.un.org/Pages/ViewDetails.aspx?src=IND&mtdsg_no=XVIII-11&chapter=18&lang=en
https://www.icj.org/wp-content/uploads/2012/04/Report-on-Terrorism-Counter-terrorism-and-Human-Rights-Eminent-Jurists-Panel-on-Terrorism-series-2009.pdf
https://www.amnesty.org/download/Documents/EUR0153422017ENGLISH.PDF
http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-91403
https://www.unodc.org/documents/terrorism/Publications/17-08887_HB_Gender_Criminal_Justice_E_ebook.pdf
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über die Rolle der Frau als «Opfer», zu vermeiden, die in den letzten Jahren in vielen Staaten zu politischen 
und staatsanwaltschaftlichen Fehlern geführt haben (Guidelines for Addressing the Threats and Challenges of 
‘Foreign Terrorist Fighters within a Human Rights Framework, OSCE (ODIHR), 2018; UNODC 2019 Bericht). 
Die Verweigerung der Mitwirkung von Frauen und die Annahme ihrer Rolle oder der Rolle von Männern auf-
grund ihres Geschlechts kann ebenfalls auf eine ungesetzliche Diskriminierung hinauslaufen. Die unverhältnis-
mäßigen Auswirkungen bestimmter Straftaten auf Frauen, wie z.B. die Finanzierung und Unterstützung von 
Familienmitgliedern oder die Beherbergung oder Nichtanzeige von kriminellen Verhaltensweisen, die mit den 
Straftaten der Richtlinie einhergehen können, wobei eine indirekte Diskriminierung vermieden werden muss 
(UNODC-Bericht 2019).

Bei der Entscheidung, Frauen oder Männer strafrechtlich zu verfolgen, sollte die Komplexität der Rolle des 
(LQ]HOQHQ�EHU�FNVLFKWLJW�ZHUGHQ��(LQ�%HLVSLHO��GDV�LP�812'&�%HULFKW�YRQ�������EHU�JHVFKOHFKWVVSH]L¿VFKH�
Dimensionen der Strafjustiz und in einem UN-Bericht von 2017 über die Reise zum Extremismus in Afrika 
angeführt wird, ist «der unverhältnismäßig hohe Prozentsatz von Frauen, die gezwungen werden, sich terro-
ristischen oder extremistischen Organisationen anzuschließen, darunter Boko Haram, Al-Shabaab und Islami-
scher Staat im Irak und in der Levante...» (UNDP, ‘Journey to Extremism in Africa: Drivers, Incentives, and 
the Tipping Point for Recruitment’, 2017, p. 495) Es muss darauf geachtet werden, dass Frauenhandel nicht 
strafrechtlich verfolgt wird, da der «Grundsatz der Nichtbestrafung der Opfer von Menschenhandel» in inter-
nationalen Standards zum Ausdruck kommt (UNODC-Bericht 2019).

In der Praxis entstehen in ganz Europa und darüber hinaus Bedenken hinsichtlich der Gleichberechtigung in 
YLHOHQ�$VSHNWHQ�GHV�6WUDIUHFKWVSUR]HVVHV��3UR¿OLQJ�ZXUGH�GH¿QLHUW�DOV�©die systematische Verbindung von 
Gruppen physischer, verhaltensbezogener oder psychologischer Merkmale mit bestimmten Straftaten und 
ihre Verwendung als Grundlage für Entscheidungen der Strafverfolgung» (Report of the Special Rapporteur 
on the promotion and protection of human rights and fundamental freedoms while countering terrorism, para. 
33). 

(LQ�3UR¿OLQJ��GDV�DXVVFKOLH�OLFK�DXI�GHQ�XQYHUlQGHUOLFKHQ�0HUNPDOHQ�HLQHU�3HUVRQ��ZLH�HWZD�GHU�HWKQLVFKHQ�
Zugehörigkeit, und nicht auf individuellem Verhalten und dem Verdacht auf Kriminalität beruht, ist ungesetz-
lich. In seinem Bericht zu diesem Thema beschreibt der UN-Sonderberichterstatter für Terrorismusbekämp-
IXQJ�XQG�0HQVFKHQUHFKWH�GLH�QHJDWLYHQ�$XVZLUNXQJHQ�GHV�3UR¿OLQJ��©'LHVH�6WLJPDWLVLHUXQJ�NDQQ�ZLHGHUXP�
zu einem Gefühl der Entfremdung bei den Zielgruppen führen».

Der Report of the Special Rapporteur on the promotion and protection of human rights and fundamental 
freedoms while countering terrorism (para. 57-58) gibt an, dass «die Viktimisierung und Entfremdung be-
stimmter ethnischer und religiöser Gruppen erhebliche negative Auswirkungen auf die Strafverfolgungsbe-
mühungen haben kann, da sie ein tiefes Misstrauen gegenüber der Polizei mit sich bringt [...] Der Mangel an 
Vertrauen zwischen der Polizei und den Gemeinden kann im Kontext der Terrorismusbekämpfung besonders 
katastrophal sein. Das Sammeln von Informationen ist der Schlüssel zum Erfolg bei weitgehend präventiven 
Strafverfolgungsoperationen [...] Um erfolgreich zu sein, müsste die Strafverfolgungspolitik zur Terrorismus-
bekämpfung das Vertrauen zwischen der Polizei und den Gemeinden stärken».

Obwohl Religion in der Regel in Fällen der Terrorismusbekämpfung nicht explizit erwähnt wird, gaben die Teil-
nehmer an diesem Projekt zu bedenken, dass Religion in der Praxis sehr oft stark berücksichtigt wird, wie 
von Experten während eines der Runden Tische des IGH festgestellt wurde. Es wurde angedeutet, dass in 
einigen Mitgliedstaaten die Art und Weise, wie Menschen Religion praktizieren, den Richtern manchmal als 
zusätzliches Element dient, das sie in Betracht ziehen sollten. In dieser Hinsicht können die anderen materiel-
len Tatsachen zusammen mit der Art und Weise, wie Religion praktiziert wird, missbraucht werden, um eine 
«Absicht» zu begründen, an Terrorismus oder anderen terroristischen Straftaten teilzunehmen. Zum Beispiel 
könnten sich die Richter oder Staatsanwälte auf Hinweise stützen, dass die Angeklagten «radikalen Islam 
praktizierten». 

Solche Praktiken bergen ein erhebliches Diskriminierungspotenzial, das anerkannt und angegangen werden 
sollte. Einige Teilnehmer an diesem Projekt schlugen vor, dass bei der Beurteilung des Falles durch die Richter 
bestimmte Arten von Beweisen, die nichts mit Schuld zu tun haben, als Beweismittel angeführt werden kön-
nen. Zum Beispiel: Die Länge eines Bartes, das Tragen eines Hijab oder das Tragen einer kürzeren Hose kann 
als Teil eines Bildes von der Kriminalität einer Person angesehen werden. Es kann sein, dass den Richtern all 
diese kleinen Hinweise, die sich während des gesamten Prozesses ergeben, gar nicht bewusst sind, aber sie 
N|QQHQ�GLH�(QWVFKHLGXQJ�LQ�GLVNULPLQLHUHQGHU�:HLVH�EHHLQÀXVVHQ�

https://www.osce.org/odihr/393503
http://journey-to-extremism.undp.org/content/downloads/UNDP-JourneyToExtremism-report-2017-english.pdf
https://undocs.org/A/HRC/4/26
https://undocs.org/A/HRC/4/26
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III. Verstöße gegen die Richtlinie 

1. Terroristische Straftaten

EU Richtlinie 2017/541
Artikel 3 Terroristische Straftaten

1)  Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass die folgenden vor-
VlW]OLFKHQ�+DQGOXQJHQ�HQWVSUHFKHQG� LKUHU�'H¿QLWLRQ�DOV�6WUDIWDWHQ�QDFK�GHQ�QDWLRQDOHQ�5HFKWVYRU-
schriften, die durch die Art ihrer Begehung oder den jeweiligen Kontext ein Land oder eine internatio-
nale Organisation ernsthaft schädigen können, als terroristische Straftaten eingestuft werden, wenn 
sie mit einem der in Absatz 2 aufgeführten Ziele begangen werden: a) Angriffe auf das Leben einer 
Person, die zum Tode führen können; b) Angriffe auf die körperliche Unversehrtheit einer Person; 
c) Entführung oder Geiselnahme; d) schwerwiegende Zerstörungen an einer Regierungseinrichtung 
oder einer öffentlichen Einrichtung, einem Verkehrsmittel, einer Infrastruktur einschließlich eines In-
IRUPDWLNV\VWHPV��DQ�HLQHU�IHVWHQ�3ODWWIRUP��GLH�VLFK�DXI�GHP�)HVWODQGVRFNHO�EH¿QGHW��HLQHP�DOOJHPHLQ�
zugänglichen Ort oder einem Privateigentum, die Menschenleben gefährden oder zu erheblichen wirt-
schaftlichen Verlusten führen können; e) Kapern von Luft- und Wasserfahrzeugen oder von anderen 
öffentlichen Verkehrsmitteln oder Gütertransportmitteln; f) Herstellung, Besitz, Erwerb, Beförderung, 
Bereitstellung oder Verwendung von Sprengstoffen oder Waffen, einschließlich chemischen, biologi-
schen, radiologischen oder atomaren Waffen sowie die Forschung und Entwicklung im Zusammenhang 
mit chemischen, biologischen, radiologischen oder atomaren Waffen; g)Freisetzung gefährlicher Stoffe 
oder Herbeiführen von Bränden, Überschwemmungen oder Explosionen, wenn dadurch das Leben von 
Menschen gefährdet wird; h) Störung oder Unterbrechung der Versorgung mit Wasser, Strom oder 
anderen lebenswichtigen natürlichen Ressourcen, wenn dadurch das Leben von Menschen gefährdet 
wird; i) rechtswidrige Systemeingriffe im Sinne des Artikels 4 der Richtlinie 2013/40/EU des Europäi-
schen Parlaments und des Rates (19) in den Fällen, in denen Artikel 9 Absatz 3 oder Artikel 9 Absatz 4 
%XFKVWDEHQ�E�RGHU�F�GHU�JHQDQQWHQ�5LFKWOLQLH�$QZHQGXQJ�¿QGHW��XQG�UHFKWVZLGULJH�(LQJULIIH�LQ�'DWHQ�
im Sinne des Artikels 5 der genannten Richtlinie in den Fällen, in denen Artikel 9 Absatz 4 Buchstabe 
F�GHU�JHQDQQWHQ�5LFKWOLQLH�$QZHQGXQJ�¿QGHW��M��'URKXQJ��HLQH�XQWHU�GHQ�%XFKVWDEHQ�D�ELV�L�JHQDQQWH�
Handlung zu begehen.

2)  Die in Absatz 1 genannten Ziele bestehen darin, a) die Bevölkerung auf schwerwiegende Weise ein-
zuschüchtern; b) öffentliche Stellen oder eine internationale Organisation rechtswidrig zu einem Tun 
oder Unterlassen zu zwingen; c) die politischen, verfassungsrechtlichen, wirtschaftlichen oder sozialen 
Grundstrukturen eines Landes oder einer internationalen Organisation ernsthaft zu destabilisieren oder 
zu zerstören.

Anleitung
Ermittlungsmaßnahmen, strafrechtliche Verfolgungen oder Verurteilungen wegen terroristischer Strafta-
ten im Sinne von Artikel 3 haben wahrscheinlich schwerwiegende Auswirkungen auf die Rechte nach den 
internationalen Menschenrechtsnormen sowie nach der EU-Charta der Grundrechte. Je nach den Umstän-
den des Falles kann dies das Recht auf Privatsphäre und Achtung des Privatlebens (Artikel 8 EMRK, Artikel 
17 ICCPR, Artikel 7 EU-Charta), das Recht auf Vereinigungsfreiheit (Artikel 11 EMRK, Artikel 22 ICCPR, 
Artikel 12 EU-Charta), Versammlungsfreiheit (Artikel 11 EMRK, Artikel 21 ICCPR) umfassen, Meinungs-
freiheit (Artikel 10 EMRK, Artikel 19 ICCPR, Artikel 11 EU-Charta), Religions- und Glaubensfreiheit (Artikel 
9 EMRK, Artikel 18 ICCPR, Artikel 10 EU-Charta), Recht auf politische Partizipation (Artikel 25 ICCPR) 
und das Recht auf Freiheit (Artikel 5 EMRK, Artikel 9 ICCPR, Artikel 6 EU-Charta). Richter und Staats-
anwälte, die mit solchen Fällen befasst sind, werden daher prüfen müssen, inwieweit die Einschränkung 
dieser Rechte hinreichend klar und vorhersehbar ist, so dass sie gesetzlich vorgeschrieben werden kann, 
tatsächlich ein legitimes Ziel wie den Schutz der nationalen Sicherheit verfolgt, für dieses Ziel notwen-
dig und verhältnismäßig ist und nicht diskriminierend ist (Artikel 14 EMRK, Artikel 2.1 ICCPR, Artikel 21 
EU-Charta; CERD). Dabei sollte auch die besondere Schwere und Stigmatisierung berücksichtigt werden, 
die mit einer terroristischen Straftat verbunden ist, im Gegensatz zu gewöhnlichen Straftaten, die auch 
anwendbar sein könnten.

Nationale Gesetzesdelikte des Terrorismus sollten nicht übermäßig weit gefasst sein und legitime Aktivi-
täten wie politische Proteste, künstlerische Ausdrucksformen oder die Verteidigung der Menschenrechte 
nicht kriminalisieren. Richter und Staatsanwälte sollten diese Straftatbestände restriktiv anwenden und 
in jedem Einzelfall prüfen, ob die betreffende Person vernünftigerweise hätte vorhersehen können, dass 
ihr Verhalten in den Anwendungsbereich der Straftat fallen würde, wie es der Grundsatz der gesetzlichen 
Verjährung verlangt. Das Erfordernis des «Vorsatzes» im innerstaatlichen Recht sollte dahingehend aus-
gelegt werden, dass ein bestimmter Vorsatz zur Begehung der angefochtenen Handlung für einen terro-
ristischen Zweck erforderlich ist.
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Wenn das strittige Verhalten Fragen von öffentlichem Interesse aufwerfen kann, einschließlich der poli-
tischen oder künstlerischen Äußerung der Verteidigung der Rechte anderer, sollten Richter und Staats-
anwälte die Notwendigkeit und Verhältnismäßigkeit der Untersuchung, Verfolgung oder Verurteilung be-
sonders genau prüfen, und zwar im Hinblick auf das Recht auf Versammlungsfreiheit, das Recht auf freie 
Meinungsäußerung, das Recht auf politische Beteiligung (Artikel 25 ICCPR) und das Recht auf Verteidi-
gung der Menschenrechte (Erklärung der Vereinten Nationen über Menschenrechtsverteidiger).

Richter und Staatsanwälte sollten die Ermittlungen und die Strafverfolgung bei Straftaten im Anwen-
dungsbereich von Artikel 3 auf mögliche diskriminierende Absicht und/oder Auswirkungen überprüfen, 
insbesondere in Kontexten, in denen die Gesetze zur Terrorismusbekämpfung unverhältnismäßig stark 
auf bestimmte religiöse, nationale, ethnische oder rassische Gruppen, insbesondere Minderheiten, an-
gewandt werden. Eine potenziell diskriminierende Berufung auf Beweise (zum Beispiel in Bezug auf Klei-
dung oder religiöse Praktiken) muss vermieden werden.

1LHPDQG�VROOWH�DOOHLQ�DXIJUXQG�GHU�%HWHLOLJXQJ�DQ�HLQHP�EHZDIIQHWHQ�.RQÀLNW��DXI�GHQ�GDV�KXPDQLWlUH�
9|ONHUUHFKW�$QZHQGXQJ�¿QGHW��RGHU�I�U�+DQGOXQJHQ��GLH�EHL�GHU�'XUFKI�KUXQJ�HLQHV�EHZDIIQHWHQ�.RQ-
ÀLNWV�EHJDQJHQ�ZXUGHQ��ZHJHQ�HLQHV�WHUURULVWLVFKHQ�9HUEUHFKHQV�YHUXUWHLOW�ZHUGHQ��$UWLNHO����GHU�5LFKW-
linie). Dies gilt unbeschadet der strafrechtlichen Verfolgung von Verhaltensweisen, die als «Terrorismus» 
angesehen werden könnten und die auch dann ein Kriegsverbrechen darstellen, wenn sie während eines 
EHZDIIQHWHQ�.RQÀLNWV�EHJDQJHQ�ZHUGHQ��

Kommentar
'LH�'H¿QLWLRQ�GHV�%HJULIIV�©WHUURULVWLVFKH�6WUDIWDWª�QDFK�$UWLNHO���GHU�5LFKWOLQLH�LVW�ZHLW�JHIDVVW�XQG�KDW�LQ�
mehrfacher Hinsicht einen ungewissen Anwendungsbereich, einschließlich des Umfangs des erfassten Scha-
dens, der Art des terroristischen Zwecks und der Art des zur Begehung der Straftat erforderlichen Vor-
satzes. Die Einhaltung der völkerrechtlichen Menschenrechtsgrundsätze der Rechtmäßigkeit, der gesetzlichen 
Verjährung sowie der Notwendigkeit und Verhältnismäßigkeit erfordert sowohl eine weitere Präzisierung in der 
innerstaatlichen Gesetzgebung als auch eine klare und restriktive gerichtliche Auslegung.

(V�JLEW�NHLQH�HLQKHLWOLFKH�'H¿QLWLRQ�YRQ�7HUURULVPXV�LP�9|ONHUUHFKW��/DQJMlKULJH�9HUVXFKH�DXI�GHU�(EHQH�GHU�
9HUHLQWHQ�1DWLRQHQ��81���HLQH�'H¿QLWLRQ�LP�5DKPHQ�GHV�(QWZXUIV�HLQHV�XPIDVVHQGHQ�hEHUHLQNRPPHQV��EHU�
den internationalen Terrorismus zu verabschieden, haben keine Früchte getragen. Aufeinanderfolgende UN-
Sonderberichterstatter über die Förderung und den Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten bei der 
Bekämpfung des Terrorismus haben ihre Besorgnis über die Bemühungen zum Ausdruck gebracht, präventive 
strafrechtliche Ansätze gegen den Terrorismus zu untermauern, da es kein gemeinsames Verständnis des 
«Terrorismus» gibt, gegen den man sich richtet. 

So stellte beispielsweise der ehemalige UN-Sonderberichterstatter für Terrorismusbekämpfung und Men-
schenrechte, Martin Scheinen, fest: “����'DV�)HKOHQ�HLQHU�XQLYHUVHOOHQ��XPIDVVHQGHQ�XQG�SUl]LVHQ�'H¿QLWLRQ�
von «Terrorismus» ist problematisch für den wirksamen Schutz der Menschenrechte bei der Terrorismusbe-
kämpfung. [...] In der Zwischenzeit muss unbedingt sichergestellt werden, dass der Begriff «Terrorismus» in 
seiner Verwendung auf Verhaltensweisen beschränkt wird, die wirklich terroristischer Natur sind» (Report of 
the Special Rapporteur on the Promotion and Protection of Human Rights and Fundamental Freedoms while 
Countering Terrorism). Mehr dazu oben in Abschnitt I.

In einem aktuelleren Fall, im Jahr 2019, wiederholte der amtierende UN-Sonderberichterstatter für Terroris-
PXVEHNlPSIXQJ�XQG�0HQVFKHQUHFKWH�GLHVH�%HGHQNHQ�XQG�EHWRQWH�GLH�$XVZLUNXQJHQ�ZHLW�JHIDVVWHU�'H¿QL-
tionen auf die Zivilgesellschaft: 

“34. Ein entscheidender Trend bei der nationalen Umsetzung des Rahmenwerks des Sicherheitsrats zur Ter-
URULVPXVEHNlPSIXQJ�LVW�GDV�ZHOWZHLWH�$XINRPPHQ�DOO]X�ZHLW�JHIDVVWHU�XQG�YDJHU�'H¿QLWLRQHQ�GHV�7HUURULV-
mus. Wie vorauszusehen war, bergen diese das Potenzial für unbeabsichtigte Menschenrechtsverletzungen in 
sich und wurden absichtlich missbraucht, um eine Vielzahl von zivilgesellschaftlichen Gruppen, Personen und 
Aktivitäten ins Visier zu nehmen. Solche Gesetze werden u.a. gegen die Zivilgesellschaft, Menschenrechtsver-
teidiger, Journalisten, Minderheitengruppen, Gewerkschaftsaktivisten, indigene Völker und Mitglieder der poli-
tischen Opposition eingesetzt» (Report of the Special Rapporteur on the Promotion and Protection of Human 
Rights and Fundamental Freedoms while Countering Terrorism).

'HU�81�0HQVFKHQUHFKWVDXVVFKXVV�KDW�UHJHOPl�LJ�IHVWJHVWHOOW��GDVV�]X�ZHLW�JHIDVVWH�'H¿QLWLRQHQ�WHUURULVWL-
VFKHU�6WUDIWDWHQ�LP�LQQHUVWDDWOLFKHQ�5HFKW�PLW�GHQ�$QIRUGHUXQJHQ�GHU�/HJDOLWlW�LQ�.RQÀLNW�JHUDWHQ��DXFK�LQ�
Bezug auf Frankreich (UN HRC, Concluding Observations: France) und Belgien (UN HRC, Concluding Observa-
tions: Belgium, 2004, UN Doc. CCPR/CO/81/BEL).

https://undocs.org/A/HRC/4/26
https://undocs.org/A/HRC/4/26
https://tbinternet.ohchr.org/_layouts/treatybodyexternal/Download.aspx?symbolno=CCPR/C/FRA/CO/5&Lang=En
https://undocs.org/CCPR/CO/81/BEL
https://undocs.org/CCPR/CO/81/BEL
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Obwohl die Hauptdelikte des Terrorismus in den nationalen Gesetzen vieler EU-Mitgliedstaaten der Richtlinie 
vorausgegangen sind, ähneln viele von ihnen Artikel 3 der Richtlinie (Belgien, Artikel 137 Strafgesetzbuch; 
Niederlande, Artikel 83.a Strafgesetzbuch). Rechtsanwälte, Richter und Staatsanwälte, die in sechs Mitglied-
staaten konsultiert wurden, die bei der Ausarbeitung dieser Richtlinie berücksichtigt wurden (Italien, Spanien, 
Belgien, Niederlande, Deutschland, Frankreich), äußerten sich besorgt über die Breite und mangelnde Rechts-
VLFKHUKHLW�GHU�QDWLRQDOHQ�'H¿QLWLRQHQ�GHV�6WUDIWDWEHVWDQGV�GHV�7HUURULVPXV��'LHV�ZDU�VRJDU�LQ�GHQ�0LWJOLHG-
VWDDWHQ�GHU�)DOO��GLH�HQJHUH�'H¿QLWLRQHQ�DOV�GLH�LQ�$UWLNHO���KDEHQ�

(LQLJH�0LWJOLHGVWDDWHQ�KDEHQ�'H¿QLWLRQHQ�GHV�%HJULIIV�©WHUURULVWLVFKH�6WUDIWDWª��GLH�ZHLWHU�JHIDVVW�VLQG�DOV�
Artikel 3 und die von den nationalen Gerichten im Lichte der Richtlinie möglicherweise restriktiv ausgelegt 
ZHUGHQ�P�VVHQ��=XP�%HLVSLHO�VWLPPW�GLH�LWDOLHQLVFKH��$UW������GHV�LWDOLHQLVFKHQ�6WUDIJHVHW]EXFKHV��'H¿QLWLRQ�
einer «terroristischen Straftat» insofern mit der der Richtlinie überein, als sie eine Liste von Straftaten enthält, 
die eine terroristische Straftat darstellen, wenn sie mit einem terroristischen Ziel begangen werden. Der er-
IRUGHUOLFKH�9RUVDW]�LVW�MHGRFK�HWZDV�ZHQLJHU�VSH]L¿VFK�DOV�GHU�LQ�GHU�5LFKWOLQLH�9RUJHVHKHQH�XQG�HUIRUGHUW�QXU�
die Absicht, «die öffentliche Ordnung durch Einschüchterung oder Terror ernsthaft zu stören». In Spanien ge-
hören zu den in Artikel 573 des Strafgesetzbuches genannten terroristischen Zwecken die «schwere Störung 
des öffentlichen Friedens» und die «Schürung der Angst der Bürger», Ziele, die sehr weit ausgelegt werden 
können und nicht in Artikel 3 enthalten sind. 

'HXWVFKODQG�KDW�GHPJHJHQ�EHU�NHLQHQ�VSH]L¿VFKHQ�6WUDIWDWEHVWDQG�GHV�7HUURULVPXV��GHU�$UWLNHO���HQWVSULFKW��
aber die Bestimmung über die Beteiligung an Aktivitäten einer terroristischen Vereinigung in § 129a Abs. 2 
6W*%�GHFNW�GHQ�,QKDOW�GHU�'H¿QLWLRQ�LQ�$UWLNHO���GHU�5LFKWOLQLH�DE��$OOHUGLQJV�YHUODQJW������D�$EV����6W*%�HLQ�
erhöhtes Maß an Vorsatz, nämlich eine Bevölkerung ernsthaft einzuschüchtern oder eine Regierung oder eine 
internationale Organisation unangemessen zur Vornahme oder Unterlassung einer Handlung oder zur ernst-
haften Destabilisierung oder Zerstörung der grundlegenden politischen, verfassungsrechtlichen, wirtschaft-
lichen oder sozialen Strukturen eines Landes oder einer internationalen Organisation zu zwingen.

'DV� LWDOLHQLVFKH�6WUDIJHVHW]EXFK� ODXW� $UWLNHO� ���� GH¿QLHUW� GHQ�=ZHFN� MHGHU� WHUURULVWLVFKHQ�6WUDIWDW� LQ� GHU�
gleichen Weise, wie es in Absatz 2 des Artikels 3 vorgesehen ist, Richtlinie 2017/541: «eine Bevölkerung 
einzuschüchtern, öffentliche Behörden oder eine internationale Organisation zu zwingen, eine Handlung oder 
Unterlassung zu begehen, die grundlegenden politischen, konstitutiven, wirtschaftlichen und sozialen Struk-
turen eines Landes oder einer internationalen Organisation zu destabilisieren oder zu zerstören. Zu diesen 
Zwecken fügt das italienische Gesetz als Schlussklausel «die anderen Verhaltensweisen hinzu, die durch für 
,WDOLHQ�YHUELQGOLFKH�.RQYHQWLRQHQ�RGHU�DQGHUH�5HJHOQ�GHV�9|ONHUUHFKWV�DOV�WHUURULVWLVFK�GH¿QLHUW�RGHU�PLW�GHP�
Ziel des Terrorismus begangen werden». Dies stellt eine Richtschnur und eine Grenze bei der Umsetzung der 
Gesetzgebung zur Terrorismusbekämpfung durch italienische Richter und Staatsanwälte dar. Straftaten, die 
durch eine andere Art von vorsätzlichem Element unterstützt werden, werden als Nicht-Terrorismusdelikte 
behandelt. Dies geschieht selbst dann, wenn die unterstützende Absicht als «politisch» angesehen werden 
kann. So viele politisch motivierte Straftaten werden als nichtterroristische Straftaten behandelt, jedoch nach 
den üblichen Regeln und Verfahren.

���/HLWXQJ�XQG�%HWHLOLJXQJ�DQ�HLQHU�WHUURULVWLVFKHQ�*UXSSH�

EU Richtlinie 2017/541
Artikel 2.3 'H¿QLWLRQHQ

„terroristische Vereinigung“ meint einen auf längere Dauer angelegten organisierten Zusammenschluss 
von mehr als zwei Personen, die zusammenwirken, um terroristische Straftaten zu begehen; 

der Begriff „organisierter Zusammenschluss“ bezeichnet einen Zusammenschluss, der nicht nur zufällig 
zur unmittelbaren Begehung einer strafbaren Handlung gebildet wird und der nicht notwendigerweise 
förmlich festgelegte Rollen für seine Mitglieder, eine kontinuierliche Zusammensetzung oder eine aus-
geprägte Struktur hat.

Artikel 4 Straftaten im Zusammenhang mit einer terroristischen Vereinigung

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass die folgenden vor-
sätzlichen Handlungen als Straftat geahndet werden können:
a) Anführen einer terroristischen Vereinigung;
b) Beteiligung an den Handlungen einer terroristischen Vereinigung einschließlich Bereitstellung von 

Informationen oder materiellen Mitteln oder durch jegliche Art der Finanzierung ihrer Tätigkeit in dem 
Wissen, dass diese Beteiligung zu den strafbaren Handlungen der terroristischen Vereinigung beiträgt.
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Anleitung
Bei der Auslegung und Anwendung innerstaatlicher Rechtsvorschriften für Straftaten im Zusammenhang 
PLW�GHU�/HLWXQJ�HLQHU�WHUURULVWLVFKHQ�9HUHLQLJXQJ�RGHU�GHU�%HWHLOLJXQJ�DQ�HLQHU�WHUURULVWLVFKHQ�9HUHLQL-
gung sollten die Richter prüfen, ob die Einstufung der betreffenden Vereinigung als terroristisch nach öf-
fentlich zugänglichen, festgelegten Kriterien und durch faire Verfahren eindeutig gesetzlich verankert ist, 
ZDV�DXVUHLFKW��XP�GLH�9RUKHUVHKEDUNHLW�VWUDIUHFKWOLFKHU�6DQNWLRQHQ�I�U�GLH�/HLWXQJ�GHU�9HUHLQLJXQJ�RGHU�
die Beteiligung an der Vereinigung zu gewährleisten. Kritisch sollten den Richtern bei der Beurteilung 
der individuellen Schuld Informationen vorgelegt werden, die es ihnen ermöglichen festzustellen, ob die 
Gruppe angemessen als terroristisch eingestuft wird, sowie die Beziehung des Einzelnen zu der Gruppe.

Die nationale Rechtsprechung sollte so weit wie möglich und im Einklang mit den völkerrechtlichen Ver-
SÀLFKWXQJHQ�XQG�UHFKWVVWDDWOLFKHQ�*UXQGVlW]HQ�GHQ�$QZHQGXQJVEHUHLFK�GHU�%HJULIIH�©WHUURULVWLVFKH�9HU-
einigung» und «strukturierte Vereinigung», wie sie im innerstaatlichen Recht gelten, sowie die Bedeu-
tung der «Beteiligung» an einer terroristischen Vereinigung über die in der Richtlinie angegebene nicht 
HUVFK|SIHQGH�/LVWH�KLQDXV�NOlUHQ��XP�5HFKWVVLFKHUKHLW�]X�JHZlKUOHLVWHQ�XQG�HLQH��EHUPl�LJH��ZLOON�U-
liche oder diskriminierende Anwendung der Straftat zu vermeiden. Um in den Anwendungsbereich der 
Straftat zu fallen, muss die Teilnahme insbesondere freiwillig und in dem tatsächlichen Wissen erfolgen, 
dass die Handlung mit hinreichender Wahrscheinlichkeit tatsächlich zur Begehung einer terroristischen 
Haupttat beiträgt.

Wenn der für die Begründung der Straftat erforderliche Vorsatz in den Rechtsvorschriften nicht eindeutig 
GH¿QLHUW�LVW��VROOWH�HU�GXUFK�GLH�5HFKWVSUHFKXQJ�JHNOlUW�ZHUGHQ��'HU�9RUVDW]�VROOWH�DXI�GLH�NRQNUHWH�$E-
sicht beschränkt sein, die Gruppe bei der Begehung terroristischer Handlungen zu unterstützen, oder die 
Missachtung des Wissens, dass terroristische Handlungen wahrscheinlich direkt aus der Unterstützung 
resultieren. 

%HLOlX¿JH�RGHU�XQEHDEVLFKWLJWH�%HLWUlJH�DQ�HLQH�WHUURULVWLVFKH�*UXSSH�]XU�GLUHNWHQ�8QWHUVW�W]XQJ�QLFKW-
terroristischen Verhaltens, wie z.B. das Kochen von Mahlzeiten, die Bereitstellung anderer Dienstleistun-
gen oder Güter, die nicht direkt mit Gewalt- oder Terrorakten in Verbindung stehen, und die bloße Tat-
sache der Verbindung mit anderen Personen, sollten an sich nicht als Teilnahme ohne subjektive Absicht, 
zu einem terroristischen Verbrechen beizutragen, angesehen werden, oder die Missachtung der Tatsache, 
dass solche Handlungen wahrscheinlich direkt aus einer solchen Unterstützung resultieren.

Um zu verhindern, dass die Straftat in einer Weise angewandt wird, die unverhältnismäßig stark in die 
Menschenrechte eingreift, sollte der Begriff «Beitrag» eng ausgelegt werden und sich auf Beiträge be-
schränken, die sich tatsächlich auf die Begehung einer terroristischen Hauptstraftat auswirken und in un-
mittelbarer Nähe zu dieser stehen. 

Staatsanwälte sollten bei der Einleitung von Ermittlungen oder strafrechtlichen Verfolgungen wegen An-
weisung oder Beteiligung an einer terroristischen Vereinigung auf der Grundlage der Fakten des Falles das 
Potential für einen Eingriff in die Vereinigungsfreiheit, die Versammlungsfreiheit, die Meinungsfreiheit, 
das Recht auf Privatsphäre und Achtung des Privat- und Familienlebens, die Religions- oder Glaubensfrei-
heit, das Recht auf politische Beteiligung und das Recht auf Freiheit berücksichtigen.

Die Bereitstellung unparteiischer Hilfe (einschließlich humanitärer Hilfe), wie z.B. Nahrungsmittel oder 
medizinische Hilfsgüter, sollte mangels konkreter Absicht zur Unterstützung terroristischer Aktivitäten 
nicht so ausgelegt werden, dass sie unter den Straftatbestand der Beteiligung an einer terroristischen 
Vereinigung fällt. (Absatz 38 der Richtlinie).

Kommentar
Das Zusatzprotokoll zum Übereinkommen des Europarates zur Verhütung des Terrorismus (Artikel 2.2) ver-
SÀLFKWHW�GLH�9HUWUDJVVWDDWHQ��©GLH�%HWHLOLJXQJ�DQ�HLQHU�9HUHLQLJXQJ�RGHU�*UXSSH�]XP�=ZHFNH�GHV�7HUURULVPXV�
... unter Strafe zu stellen, wenn sie unrechtmäßig und vorsätzlich begangen wird». Nach Artikel 2 Absatz 1 ist 
eine solche strafbare Beteiligung beschränkt auf «die Tätigkeiten einer Vereinigung oder Gruppe mit dem Ziel, 
eine oder mehrere terroristische Straftaten der Vereinigung oder Gruppe zu begehen oder zur Begehung einer 
oder mehrerer terroristischer Straftaten durch die Vereinigung oder Gruppe beizutragen». Das Protokoll legt 
daher fest, dass die Absicht bestehen muss, zur Begehung terroristischer Straftaten beizutragen, und nicht 
nur, um die umfassenderen Aktivitäten der Gruppe zu unterstützen.

Bei der Untersuchung oder Verfolgung von Straftaten nach Artikel 4, insbesondere der Straftat der Beteiligung 
an einer terroristischen Vereinigung, ist es wahrscheinlich, dass das Recht auf Vereinigungsfreiheit (Artikel 
11 EMRK, Artikel 22 ICCPR, Artikel 12 EU-Charta) und je nach Art der betreffenden Beteiligung in Anspruch 
genommen wird, können auch die Rechte auf Meinungsfreiheit (Artikel 10 EMRK, Artikel 19 ICCPR, Artikel 11 
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EU-Charta) und Versammlungsfreiheit (Artikel 11 EMRK, Artikel 21 ICCPR, Artikel 12 EU-Charta), politische 
Partizipation (Artikel 25 ICCPR) oder Religions- und Glaubensfreiheit (Artikel 9 EMRK, Artikel 18 ICCPR, Artikel 
10 EU-Charta) betreffen. Jeder Eingriff in diese Rechte durch Ermittlungs- oder Strafverfolgungsmaßnahmen 
muss gesetzlich gerechtfertigt, im Hinblick auf ein legitimes Ziel notwendig und verhältnismäßig sowie nicht 
diskriminierend sein.

Die Bezeichnung bestimmter Gruppen als «terroristisch», z.B. durch die Aufnahme in Terroristenlisten, ist 
selbst mit der Vereinigungs- und Versammlungsfreiheit und den damit verbundenen Rechten verbunden. 
Wie der UN-Sonderberichterstatter für Terrorismusbekämpfung und Menschenrechte betont hat, ist eine un-
abhängige gerichtliche Aufsicht über solche Maßnahmen, die die Vereinigungs- und Versammlungsfreiheit 
einschränken, unerlässlich. (Report of the SR on the promotion and protection of HR and FF while countering 
terrorism, para. 29, 39). Die Einhaltung der Grundsätze der Rechtssicherheit, Notwendigkeit und Verhältnis-
mäßigkeit bei der strafrechtlichen Verfolgung der Leitung einer terroristischen Vereinigung oder der Beteili-
gung an einer terroristischen Vereinigung hängt ihrerseits von der Qualität der Gesetze und Garantien, ein-
schließlich Rechtsbehelfe, ab, die die Benennung terroristischer Organisationen regeln. (Assessing Damage, 
Urging Action – Report on the Eminent Jurists Panel on Terrorism, Counter-terrorism and Human Rights, 
ICJ, 2009,pp. 113-115; Zu Verfahrensgarantien bei der Aufnahme in die Liste, Al-Dulimi gegen die Schweiz, 
ECtHR, Antrag Nr. 5809/08, Urteil vom 21. Juni 2016).

Wenn sie extensiv ausgelegt werden, können sich Straftaten nach Artikel 4 auch nachteilig auf legitime Ak-
tivitäten der Zivilgesellschaft auswirken, einschließlich Aktivitäten, die auf den Schutz der Menschenrechte 
durch die Bereitstellung humanitärer Hilfe abzielen. Wie die UN-Sonderberichterstatterin für Terrorismusbe-
kämpfung und Menschenrechte in ihrem 2019 Annual report (UN Doc. A/HRC/40/52, para. 22, 43-44): «Die 
4XDOL¿]LHUXQJ�HLQHV�EUHLWHQ�6SHNWUXPV�YRQ�+DQGOXQJHQ�DOV�XQ]XOlVVLJH�µ8QWHUVW�W]XQJ�GHV�7HUURULVPXV¶�������
führt zur Schikanierung, Verhaftung und Verfolgung humanitärer, menschenrechtlicher und anderer zivilge-
sellschaftlicher Akteure. ... materielle Unterstützungsleistungen können auch die Arbeit der Zivilgesellschaft 
beeinträchtigen, die unter anderem Tatsachenfeststellung und Beweiserhebung zum Zwecke der Strafverfol-
gung, die Förderung des Rechts auf Entwicklung oder die Unterstützung von Migranten unterstützt.“

Der Sonderberichterstatter warnte im Zusammenhang mit Belgien auch vor den Auswirkungen einer zu wei-
ten Auslegung der Straftatbestände der Unterstützung terroristischer Organisationen auf das Recht auf Fa-
milienleben (Bericht über den Besuch in Belgien, Absatz 18). Sie stellte fest, dass «als terroristische Straftat 
kriminalisierte Verhaltensweisen auf Aktivitäten beschränkt werden müssen, die eine echte Verbindung zur 
Tätigkeit terroristischer Gruppen aufweisen. (...)[K]onstruierende Unterstützung für terroristische Organi-
sationen in übertriebener Weise kann effektiv zur Kriminalisierung familiärer und anderer persönlicher Be-
ziehungen führen». Der Sonderberichterstatter betonte ferner, dass «Unterstützung im Zusammenhang mit 
der Sicherstellung, dass eine Person ein ‘wesentliches Mindestmaß’ an wirtschaftlichen und sozialen Rechten, 
einschließlich des Rechts auf Nahrung, Gesundheit und Wohnung, genießt, nicht als Unterstützung des Terro-
rismus kriminalisiert werden sollte».

Die nationalen Gesetze der Mitgliedstaaten über die Beteiligung an einer terroristischen Vereinigung haben in 
einigen Fällen wegen ihres breiten Anwendungsbereichs besondere Besorgnis hervorgerufen (Belgien), wäh-
UHQG�LQ�DQGHUHQ�)lOOHQ�8QVLFKHUKHLW�GDU�EHU�EHVWHKW��ZLH�GLH�'H¿QLWLRQ�GHV�6WUDIWDWEHVWDQGV�DXI�GHQ�LQWHU-
nationalen Terrorismus anwendbar ist (Spanien). In Belgien ist der Straftatbestand der Beteiligung an den 
Aktivitäten einer terroristischen Vereinigung nach Artikel 140 des Strafgesetzbuches weit gefasst. Die Straf-
tat setzt die Kenntnis voraus, dass die Beteiligung eher zu den kriminellen Aktivitäten einer terroristischen 
Vereinigung als zu einem bestimmten Vorsatz beitragen könnte, und hat eine besonders breite Anwendung, 
weil sie auch dann gilt, wenn die Person «hätte wissen müssen», um welche Art von Gruppe es sich handelt. 
%HPHUNHQVZHUW� LVW� MHGRFK��GDVV�$UWLNHO�����GHV�*HVHW]EXFKHV�YRQ�GHU�'H¿QLWLRQ�GHU� WHUURULVWLVFKHQ�9HU-
einigung ausdrücklich jede Organisation ausschließt, «deren tatsächlicher Zweck ausschließlich politischer, 
gewerkschaftlicher oder philanthropischer, philosophischer oder religiöser Natur ist oder die ausschließlich 
ein anderes legitimes Ziel verfolgt».

In Italien wurde der Anwendungsbereich des Straftatbestands der Beteiligung an einer terroristischen Ver-
einigung nach Artikel 270 durch richterliche Auslegung verfeinert. Beispielsweise verlangt die italienische 
Rechtsprechung eine «wirksame Integration» der Person in die Vereinigung, was bedeutet, dass die Person 
tatsächlich an den Aktivitäten der Vereinigung teilnehmen sollte. Die Teilnahme kann weder als bloße Er-
langung eines Status verstanden werden, noch kann sie aus dem Festhalten an einem kriminellen Programm 
oder gemeinsamen Bestrebungen mit den Vereinsmitgliedern abgeleitet werden. In der italienischen Recht-
sprechung wurde auch klargestellt, dass der «Beitrag» zu der terroristischen Vereinigung «ein wirksamer 
kausaler Beitrag zur Existenz, zum Überleben oder zur Tätigkeit der Vereinigung» sein muss. 

https://undocs.org/en/A/61/267
https://www.icj.org/wp-content/uploads/2012/04/Report-on-Terrorism-Counter-terrorism-and-Human-Rights-Eminent-Jurists-Panel-on-Terrorism-series-2009.pdf
https://undocs.org/en/A/HRC/40/52
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3. Öffentliche Aufforderung zur Begehung einer terroristischen Straftat

EU Richtlinie 2017/541
Artikel 5 Öffentliche Aufforderung zur Begehung einer terroristischen Straftat

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass das öffentliche Ver-
breiten oder sonstige öffentliche Zugänglichmachen einer Äußerung — mit jeglichem Mittel, sei es im 
Internet und auf anderen Wegen — mit der Absicht, zur Begehung einer in Artikel 3 Absatz 1 Buchstaben 
a bis i aufgeführten Straftat anzustiften, bei Vorliegen von Vorsatz als Straftat geahndet werden kann, 
wenn dieses Verhalten direkt — oder indirekt, etwa durch die Verherrlichung terroristischer Handlungen 
— die Begehung terroristischer Straftaten befürwortet und dadurch die Gefahr begründet, dass eine oder 
mehrere solcher Straftaten begangen werden könnten.

Anleitung
Richter und Staatsanwälte sollten in Fällen, in denen es um Straftaten der Provokation oder ähnliche 
Straftaten der indirekten Aufstachelung geht, prüfen, ob und wenn ja, inwieweit die Ermittlungshand-
lung, die Strafverfolgung oder die Verurteilung die Meinungsfreiheit beeinträchtigt und inwieweit die 
«Botschaft» oder die angefochtene Äußerung einer Äußerung der politischen Meinung, der Auseinander-
setzung mit der (demokratischen) Debatte, der künstlerischen Meinungsäußerung oder der Medienfrei-
heit gleichkommt, bei der ein erhöhtes Maß an Schutz erforderlich sein kann.

'LH�5LFKWHU�VROOWHQ�YDJH�'H¿QLWLRQHQ�YRQ�3URYRNDWLRQ�XQG�GDPLW�YHUEXQGHQHQ�6WUDIWDWHQ�DEOHKQHQ��(LQH�
VWUDIUHFKWOLFKH�9HUIROJXQJ�LVW�]XOlVVLJ�I�U�NODU�GH¿QLHUWH�9HUEUHFKHQ�GHU�0HLQXQJVlX�HUXQJ��GLH�]XU�*H-
walt aufstacheln und zu solchen Taten führen sollen und tatsächlich eine Gefahr darstellen. Die Schuld 
des Einzelnen und die Anwendung des Strafrechts sollten klar und unter den Umständen des jeweiligen 
Falles vorhersehbar sein.

Richter und Staatsanwälte sollten prüfen, ob die Anwendung des Strafrechts in dem Fall, mit dem sie be-
fasst sind, eindeutig einem öffentlichen Interesse wie dem Schutz der nationalen Sicherheit dient, und 
wenn ja, ob sie unter den besonderen Umständen dieses Falles als notwendig und verhältnismäßig ge-
rechtfertigt werden kann. Sie sollten auch prüfen, ob eine unmittelbare oder mittelbare Diskriminierung 
bei der Anwendung von Ermittlungsmaßnahmen, der Entscheidung zur Strafverfolgung oder bei der Be-
weiswürdigung in dem Fall vorgelegen hat.

Kommentar
Freiheit der Meinungsäußerung (Artikel 10 EMRK, Artikel 19 ICCPR, Artikel 11 EU-Charta), auch in Bezug auf 
Meinungsäußerungen, die beleidigend und störend sind:

Das [Recht auf freie Meinungsäußerung] umfasst die Freiheit, Ideen und Meinungen auszudrücken, 
die beleidigen, schockieren oder stören.... Dies sind die Forderungen von ... Pluralismus, Toleranz und 
Großzügigkeit, ohne die es keine «demokratische Gesellschaft» gibt. (Handyside v. the United King-
dom, ECtHR, Antrag Nr. 5493/72, Urteil vom 7. Dezember 1976, para. 49).

Der UN-Menschenrechtsausschuss hat bei der Festlegung von Art und Umfang der Meinungsfreiheit im Rah-
men des Internationalen Pakts über bürgerliche und politische Rechte in seiner Allgemeinen Bemerkung 
34 betont, dass «Straftaten wie die «Ermutigung zum Terrorismus» und «extremistische Aktivitäten» sowie 
6WUDIWDWHQ�GHU�©/RESUHLVXQJª��©9HUKHUUOLFKXQJª�RGHU�©5HFKWIHUWLJXQJª�GHV�7HUURULVPXV�NODU�GH¿QLHUW�ZHUGHQ�
sollten, um sicherzustellen, dass sie nicht zu unnötigen oder unverhältnismäßigen Eingriffen in die Meinungs-
freiheit führen».

Der grundlegende Test für zulässige Einschränkungen der freien Meinungsäußerung, wie oben dargelegt und 
im Kontext der Terrorismusbekämpfung vom ECtHR, mehreren UN-Sonderberichterstattern und dem UN-Men-
VFKHQUHFKWVDXVVFKXVV��81+5&��EHNUlIWLJW��HUIRUGHUW�HLQH�NODUH�'H¿QLWLRQ�YRQ�5HFKW��1RWZHQGLJNHLW�XQG�9HU-
hältnismäßigkeit, da die Einschränkungen «das am wenigsten einschneidende Instrument unter denjenigen 
sein müssen, die ihre Schutzfunktion erreichen könnten, und dem zu schützenden Interesse angemessen sein 
müssen» (UN HRC, General Comment No. 27, UN Doc. CCPR/C/21/Rev.1/Add.9, 1999, para. 14) Die Sonder-
berichterstatter haben festgestellt, dass die strikte Einhaltung des oben genannten Tests von entscheidender 
Bedeutung ist, wenn Staaten beschließen, bestimmte Ausdrucksformen zu kriminalisieren  (Special Rappor-
teur on the right to privacy and the Special Rapporteur on the promotion and protection of human rights and 
fundamental freedoms while countering terrorism, p. 4). Während die freie Meinungsäußerung aller geschützt 
werden muss, ist angesichts der Auswirkungen der Kriminalisierung der Meinungsäußerung auf die politische 
oder künstlerische Meinungsäußerung besondere Vorsicht geboten, da die freie Meinungsäußerung «nicht nur 
die Substanz der zum Ausdruck gebrachten Ideen und Informationen schützt, sondern auch die Form, in der 
sie vermittelt werden» (De Haes and Gijsels v Belgium, ECtHR Urteil, Antrag Nr. 19983/92, Urteil vom 24. 
Februar 1997, para. 48; Alinak v Turkey,  ECtHR, Antrag Nr. 40287/98, Urteil vom 29. März 2005, para. 42), 

http://hrlibrary.umn.edu/gencomm/hrcom27.htm
https://spcommreports.ohchr.org/TMResultsBase/DownLoadPublicCommunicationFile?gId=24234
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Verteidigung der Menschenrechte‘ (UN Declaration on HRDS und die «entscheidende Rolle» der Medien «bei 
der Information der Öffentlichkeit über Terrorakte» (UN HRC, General Comment No. 34 on Article 19: Free-
doms of opinion and expression, UN Doc. CCPR/C/GC/34, para. 46). 

Berücksichtigt werden sollten auch die Auswirkungen der Untersuchungen auf die Schließung von Websites 
und die Kommunikation; in einer Reihe von Staaten wird jede Website, von der angenommen wird, dass sie 
die Entschuldigung fördert oder den Terrorismus provoziert, jetzt geschlossen, in einigen Fällen ohne richter-
liche Anordnung. In Frankreich kann das Zentralamt für die Bekämpfung der Kriminalität im Bereich der In-
formations- und Kommunikationstechnologien (ein Polizeiorgan) die Sperrung einer Website anordnen, ohne 
dass ein Richter eingeschaltet werden muss (französisches Strafgesetzbuch: Artikel 421-2-5; Strafprozess-
ordnung: Artikel 706-23 bis 706-25-2; administrative Sperrung von Websites, die Terrorismus befürworten 
(Dekret Nr. 2015-125 vom 5. Februar 2015). 

Verschiedene Richtliniendelikte (z.B. Ausbildung und Indoktrination) implizieren ebenfalls die freie Meinungs-
äußerung, aber die Bestimmungen über die «Provokation» (Artikel 5) und die «Aufstachelung» zu anderen 
Richtliniendelikten (Artikel 15) stellen die größte Herausforderung dar, indem sie die Meinungsäußerung direkt 
unter Strafe stellen. 

Die internationale Menschenrechtsgesetzgebung stellt klar, dass Meinungsäußerungen, die auf Anstiftung zu 
Diskriminierung oder Gewalt hinauslaufen, der Prävention und Sanktionierung unterliegen können (Artikel 
20 ICCPR, Artikel 4 ICERD) und im Falle der Anstiftung zur Gewalt strafrechtlich verfolgt werden müssen. 
Die Rechtsprechung spiegelt jedoch die Notwendigkeit wider, klar zwischen der Aufstachelung zur Gewalt zu 
unterscheiden (Belek and Velioglu v. Turkey,  ECtHR, Antrag Nr. 44227/04, Urteil vom 6. Oktober 2015, pa-
ras. 24-27), und sogar «feindselige», «negative» oder «scharfzüngige» Kommentare und Kritik (Falakaoglu 
et Saygili v. Turkey, ECtHR, Antrag Nr. 11461/03, Urteil vom 19. Dezember 2006, para. 35). Der Europäi-
sche Gerichtshof hat zum Beispiel festgestellt, dass Äußerungen allgemeiner Sympathie und Unterstützung 
für eine Sache oder einen Führer einer «terroristischen Organisation» wahrscheinlich keine Strafverfolgung 
rechtfertigen würden, während «eine Botschaft der Unnachgiebigkeit in Bezug auf die Ziele einer verbotenen 
Organisation nicht mit der Aufstachelung zu Gewalt oder Hass verwechselt werden kann» (Surek and Ozdemir 
v. Turkey, ECtHR, Antrag Nr. 23927/94 & 24377/94, Urteil vom 8. Juli 1999, para. 61). 

Internationale Standards machen nun deutlich, dass Verbrechen zur Rechtfertigung, Ermutigung oder Ent-
schuldigung von Terrorismus, die möglicherweise nicht zu künftigen Straftaten beitragen, sondern vorgeben, 
frühere Handlungen zu rechtfertigen, oder einfach nur aus Meinungsäußerungen bestehen, nur sehr schwer 
mit den Erfordernissen der Notwendigkeit und Verhältnismäßigkeit nach den internationalen Menschenrechts-
normen in Einklang zu bringen sind. (Bericht des UN-Generalsekretärs zu Menschenrechten und Terrorismus, 
2008, para. 61; A joint opinion of UN experts on the freedom of expression; UN HRC, Concluding Observa-
tions Human Rights Committee: United Kingdom, UN Doc. CCPR/C/GBR/CO/6, 2008; UN HCR, Concluding 
Observations Human Rights Committee,: Russian Federation, UN Doc. CCPR/C/RUS/CO/6, 2009, para. 3; Der 
Staat gegen Cassandra Vera, Spanischer Oberster Gerichtshof (Tribunal Supremo, Sala de lo Penal), 26. Feb-
ruar 2018; Stern Taulats and Roura Capellera v. Spain,  ECtHR, Antrag Nr. 51168/15 & 51186/15, Urteil vom 
13. März 2018; Sylvia Ayuso, ‘Strasbourg: Burning photos of Spanish king is “freedom of expression”’, in El 
País, 13. März 2018; Amnesty International, ‘Spain: Counter-terror law used to crush satire and creative ex-
pression online’, 13. März 2018; Menschenrechtskommissar des Europarates , Misuse of anti-terror legislation 
threatens freedom of expression, 4. Dezember 2018.).

Daher können Verbrechen der «öffentlichen Provokation», soweit sie eine Aufstachelung zu künftiger Gewalt 
darstellen, legitimerweise in Übereinstimmung mit den Menschenrechtsgesetzen verfolgt werden, auch wenn 
es eine enge Verbindung zwischen dem Ausdruck und jeder nachfolgenden Gewalt geben muss. (Eine Passa-
ge, die in einer obskuren Publikation geschrieben wurde, wird dieser Prüfung weniger wahrscheinlich stand-
halten als eine Rede vor einer aufgebrachten Menge in einer öffentlichen Demonstration). Bei der Beurteilung 
der Frage, ob außergewöhnliche Umstände eine Kriminalisierung der Äußerung rechtfertigen, können eine 
Reihe verschiedener Faktoren eine Rolle spielen. Die Rechtsprechung und die Instrumente, einschließlich des 
Aktionsplans von Rabat, weisen auf einige dieser Faktoren hin, die für die gerichtliche Beurteilung relevant 
sind, darunter «Kontext, Position des Redners, Absicht, Inhalt und Form, Ausmaß der Redehandlung und die 
Wahrscheinlichkeit, einschließlich des drohenden Schadens, der durch die Rede entstehen kann». Der so ge-
nannte  “Rabat Plan of Action” kann eine nützliche (unverbindliche) Anleitung dazu geben, was Aufstachelung 
ist. Siehe: Anhang des UN-Hochkommissars für Menschenrechte, Bericht an den Menschenrechtsrat (UN HRC, 
Report of the United Nations High Commissioner for Human Rights on the expert workshops on the prohibition 
of incitement to national, racial or religious hatred, UN Doc. A/HRC/22/17/Add.4, 2013; Helen Duffy und Kate 
Pitcher, “Inciting Terrorism? Crimes of Expression and the Limits of the Law”, 2018).

Die Richter sollten sicherstellen, dass Meinungsäußerungen, die keine (oder vernachlässigbare) Wirkung ha-
ben oder die nicht die Absicht haben, zu terroristischer Gewalt beizutragen, nicht strafrechtlich verfolgt wer-

https://www2.ohchr.org/english/bodies/hrc/docs/gc34.pdf
https://www.ohchr.org/EN/NewsEvents/Pages/DisplayNews.aspx?NewsID=15921&LangID=E
https://undocs.org/CCPR/C/GBR/CO/6
https://undocs.org/CCPR/C/GBR/CO/6
https://undocs.org/CCPR/C/RUS/CO/6
https://undocs.org/CCPR/C/RUS/CO/6
file:///C:/ttps/::english.elpais.com:elpais:2018:03:13:inenglish:1520946121_792740.html
https://www.amnesty.org/en/latest/news/2018/03/spain-counter-terror-law-used-to-crush-satire-and-creative-expression-online/
https://www.amnesty.org/en/latest/news/2018/03/spain-counter-terror-law-used-to-crush-satire-and-creative-expression-online/
https://www.coe.int/en/web/commissioner/-/misuse-of-anti-terror-legislation-threatens-freedom-of-expression
https://www.coe.int/en/web/commissioner/-/misuse-of-anti-terror-legislation-threatens-freedom-of-expression
https://www.ohchr.org/en/issues/freedomopinion/articles19-20/pages/index.aspx
https://undocs.org/A/HRC/22/17/Add.4
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den. Die Richtlinie stellt ausdrücklich die Forderung auf, dass die Provokation zumindest eine «Gefahr» ver-
ursachen muss. Dies ist besonders wichtig, da die Richtlinie vorbereitende/nicht-haupttatsächliche Straftaten 
(Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung, Reisen, Finanzierung, Provokation, Reiseerleichterung) 
erfasst, für die keine Haupttat begangen werden muss (Artikel 13). Der UN-Sonderberichterstatter für Ter-
rorismusbekämpfung und Menschenrechte hat in seiner Darstellung bewährter Praktiken in ähnlicher Weise 
festgestellt, dass bei Verbrechen der Meinungsäußerung das Verhalten (die Rede) die Wahrscheinlichkeit erhö-
KHQ�VROOWH��GDVV�HLQH�WHUURULVWLVFKH�+DQGOXQJ�EHJDQJHQ�ZLUG��XQG�GDVV�GLH�SHUV|QOLFKH�XQG�VSH]L¿VFKH�$EVLFKW�
bestehen sollte, zu einer künftigen terroristischen Straftat anzustiften (auch wenn dies aus den Umständen 
abgeleitet werden kann) (Bericht vom Special Rapporteur on the promotion and protection of human rights 
and fundamental freedoms while countering terrorism, S. 29. Siehe auch das Beispiel von Artikel 5, Überein-
kommen des Europarates ).

Eine Reihe von nationalen Gesetzen lässt Zweifel an diesen objektiven Elementen (der Gefahr) und subjekti-
ven Elementen (der Absicht, zu einer terroristischen Handlung beizutragen) aufkommen. Am 15. März 2018 
annullierte das belgische Verfassungsgericht weitreichende belgische Bestimmungen zur «indirekten» Anstif-
tung, (MB 11 Aout 2016, 50973), die das Erfordernis, eine «ernsthafte Gefahr» terroristischer Straftaten zu 
schaffen, gestrichen hatten, mit der Begründung, dass die Streichung nicht im Einklang mit dem Legalitäts-
prinzip stehe, «in einer demokratischen Gesellschaft nicht notwendig» oder «verhältnismäßig» sei. (‘Extrait de 
l’Arrêt No.31/2018 – Streitgegenstand: Die von der ASBL «Ligue des Droits de l’Homme» (Ligue des Droits de 
l’Homme) erhobene Klage auf Nichtigerklärung des Gesetzes vom 3. August 2016, das verschiedene Bestim-
mungen zur Bekämpfung des Terrorismus (III) enthält, Fall Nr.2018/201412 Belgisches Verfassungsgericht , 
15.�März 2018; siehe auch zum Schutz der freien Meinungsäusserung im Internet - Beschluss Nr.20202-801-
DC – ‘Die Europäische Kommission hat ein Gesetz zur Bekämpfung von Hassinhalten im Internet verabschie-
det.’, Französisches Verfassungsgericht , 18. Juni 2020).

Der französische Straftatbestand des «gewöhnlichen Abrufs» von Websites, die Nachrichten, Bilder oder Prä-
sentationen zur Verfügung stellen, die unmittelbar zur Begehung von Terrorakten provozieren (Art. 421-2-5-2 
Strafgesetzbuch), wurde vom französischen Verfassungsrat wegen mangelnden Vorsatzes im Zusammenhang 
mit dem terroristischen Vorhaben für verfassungswidrig erklärt (Beschluss 2016-611). Der Verfassungsrat 
befand, dass die Straftat «die Freiheit der Kommunikation in einer Weise gefährdet, die nicht notwendig, an-
gemessen und verhältnismäßig ist» (§16). 

Der italienische Oberste Gerichtshof stellt eindeutig fest, dass «Anstiftung zur Begehung eines Verbrechens, 
wie es die Kunst vorsieht» im Strafgesetzbuch vorgesehen ist, ein Verbrechen von «besonderer Gefahr» und 
nicht von vermuteter Gefahr ist und folglich für seine Ausgestaltung ein Verhalten erfordert, das aufgrund 
eines «ex ante»-Urteils als besonders geeignet angesehen wird, die Begehung von Verbrechen zu verursa-
chen» (Corte di Cassazione Sez. V, 12/9/2019 n. 48247, PM gegen De Salvatore).

Angesichts der Bedenken, die von internationalen Menschenrechtsbehörden wie dem UNHRC in der Vergan-
genheit geäußert wurden, sind solche Straftaten nur schwer mit dem internationalen Menschenrechtsrecht 
zu vereinbaren und müssten geklärt und restriktiv ausgelegt werden. Eine Reihe von Staaten haben eine 
problematische Auffassung von Verherrlichung und Ermutigung als Straftatbestand eingeführt. So enthält 
beispielsweise das deutsche Recht in § 91 StGB «die Ermutigung zur Begehung einer schweren, den Staat 
gefährdenden Gewaltstraftat»). Verbreitung (z.B. umfasst § 131 StGB die «Verbreitung von Gewaltdarstellun-
gen» (...) «in einer die Verherrlichung zum Ausdruck bringenden Weise» als indirekte Formen der Aufstache-
lung zum Terrorismus). Es gibt auch problematische Gesetze zur «indirekten Aufstachelung» (z.B. in Spanien, 
Artikel 578 Strafgesetzbuch), die den in Erwägungsgrund 10 enthaltenen Verweis auf «die Verherrlichung und 
Rechtfertigung» des Terrorismus widerspiegeln, aber dies ist nach wie vor eine Minderheit der EU-Staaten. Die 
Rechtsprechung von nationalen und internationalen Gerichten und quasi-richterlichen Behörden zu solchen 
Bestimmungen hat in einigen Fällen zu Reformen geführt. (siehe Pierrick Gardien, ‘Loi Avia: Ce qu’a censuré 
le Conseil Constitutionel’ (Sisyphes Avocats, 18.  Juni 2020), Aureline Breeden ‘French Court Strikes Down 
Most of Online Hate Speech Law’ (New York Times, 18. Juni 2020)). 

Der Oberste Gerichtshof Spaniens hat den Anwendungsbereich seines Gesetzes über Provokation 
eingeengt (Tribunal Supremo (sala de Io Civil), 2. Juni 2017, Roj: STS 2251/2017 - ECLI: ES:TS:2017:2251, 
Siehe auch https://verfassungsblog.de/passive-indoctrination-as-a-terrorist-offense-in-spain-a-regression-
from-consti-tutional-rights/). Unabhängige UN-Experten und andere haben ihre Besorgnis über die 
überzogenen Gesetze zum Ausdruck gebracht, die zur Verfolgung von Bloggern, Performern und 
Berichterstattern für Kommentare im Zusammenhang mit dem «historischen Terrorismus» herangezogen 
werden. (Siehe Amt des UN-Hochkom-missars für Menschenrechte , ‘Two Legal Reforms Projects Undermine 
The Right to Assembly and Expression in Spain’ UN experts say’, 23. Februar 2015; Amnesty International, 
‘Tweet … if you dare – How Counter-Terro-rism Law restrict freedom of expression in Spain’, März 2018; 
Amnesty International, ‘Spain: Counter-ter-ror law used to crush satire and creative expression online’, 
13. März 2018.) und steht im Mittelpunkt eines laufenden Auslieferungsstreits zwischen Belgien und 
Spanien (Fall Valtonyc - Ein belgisches Gericht hat einen 

https://undocs.org/A/HRC/16/51
http://www.ejustice.just.fgov.be/cgi_loi/change_lg.pl?language=fr&la=F&table_name=loi&cn=2016080315
http://www.ejustice.just.fgov.be/cgi_loi/loi_a.pl?=&sql=(text+contains+(%27%27))&rech=1&language=fr&tri=dd+AS+RANK&numero=1&table_name=loi&F=&cn=2016080315&caller=image_a1&fromtab=loi&la=F&pdf_page=18&pdf_file=http://www.ejustice.just.fgov.be/mopdf/2018/06/13_1.pdf
https://www.sisyphe-avocats.fr/item/82-loi-avia-censure
https://www.sisyphe-avocats.fr/item/82-loi-avia-censure
https://www.nytimes.com/2020/06/18/world/europe/france-internet-hate-speech-regulation.html
https://www.nytimes.com/2020/06/18/world/europe/france-internet-hate-speech-regulation.html
https://verfassungsblog.de/passive-indoctrination-as-a-terrorist-offense-in-spain-a-regression-from-constitutional-rights/
https://www.ohchr.org/EN/NewsEvents/Pages/DisplayNews.aspx?NewsID=15597
https://www.amnesty.org/download/Documents/EUR4179242018ENGLISH.PDF
https://www.amnesty.org/en/latest/news/2018/03/spain-counter-terror-law-used-to-crush-satire-and-creative-expression-online/
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Europäischen Haftbefehl gegen einen Rapper abgelehnt, der der Beleidigung der spanischen Königsfamilie und 
anderer Straftaten beschuldigt wird).

4. Anwerbung für terroristische Zwecke 

EU Richtlinie 2017/541
Artikel 6 Anwerbung für terroristische Zwecke

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass die Bestimmung 
einer anderen Person dazu, eine in Artikel 3 Absatz 1 Buchstaben a bis i oder in Artikel 4 aufgeführte 
Straftat zu begehen oder zu deren Begehung beizutragen, bei Vorliegen von Vorsatz als Straftat geahn-
det werden kann. 

Anleitung
Bei der Anwendung des Straftatbestands der Anwerbung für terroristische Zwecke sollten die Richter eine 
VRUJIlOWLJH�3U�IXQJ�YRUQHKPHQ��XP�VLFKHU]XVWHOOHQ��GDVV�ZHLWH�'H¿QLWLRQHQ�GHV�WHUURULVWLVFKHQ�$NWV�XQG�
der Beteiligung, von denen der Straftatbestand der Anwerbung für terroristische Zwecke abhängt, nicht 
zu einer unvorhersehbaren, willkürlichen Anwendung des Straftatbestands in dem ihnen vorliegenden 
Einzelfall führen. Bei der Anwendung von Straftaten nach Artikel 6 sollte die Bedeutung von Straftaten 
nach Artikel 3 Absatz 1 und Artikel 4 im Einklang mit den in den Abschnitten II.5 und II.6 dargelegten 
Grundsätzen ausgelegt werden. 

Richter und Staatsanwälte sollten bestrebt sein, sicherzustellen, dass Ermittlungsmaßnahmen sowie die 
gerichtliche Verfolgung und Verurteilung wegen der Straftat der Anwerbung für terroristische Zwecke 
nicht unnötig oder unverhältnismäßig in legitime politische, religiöse oder soziale Handlungen eingrei-
fen, die in Übereinstimmung mit dem Recht auf Vereinigungsfreiheit, Versammlungsfreiheit, Privatsphäre, 
Recht auf Privatleben, Recht auf politische Beteiligung oder freie Meinungsäußerung ausgeübt werden.  
Sie sollten auch erwägen, ob die Anwendung der Straftat in einem bestimmten Fall direkt oder indirekt, 
unter anderem aufgrund von Rasse, Hautfarbe, sexueller Orientierung oder geschlechtlicher Identität, 
Alter, Geschlecht, Religion, Sprache, politischer oder sonstiger Anschauung, Staatsbürgerschaft, Nationa-
lität oder Migrationsstatus, nationaler, sozialer oder ethnischer Herkunft, Abstammung, Gesundheitszu-
stand, Behinderung, Eigentum, sozioökonomischem Status, Geburt oder anderem Status oder der Schnitt-
menge davon diskriminierend sein kann.

Insbesondere sollte der Straftatbestand der Aufforderung an eine Person, sich an den Aktivitäten einer 
terroristischen Vereinigung zu beteiligen, dahingehend ausgelegt werden, dass er die Kenntnis der Tat-
sache voraussetzt, dass die Vereinigung wahrscheinlich terroristische Straftaten begehen wird, sowie die 
Absicht, jemanden nicht nur dazu aufzufordern, z.B. Güter oder Dienstleistungen bereitzustellen, sondern 
dadurch auch zu den terroristischen Aktivitäten der Vereinigung beizutragen.

Kommentar
Die Kriminalisierung der Anwerbung für terroristische Zwecke wird durch das Übereinkommen des Europa-
rates zur Verhütung des Terrorismus und durch die aufeinander folgenden Resolutionen des Sicherheitsrates 
�������������XQWHUPDXHUW���$UWLNHO���$EVDW]���GHV�hEHUHLQNRPPHQV�GHV�(XURSDUDWHV�YHUSÀLFKWHW�GLH�9HU-
tragsstaaten, die Anwerbung für terroristische Zwecke unter Strafe zu stellen, «wenn sie unrechtmäßig und 
YRUVlW]OLFK�EHJDQJHQ�ZLUGª��5HNUXWLHUXQJ��$QZHUEXQJ��ZLUG�LQ�$UWLNHO���$EVDW]���GH¿QLHUW�DOV�©GLH�$XIIRUGH-
rung an eine andere Person, eine terroristische Straftat zu begehen oder sich an deren Begehung zu beteiligen 
oder sich einer Vereinigung oder Gruppe anzuschließen, um zur Begehung einer oder mehrerer terroristischer 
Straftaten durch die Vereinigung oder die Gruppe beizutragen».

Die Resolution 2178 des Sicherheitsrates sieht vor, dass «alle Staaten sicherstellen, dass ihre innerstaat-
lichen Gesetze und sonstigen Vorschriften schwere Straftaten vorsehen, die ausreichen, um die Fähigkeit 
zur gesetzlichen Verfolgung und Bestrafung in einer die Schwere der Straftat gebührend widerspiegelnden 
Weise zu gewährleisten: .... (c) die vorsätzliche Organisation oder sonstige Erleichterung, einschließlich der 
Anwerbung, durch ihre Staatsangehörigen oder in ihren Hoheitsgebieten der Reisen von Personen, die sich in 
einen anderen Staat als den Staat ihres Wohnsitzes oder ihrer Staatsangehörigkeit begeben, um terroristische 
Handlungen zu begehen, zu planen, vorzubereiten oder sich daran zu beteiligen oder um terroristische Aus-
bildung zu erteilen oder zu erhalten». 

Die Rechte auf Vereinigungsfreiheit (Artikel 11 EMRK, Artikel 22 ICCPR, Artikel 12 EU-Charta), Meinungsfrei-
heit (Artikel 10 EMRK, Artikel 19 ICCPR, Artikel 11 EU-Charta), Versammlungsfreiheit, das Recht auf Privat-
sphäre und Achtung des Privatlebens, Religions- und Glaubensfreiheit, das Recht auf politische Mitwirkung 
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und das Recht auf Freiheit werden durch die Verfolgung von Straftaten der Anwerbung für den Terrorismus in 
Anspruch genommen, wobei jeder Eingriff in diese Rechte angemessen gesetzlich vorgeschrieben sein muss, 
ein legitimes Ziel verfolgen muss, für dieses Ziel notwendig und verhältnismäßig sein muss und nicht diskri-
minierend sein darf.

'LH�QDWLRQDOHQ�*HVHW]H��EHU�GLH�$QZHUEXQJ�I�U�WHUURULVWLVFKH�=ZHFNH�VLQG�KlX¿J�lOWHU�DOV�GLH�5LFKWOLQLH�XQG�
unterscheiden sich in ihrem Anwendungsbereich, wobei sie manchmal eine genauere Abgrenzung der Straf-
tat als Artikel 6 der Richtlinie enthalten. In Italien beispielsweise wurde der Straftatbestand der Anwerbung 
für terroristische Zwecke im Jahr 2005 eingeführt, da es schwierig war, genügend Beweise zu sammeln, um 
mutmaßliche Fälle von Anwerbung im Rahmen des bestehenden Straftatbestands der vorbereitenden Hand-
lungen zum Terrorismus zu verfolgen, was auf einen potenziell breiteren Anwendungsbereich als andere 
vorbereitende Straftaten schließen lässt. Gemäß Artikel 270 Strafgesetzbuch muss die Rekrutierung jedoch 
darauf abzielen, einen Gewalt- oder Sabotageakt mit Blick auf den Terrorismus zu verfolgen. Es ist Sache des 
Richters in diesem Fall zu bestimmen, ob die betreffende Organisation einen terroristischen Zweck verfolgt.

Das deutsche Strafgesetzbuch verbietet die Anwerbung von Mitgliedern und Anhängern terroristischer Ver-
einigungen (Artikel 129a Abs. 5 S.2). Der Vorsatz ist als Teil der Straftat erforderlich (MüKo-StGB/Schäfer §§ 
������M�����$XÀDJH������������D�5Q������������5Q�������'LH�$QZHUEXQJ�LVW�IHUQHU�GXUFK�GLH�DOOJHPHLQH�9HU-
schwörungsbestimmung abgedeckt (Artikel 30 Absatz 1), die besagt, dass «eine Person, die versucht, einen 
anderen zu einer Straftat zu bewegen oder einem anderen zu einer Straftat zu verhelfen, haftbar ist».

In Belgien ist die Gesetzgebung in einer Hinsicht weiter gefasst als Artikel 6 der Richtlinie: Artikel 140. des 
Strafgesetzbuches stellt die Anwerbung einer dritten Person zur Begehung einer terroristischen Straftat unter 
Strafe, verlangt aber nicht ausdrücklich, dass die Anwerbung vorsätzlich erfolgt.

,Q�GHQ�1LHGHUODQGHQ�LVW�GLH�5HNUXWLHUXQJ�I�U�HLQHQ�EHZDIIQHWHQ�.RQÀLNW�QDFK�$UWLNHO�����GHV�6WUDIJHVHW]EXFKHV�
strafbar. Der Vorsatz - auch in bedingter Form (voorwaardelijk opzet) - ist als Teil der Straftat erforderlich. 

5. Bereitstellung und Durchführung von Ausbildungsmaßnahmen für 
den Terrorismus  

EU Richtlinie 2017/541
Artikel 7 Durchführung einer Ausbildung für terroristische Zwecke

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass die Unterweisung 
in der Herstellung oder im Gebrauch von Sprengstoffen, Feuer- oder sonstigen Waffen oder schädlichen 
RGHU�JHIlKUOLFKHQ�6WRIIHQ�EH]LHKXQJVZHLVH�GLH�8QWHUZHLVXQJ� LQ�DQGHUHQ�VSH]L¿VFKHQ�0HWKRGHQ�RGHU�
Verfahren mit dem Ziel, eine in Artikel 3 Absatz 1 Buchstaben a bis i aufgeführte Straftat zu begehen 
oder zu deren Begehung beizutragen, in Kenntnis der Tatsache, dass die vermittelten Fähigkeiten für 
diesen Zweck eingesetzt werden sollen, bei Vorliegen von Vorsatz als Straftat geahndet werden kann.

Artikel 8 Absolvieren einer Ausbildung für terroristische Zwecke

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass der Erhalt einer 
Unterweisung in der Herstellung oder im Gebrauch von Sprengstoffen, Feuer- oder sonstigen Waffen 
RGHU�VFKlGOLFKHQ�RGHU�JHIlKUOLFKHQ�6WRIIHQ�RGHU�HLQHU�8QWHUZHLVXQJ�LQ�DQGHUHQ�VSH]L¿VFKHQ�0HWKRGHQ�
oder Verfahren mit dem Ziel, eine in Artikel 3 Absatz 1 Buchstaben a bis i aufgeführte Straftat zu bege-
hen oder zu deren Begehung beizutragen, bei Vorliegen von Vorsatz als Straftat geahndet werden kann. 

Anleitung
Bei der Entscheidung über die Straftatbestände des Bereitstellens und der Inanspruchnahme von Aus-
bildungsmaßnahmen für terroristische Zwecke müssen die Richter sicherstellen, dass die Straftatbe-
stände in kohärenter, prognostizierbarer und vorhersehbarer Weise angewandt werden und unnötige 
oder unverhältnismäßige Eingriffe in die Rechte und Grundfreiheiten, einschließlich der Meinungs- und 
Vereinigungsfreiheit, sowie des Rechts auf Achtung des Privatlebens, vermieden werden. Die nationale 
Rechtsprechung sollte insbesondere versuchen, den Umfang der Straftaten hinsichtlich der Art der Aus-
ELOGXQJVPD�QDKPHQ��GLH�VWUDIUHFKWOLFK�JHDKQGHW�ZLUG���EHU�GLH�QLFKW�HUVFK|SIHQGH�/LVWH�LQ�GHU�5LFKWOLQLH�
hinaus zu klären, um Rechtssicherheit zu gewährleisten und eine übermäßige, willkürliche oder diskrimi-
nierende Anwendung der Straftat zu vermeiden. 

:HQQ�GHU�]XU�%HJU�QGXQJ�GHU�6WUDIWDW�HUIRUGHUOLFKH�9RUVDW]�LQ�GHU�*HVHW]JHEXQJ�QLFKW�HLQGHXWLJ�GH¿QLHUW�
ist, sollte er durch die Rechtsprechung geklärt werden. Der Vorsatz sollte sich auf die konkrete Absicht be-
schränken, eine Ausbildung zu erteilen oder zu erhalten, die zur Begehung einer terroristischen Handlung 
beiträgt, oder auf die Missachtung des Wissens, dass dies geschehen wird.
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Richter und Staatsanwälte sollten sicherstellen, dass die Anwendung von Terrorismusbekämpfung, näm-
lich die Durchführung oder das Absolvieren einer Ausbildung, nicht in diskriminierender Weise angewandt 
wird und auf potenzielle Diskriminierung und die Verweigerung des gleichen Schutzes durch das Gesetz 
in Fällen, die ihnen vorgelegt werden, achten.  Sie sollten auf die Möglichkeit einer bewussten oder unbe-
wussten Voreingenommenheit in allen Phasen der Ermittlungen, der Strafverfolgung und des Gerichtsver-
fahrens achten und sollten Verfahren und Entscheidungen auf potenzielle Diskriminierung hin überprüfen. 

Staatsanwälte sollten bei der Einleitung von Ermittlungen oder strafrechtlichen Verfolgungen wegen 
Straftaten nach Artikel 7 und 8 auf der Grundlage des Sachverhalts des Falles die Möglichkeit in Betracht 
ziehen, dass die Anklage oder die Ermittlungsmaßnahmen die Meinungsfreiheit, die Vereinigungsfreiheit, 
das Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens oder andere im EU- und Völkerrecht geschützte 
Rechte verletzen.

Kommentar
Wie aus Artikel 7 und 8 der Richtlinie klar hervorgeht, fallen unter «Ausbildung für den Terrorismus» oder 
«Ausbildung Inanspruchnahmen» Personen, die Anweisungen zu dem besonderen Zweck erteilen oder er-
halten, eine terroristische Straftat zu begehen oder zur Begehung einer terroristischen Straftat beizutragen. 
Die Richter sollten sich in der Praxis vor Willkür oder Diskriminierung schützen, da die Straftat weitgehend auf 
dem subjektiven Element der «terroristischen Absicht» beruht.  Da sich die Straftat an sich nicht auf eine be-
stimmte terroristische Handlung oder auch nur auf einen Versuch oder vorbereitende Schritte zur Förderung 
einer solchen Handlung bezieht, kann das Verhalten unangemessen weit entfernt oder das Fehlverhalten zu 
minimal sein, um die Intervention des Strafrechts im Gegensatz zu anderen Reaktionen zu rechtfertigen. Es 
sollte z.B. nicht auf den unbeabsichtigten Zugriff auf Websites angewandt werden. 

Die Richter sollten sicherstellen, dass Erwägungsgrund 11 der EU-Richtlinie umgesetzt wird, in dem es heißt, 
dass «(...) der bloße Besuch von Websites oder das Sammeln von Material für legitime Zwecke, z. B. für 
akademische- oder Forschungszwecke, nicht als Ausbildung zum Terrorismus im Sinne dieser Richtlinie gilt».

Die in den Artikeln 7 und 8 genannten Straftatbestände werfen Fragen der Vereinigungsfreiheit und der Frei-
heit, Informationen zu erhalten, auf, und Eingriffe müssen unter allen Umständen des Falles auf der Grundlage 
des Verhaltens und der Absicht des Einzelnen sorgfältig begründet werden. 

Der Umfang dieser Straftaten variiert erheblich zwischen den verschiedenen nationalen Gesetzen der EU-Mit-
gliedstaaten und hat eine Reihe von menschenrechtlichen Herausforderungen aufgeworfen. 

• In Italien wurde im Juli 2011 in Bezug auf den Anwendungsbereich von Artikel 270 (Ausbildung zu terro-
ristischen Zwecken) durch ein Urteil des Kassationsgerichtshofs klargestellt, dass die Ausbildung nicht auf 
die Bereitstellung und den Empfang von Informationen beschränkt ist. Die Straftat erfordert ein kontinuier-
liches und systematisches Ausbildungsprogramm, einschließlich einer Bewertung der Ergebnisse durch den 
Ausbilder. Das Ausbildungsprogramm muss jedoch nur «entsprechend» sein, um terroristische Aktivitäten 
durchzuführen, und der Kausalzusammenhang mit der terroristischen Hauptstraftat bleibt schwach. 

• In Deutschland besteht aufgrund der weit gefassten Kategorien des § 89a StGB die Sorge, dass eine Reihe 
von vermeintlich neutralen Handlungen bestraft werden können, wie z.B. Flugtraining oder der Kauf eines 
Mobiltelefons.  Solche Gesetze könnten es im Prinzip erlauben, den Erwerb von Fähigkeiten zu bestrafen, 
wenn ein krimineller Vorsatz vorliegt. Das höchste Bundesgericht (BGH 3 StR 243/13) hält jedoch eine ver-
fassungskonforme, restriktive Auslegung des subjektiven Tatbestandsmerkmals für entscheidend, wonach 
der Täter bereits bei der Durchführung der Vorbereitungshandlungen zur Begehung der schweren, staats-
gefährdenden Gewalttat, wie sie in § 89a Abs. 2 Strafgesetzbuch geregelt ist, festgelegt sein muss. 

• In den Niederlanden ist die Ausbildung für terroristische Zwecke nach Artikel 134a Strafgesetzbuch strafbar 
und der Vorsatz des Beschuldigten als Teil der Straftat erforderlich. Der Vorsatz muss darauf gerichtet sein, 
«die erworbenen Kenntnisse oder Fähigkeiten zu nutzen, um eine terroristische Straftat oder eine Straftat 
zur Vorbereitung oder Ermöglichung einer solchen Straftat zu begehen» (Parlamentarische Dokumente II 
2007/08, 31386, 3, S. 9). Der Vorsatz ist für alle nachfolgenden Komponenten erforderlich, einschließlich 
des Ziels der Ausbildung, die von den Teilnehmern verfolgt wird (Parlamentarische Dokumente II 2008/09, 
31386, 8, S. 6; Parlamentarische Dokumente II 2008/09, 31386, 12, S. 4).  Der Gesetzgeber unterschei-
det zwischen der Absicht der Person, die die Ausbildung in Anspruch nimmt, und der Person, die die Aus-
bildung bereitstellt. Für letzteren reicht ein bedingter Vorsatz (voorwaardelijk opzet) aus (Verfahren II 20. 
Januar 2009, 43, S. 3795). Bei ersterem muss es sich nicht unbedingt um einen terroristischen Vorsatz 
im Sinne von Art. 83a des Strafgesetzbuches handeln. Allerdings muss die Person, die an der Ausbildung 
teilnimmt, den «Vorsatz» oder «böswilligen Zweck» haben, diese Kenntnisse oder Fähigkeiten zum Zwecke 
der Begehung einer terroristischen Straftat oder eines Verbrechens zur Vorbereitung oder Ermöglichung 
einer terroristischen Straftat zu erwerben (Parlamentarische Dokumente II 2008 / 09, 31386, 8, S. 8; 
Parlamentarische Dokumente II 2008/09, 31386, 12, S. 3, 4). Dies deutet auf ein höheres Erfordernis des 
Vorsatzes als auf einen bedingten Vorsatz hin. 

http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=422345009d5da8df4e9cc83dfdc988ec&nr=68911&pos=0&anz=2
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• Einige Länder, darunter die Niederlande und Spanien, haben die «Selbstschulung» in den Anwendungs-
bereich der Straftat aufgenommen. Wie von einem der Experten während der Rundtischgespräche des IGH 
geteilt wurde, wird in Spanien die Selbstschulung, um terroristische Straftaten begehen zu können, unter 
Strafe gestellt, und diese Straftat beinhaltet zwei Schuldvermutungen: regelmäßiger Besuch bestimmter 
Websites und Besitz von Dokumenten, die zu terroristischen Aktivitäten ermutigen könnten. Für diese 
Straftat ist Vorsatz erforderlich, aber ihr Umfang wird im Text nicht präzisiert (Artikel 575 §1-2 des spani-
schen Strafgesetzbuches). 

• Einige Rechtsordnungen, darunter Frankreich, sehen in der Gesetzgebung nicht ausdrücklich Vorsatz-
anforderungen vor (Artikel 421-2-1 französisches Strafgesetzbuch (Code pénal). Der Mangel an Klarheit 
und Präzision der Bestimmung überlässt es den Richtern, nach dem Vorsatz zu suchen und zu versuchen, 
ihn zu verkörperlichen. 

6. Reisen für terroristische Zwecke   

EU Richtlinie 2017/541
Artikel 9 Reisen für terroristische Zwecke

1. Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass das Reisen in ein 
anderes Land als diesen Mitgliedstaat mit dem Ziel, eine in Artikel 3 aufgeführte terroristische Straf-
tat zu begehen oder zu deren Begehung beizutragen, mit dem Ziel, sich in Kenntnis der Tatsache, 
dass dies zu den strafbaren Handlungen dieser Vereinigung gemäß Artikel 4 beiträgt, an den Aktivi-
täten einer terroristischen Vereinigung zu beteiligen, oder mit dem Ziel, nach Maßgabe der Artikel 7 
und 8 eine Ausbildung für terroristische Zwecke durchzuführen oder zu absolvieren, bei Vorliegen von 
Vorsatz als Straftat geahndet werden kann.

2. Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass eine der folgenden 
Verhaltensweisen eine Straftat darstellt, wenn sie vorsätzlich begangen wurde:
(a) Reisen in diesen Mitgliedstaat mit dem Ziel, eine in Artikel 3 aufgeführte terroristische Straftat zu 

begehen oder zu deren Begehung beizutragen, mit dem Ziel, sich in Kenntnis der Tatsache, dass 
dies zu den strafbaren Handlungen dieser Vereinigung gemäß Artikel 4 beiträgt, an den Aktivi-
täten einer terroristischen Vereinigung zu beteiligen, oder mit dem Ziel, nach Maßgabe der Artikel 
7 und 8 eine Ausbildung für terroristische Zwecke durchzuführen oder zu absolvieren, oder

(b) Vorbereitungshandlungen einer Person, die in diesen Mitgliedstaat mit dem Ziel einreist, eine in 
Artikel 3 aufgeführte terroristische Straftat zu begehen oder zu deren Begehung beizutragen.

Anleitung
Bei der Anwendung des Straftatbestands des  Reisen zum Zwecke des Terrorismus sollten Richter und 
Staatsanwälte versuchen sicherzustellen, dass die Straftaten in kohärenter, prognostizierbarer und vor-
hersehbarer Weise angewandt werden, und sie sollten sicherstellen, dass die Ermittlung, Verfolgung oder 
Verurteilung unter den besonderen Umständen des jeweiligen Falles nicht zu unnötigen, unverhältnismä-
ßigen oder diskriminierenden Eingriffen in die Rechte auf Freizügigkeit, Vereinigungs-, Versammlungs- 
oder Meinungsfreiheit oder in das Recht auf Privatsphäre und auf das Privat- und Familienleben führt. 

Im Falle von Personen, die in andere Staaten als den Mitgliedstaat reisen, sollten Richter und Staatsan-
ZlOWH�GLH�JOHLFKHQ�*UXQGVlW]H�DXI�(LQJULIIH�LQ�GDV�5HFKW��MHGHV�/DQG��HLQVFKOLH�OLFK�GHV�HLJHQHQ��]X�YHU-
lassen, anwenden (Artikel 12 ICCPR und Artikel 2 Protokoll 4 EMRK). 

Im Falle von Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten, Personen mit ständigem Wohnsitz, Flüchtlingen oder 
DQGHUHQ�3HUVRQHQ�PLW�HQJHQ�%LQGXQJHQ�DQ�GDV�/DQG��GLH�GRUWKLQ�]XU�FNNHKUHQ��VROOWHQ�VLFK�5LFKWHU�XQG�
Staatsanwälte darum bemühen sicherzustellen, dass in Fällen, in denen die Anwendung strafrechtlicher 
6DQNWLRQHQ�DXI�HLQH� IDNWLVFKH�$EHUNHQQXQJ�GHV�5HFKWV�DXI�5�FNNHKU� LQ�GDV�HLJHQH�/DQG�KLQDXVODXIHQ�
würde (Artikel 3 Absatz 2, Protokoll 4 EMRK, Artikel 12 Absatz 4 ICCPR), dies angemessen und gerecht-
fertigt ist (Artikel 27 Absatz 21).

Richter und Staatsanwälte sollten auch die Gefahr in Betracht ziehen, dass die Ermittlung, Verfolgung 
oder Verurteilung wegen des Verbrechens des Reisens zu terroristischen Zwecken direkt oder indirekt 
religiöse oder andere Minderheiten diskriminieren kann, die legitime Aktivitäten ausüben, insbesondere 
0LJUDQWHQ�XQG�(LQZDQGHUHUJHPHLQVFKDIWHQ�PLW�HQJHQ�IDPLOLlUHQ�XQG�VRQVWLJHQ�%LQGXQJHQ�]X�/lQGHUQ��
die Terrorismus erleben, oder Regionen, die von terroristischen Gruppen kontrolliert werden.

Die Richter sollten die Straftatbestände des Reisens zum Zwecke des Terrorismus so auslegen und an-
ZHQGHQ��GDVV�5HLVHQ�QXU�GDQQ�QLFKW�XQWHU�GLH�'H¿QLWLRQ�GHV�6WUDIWDWEHVWDQGV�IDOOHQ��ZHQQ�VLH�HLQHQ�KLQ-
reichend engen Zusammenhang mit dem Haupttatbestand des Terrorismus nach Artikel 3 der Richtlinie 
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DXIZHLVHQ��ZREHL�HLQ�UHDOHV�XQG�YRUKHUVHKEDUHV�5LVLNR�EHVWHKW��GDVV�HLQ�VROFKHU�7HUURUDNW�VWDWW¿QGHQ�
könnte.

Die Richter sollten die Anforderungen des innerstaatlichen Rechts in Bezug auf die Absicht, zu terroristi-
schen Zwecken zu reisen, dahingehend auslegen, dass nicht nur die Absicht zu reisen, sondern auch eine 
eindeutig nachgewiesene Absicht, dies zu tun, um zu der Haupttat beizutragen oder diese tatsächlich zu 
EHJHKHQ��HUIRUGHUOLFK�LVW���'LH�$EVLFKW��LQ�HLQ�EHVWLPPWHV�/DQG�RGHU�HLQH�EHVWLPPWH�5HJLRQ�]X�UHLVHQ��UHLFKW�
für sich genommen nicht aus, um die Straftat zu begründen, oder begründet für sich genommen die Ver-
PXWXQJ��GDVV�HLQH�WHUURULVWHQVSH]L¿VFKH�$EVLFKW�YRUOLHJW�

Der Angeklagte sollte unter keinen Umständen die Beweislast dafür tragen, dass seine Reise zu einem 
legitimen Zweck erfolgt. 

Reisen zu humanitären Zwecken, unter anderem zur Unterstützung des Rechts auf Nahrung, Gesundheit, 
sanitäre Einrichtungen oder Wohnung, sollten nicht so ausgelegt werden, dass sie in Übereinstimmung 
PLW�(UZlJXQJVJUXQG����GHU�5LFKWOLQLH�XQG�PLW�GHQ�9HUSÀLFKWXQJHQ�GHU�6WDDWHQ�QDFK�GHP�KXPDQLWlUHQ�
9|ONHUUHFKW�XQG�GHQ�9HUSÀLFKWXQJHQ�]XP�6FKXW]�XQG�]XU�(UI�OOXQJ�GHU�ZLUWVFKDIWOLFKHQ��VR]LDOHQ�XQG�NXO-
turellen Rechte (ICESCR) in den Anwendungsbereich der Straftat fallen.  

5HLVHQ�]XP�=ZHFN�GHV�=XVDPPHQVFKOXVVHV�PLW�6WUHLWNUlIWHQ��GLH�DQ�HLQHP�.RQÀLNW�EHWHLOLJW�VLQG��GHU�
dem humanitären Völkerrecht unterliegt, ohne Nachweis einer konkreten Absicht, sich an Terrorakten zu 
beteiligen, sollten nicht so ausgelegt werden, dass sie gemäß Erwägungsgrund 37 der Richtlinie in den 
Anwendungsbereich der Straftat fallen, unabhängig davon, ob sie nach anderen Bestimmungen des inner-
staatlichen Rechts eine Straftat darstellen können.

Kommentar
In Erwägungsgrund 12 der Richtlinie wird die Notwendigkeit betont, insbesondere in Bezug auf die Situation 
zum Zeitpunkt der Verabschiedung der Richtlinie, Reisen zum Zwecke des Terrorismus sowohl aus- als auch 
LQ�(8�0LWJOLHGVWDDWHQ�XQWHU�6WUDIH�]X�VWHOOHQ��DEHU�HV�ZLUG�DQHUNDQQW��GDVV�GLHV�QLFKW�GXUFK�HLQH�VSH]L¿VFKH�
Kriminalisierung der Reisetätigkeit geschehen muss:

“In Anbetracht der Schwere der Bedrohung und der Notwendigkeit, insbesondere den Zustrom aus-
ländischer terroristischer Kämpfer einzudämmen, ist es notwendig, Auslandsreisen zum Zwecke des 
Terrorismus unter Strafe zu stellen, d.h. nicht nur die Begehung terroristischer Straftaten und das 
Bereitstellen oder Empfangen von Ausbildung, sondern auch die Beteiligung an den Handlungen einer 
terroristischen Vereinigung. Es ist nicht unerlässlich, den Akt des Reisens als solchen unter Strafe zu 
stellen. Darüber hinaus stellt die Einreise in das Gebiet der Union zum Zwecke des Terrorismus eine 
wachsende Sicherheitsbedrohung dar. Die Mitgliedstaaten können auch beschließen, terroristischen Be-
drohungen zu begegnen, die sich aus Reisen zum Zwecke des Terrorismus in den betreffenden Mitglied-
staat ergeben, indem sie vorbereitende Handlungen, zu denen auch die Planung oder Verschwörung 
gehören kann, mit dem Ziel der Begehung einer terroristischen Straftat oder der Beteiligung an einer 
solchen Straftat unter Strafe stellen. Jede Handlung der Begünstigung solcher Reisen sollte ebenfalls 
unter Strafe gestellt werden».

In Erwägungsgrund 38 wird ferner anerkannt, dass die Richtlinie nicht für humanitäre Hilfe gilt, was insbeson-
dere für Straftaten nach Artikel 9 gilt: «Die Durchführung humanitärer Maßnahmen durch unparteiische, nach 
dem Völkerrecht, einschließlich des humanitären Völkerrechts, anerkannte humanitäre Organisationen fällt 
nicht in den Geltungsbereich dieser Richtlinie, wobei die Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen 
Union zu berücksichtigen ist».

(UZlJXQJVJUXQG����EHVDJW��GDVV��©'LHVH�5LFKWOLQLH�QLFKW�]XU�)ROJH�KDEHQ�VROOWH��GDVV�GLH�5HFKWH��3ÀLFKWHQ�
und Verantwortlichkeiten der Mitgliedstaaten nach dem Völkerrecht, einschließlich des humanitären Völker-
rechts, geändert werden. Diese Richtlinie gilt nicht für die Tätigkeiten der Streitkräfte in Zeiten kriegerischer 
Auseinandersetzungen, die im Sinne dieser Begriffe unter das humanitäre Völkerrecht fallen, und, soweit sie 
anderen Regeln des Völkerrechts unterliegen, für die Tätigkeiten der Streitkräfte eines Staates in Ausübung 
LKUHV�RI¿]LHOOHQ�$XIWUDJV�

Der Straftatbestand des Reisens zu terroristischen Zwecken hat seine Wurzeln im Sicherheitsrat 2178, dessen 
$EVDW]���%XFKVWDEH�D�GLH�6WDDWHQ�YHUSÀLFKWHW��©LKUH�6WDDWVDQJHK|ULJHQ��GLH�LQ�HLQHQ�DQGHUHQ�6WDDW�DOV�LKUHQ�
Wohnsitzstaat oder ihren Staat der Staatsangehörigkeit reisen oder zu reisen versuchen, und andere Perso-
nen, die von ihrem Hoheitsgebiet aus in einen anderen Staat als ihren Wohnsitzstaat oder ihren Staat der 
Staatsangehörigkeit reisen oder zu reisen versuchen, um terroristische Handlungen zu begehen, zu planen 
oder vorzubereiten oder sich an terroristischen Handlungen zu beteiligen oder terroristische Ausbildung zu 
erteilen oder zu erhalten», als schwere Straftat unter Strafe zu stellen.
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Das Protokoll zum Übereinkommen des Europarates zur Verhütung des Terrorismus, das sich auf die Resolu-
WLRQ������VW�W]W��YHUSÀLFKWHW�GLH�9HUWUDJVVWDDWHQ��©5HLVHQ�LQV�$XVODQG�]XP�=ZHFNH�GHV�7HUURULVPXV�������YRQ�
ihrem Hoheitsgebiet aus oder durch ihre Staatsangehörigen, wenn sie unrechtmäßig und vorsätzlich began-
JHQ�ZHUGHQª��XQWHU�6WUDIH�]X�VWHOOHQ��$UWLNHO�������'DV�3URWRNROO�GH¿QLHUW�©5HLVHQ�LQV�$XVODQG�]XP�=ZHFNH�GHV�
Terrorismus» als «Reisen in einen Staat, der nicht der Staatsangehörigkeit oder dem Wohnsitz des Reisenden 
entspricht, zum Zwecke der Begehung einer terroristischen Straftat, der Beteiligung oder Mitwirkung an einer 
terroristischen Straftat oder der Bereitstellung oder des Erhalts von Ausbildung für terroristische Zwecke» 
(Artikel 4.2).

Die nach Artikel 9 erlassenen Straftatbestände des Reisens zu terroristischen Zwecken bergen besondere Ge-
fahren eines willkürlichen, unverhältnismäßigen und diskriminierenden Eingriffs in das Recht auf Freizügigkeit 
(Artikel 2 Absatz 1 Protokoll Nr. 4 EMRK, Artikel 12 Absatz 1 ICCPR, Artikel 45 EU-Charta) und die Freiheit, 
jedes Land, einschließlich des eigenen Landes, zu verlassen (Artikel 12 Absatz 2 ICCPR und Artikel 2 Absatz 
2 des Protokolls Nr. 4 EMRK). 

Besonders relevant für den Straftatbestand der Einreise in einen Mitgliedstaat zum Zwecke des Terrorismus ist 
das Recht, nicht willkürlich an der Einreise in das eigene Land gehindert zu werden, das durch Artikel 12 ICCPR 
geschützt ist und nicht nur für Staatsangehörige, sondern auch für Personen mit ständigem Wohnsitz in einem 
Mitgliedstaat und andere Personen mit engen Verbindungen zu diesem Land gilt. (Allgemeine Bemerkung 27 
des UN-Menschenrechtsausschusses (Abs. 20)).

Die weit gefasste Formulierung von Artikel 9 und die Abhängigkeit der Straftatbestände des Reisens sowohl 
von einem Mitgliedstaat als auch in einen Mitgliedstaat von weit gefassten Straftatbeständen sowohl nach 
Artikel 3 als auch nach Artikel 4 der Richtlinie lassen einen potenziell sehr weiten und unsicheren Anwen-
dungsbereich zu, der nationale gesetzliche und gerichtliche Absicherungsmaßnahmen erfordert, um den An-
wendungsbereich der Richtlinie ausreichend sicher und voraussehbar zu machen und ihre willkürliche oder 
diskriminierende Anwendung zu verhindern. Die UN-Sonderberichterstatterin für Terrorismusbekämpfung und 
Menschenrechte machte in ihrem Bericht (her report following her visit to Belgium) nach ihrem Besuch in 
Belgien (UN Doc. A/HRC/40/52/Add.5, 2019), darauf aufmerksam: «die Schwierigkeiten, ‘Reisen in terroris-
tischer Absicht’ in einer Weise zu verfolgen, die mit Menschenrechtsstandards, einschließlich der Bewegungs-
freiheit, des Rechts auf freie Meinungsäußerung und des Rechts auf Vereinigungsfreiheit sowie des Legalitäts-
prinzips, in Einklang stehen und ein gewisses Maß an Präzision und Vorhersehbarkeit in der Gesetzgebung 
erfordern» (Abs.23). Sie betonte, «wie wichtig es ist, dass die Strafverfolgung auf der Grundlage schlüssiger 
Beweise für die Absicht, terroristische Straftaten zu begehen, erfolgt», und warnte davor, dass «eine aus-
ufernder Auslegung der Unterstützung des Terrorismus zu einer allzu weiten Auslegung des Straftatbestands 
des Reisens mit der Absicht, terroristische Handlungen zu begehen, führen kann» (Abs.23).

Der UN-Menschenrechtsausschuss hat in seinem Allgemeinen Kommentar 27 zur Bewegungsfreiheit (UN Doc. 
CCPR/C/21/Rev.1/Add.9, 1999) die Rolle der gerichtlichen Schutzmaßnahmen zur Gewährleistung der Ver-
hältnismäßigkeit von Einschränkungen der Bewegungsfreiheit betont: « Artikel 12, Absatz 3 zeigt klar auf, 
dass es nicht ausreicht, dass die Beschränkungen den zulässigen Zwecken dienen; sie müssen auch not-
wendig sein, um sie zu schützen. Restriktive Maßnahmen müssen dem Verhältnismäßigkeitsprinzip entspre-
chen; sie müssen geeignet sein, ihre Schutzfunktion zu erfüllen; sie müssen das am wenigsten eingreifende 
Instrument unter denjenigen sein, die das gewünschte Ergebnis erzielen könnten; und sie müssen in einem 
angemessenen Verhältnis zu dem zu schützenden Interesse stehen.... Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
muss nicht nur in dem Gesetz, das die Beschränkungen festlegt, beachtet werden, sondern auch von den 
Verwaltungs- und Justizbehörden bei der Anwendung des Gesetzes. Die Staaten sollen sicherstellen, dass alle 
Verfahren im Zusammenhang mit der Ausübung oder Einschränkung dieser Rechte zügig durchgeführt werden 
und dass die Gründe für die Anwendung restriktiver Maßnahmen angegeben werden» (Abs. 14-15).

'LH�QDWLRQDOHQ�5HFKWVRUGQXQJHQ�XQWHUVFKHLGHQ�VLFK�]ZLVFKHQ�GHQMHQLJHQ��GLH�VSH]L¿VFKH�6WUDIWDWEHVWlQGH�
des Reisens zum Zwecke des Terrorismus erlassen haben, und denjenigen, die sich auf bestehende allgemei-
nere Straftatbestände in Ergänzung zum Terrorismus stützen, um Reisen unter Strafe zu stellen.  Die nationa-
le Gesetzgebung unterscheidet sich auch hinsichtlich des zur Begehung der Straftat erforderlichen Vorsatzes.

,Q�GHQ�1LHGHUODQGHQ�JLEW�HV�NHLQHQ�VSH]L¿VFKHQ�6WUDIWDWEHVWDQG�GHV�5HLVHQV�]XP�=ZHFNH�GHV�7HUURULVPXV��
Stattdessen ist das Reisen zum Zwecke des Terrorismus bereits strafbar als die Durchführung von Vorberei-
WXQJVKDQGOXQJHQ�]XU�7HLOQDKPH�DQ�HLQHP�NULHJHULVFKHQ�.RQÀLNW�RGHU�DQGHUHQ�WHUURULVWLVFKHQ�6WUDIWDWHQ��%H-
rufungsgericht Amsterdam 27. Juli 2017, ECLI:NL:GHAMS:2017:3041).

Das belgische Recht legt den Straftatbestand des Reisens fest und betont eher die terroristische Absicht 
als das Wissen um den Beitrag zu den kriminellen Handlungen einer terroristischen Gruppe. Insbesondere 
schließt Artikel 141 bis des belgischen Strafgesetzbuches «Handlungen von Streitkräften in einer Situation, 
ZLH�VLH� LP�KXPDQLWlUHQ�9|ONHUUHFKW�GH¿QLHUW� LVW�XQG�GLHVHP�XQWHUOLHJWª�XQG�©+DQGOXQJHQ�GHU�6WUHLWNUlIWH�

https://undocs.org/en/A/HRC/40/52/Add.5
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HLQHV�6WDDWHV�LP�5DKPHQ�LKUHU�RI¿]LHOOHQ�$XIJDEHQ��VRZHLW�GLHVH�$XIJDEHQ�DQGHUHQ�%HVWLPPXQJHQ�GHV�9|O-
kerrechts unterliegen», von allen Straftaten zur Terrorismusbekämpfung aus.  Diese Einschränkung wurde 
von der Sonderbeauftragten für Terrorismusbekämpfung und Menschenrechte in ihrem Bericht nach ihrem 
Besuch in Belgien als eine wichtige Schutzmaßnahme begrüßt (Abs. 24).

Mit oder ohne eine solche Ausnahme müssen die nationalen Gerichte jedoch möglicherweise bestimmen, ob 
das humanitäre Völkerrecht auf das fragliche Verhalten anwendbar ist, um zu entscheiden, ob eine strafrecht-
liche Verfolgung überhaupt angemessen ist, um eine angemessene Anklage in einer Weise zu erheben, die 
das humanitäre Völkerrecht nicht untergräbt, und zwar im Lichte der Bestimmung von Erwägungsgrund 37, 
wonach die Richtlinie nicht für kriegerische Auseinandersetzungen gilt. 

7. Organisieren oder sonstige Erleichterung von Reisen für 
terroristische Zwecke

EU Richtlinie 2017/541
Artikel 10 Organisieren oder sonstige Erleichterung von Reisen für terroristische Zwecke

Die Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass jede Art von 
Organisation oder Erleichterung, die eine beliebige Person dabei unterstützt, für terroristische Zwecke 
im Sinne des Artikels 9 Absatz 1 und Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe a zu reisen, in dem Wissen, dass diese 
Unterstützung für solche Zwecke erfolgt, bei Vorliegen von Vorsatz als Straftat geahndet werden kann

Anleitung
Die in Bezug auf Artikel 10 dargelegten Grundsätze gelten wie Artikel 9 auch für die Straftatbestände der 
Organisation oder sonstigen Ermöglichung von Reisen zum Zwecke des Terrorismus. Diese Straftat birgt 
jedoch die Gefahr eines noch ungeheuerlicheren Missbrauchs, da sie einen weiteren Schritt von der Haupt-
straftat entfernt ist. Vor diesem Hintergrund sollten Richter und Staatsanwälte versuchen, die Anwendung 
des Strafrechts auf Verhaltensweisen zu vermeiden, bei denen kein vorhersehbares Risiko besteht, vor-
sätzlich zu einer terroristischen Handlung beizutragen.

Wie bei Straftaten nach Artikel 9 sollten Richter und Staatsanwälte, soweit dies nach innerstaatlichem 
Recht möglich ist, das Erfordernis des Vorsatzes nicht nur als die Absicht auslegen, eine Reise zu organi-
sieren oder zu ermöglichen, sondern auch als die Absicht, zu einer terroristischen Handlung beizutragen 
oder, wenn auch nur indirekt, zu einer solchen beizutragen, oder als die Missachtung des Wissens, dass 
die eigenen Handlungen dazu führen werden. 

Kommentar
Artikel 10 der Richtlinie spiegelt die Bestimmungen der Resolution 2178 des Sicherheitsrates wider (Absatz 
6). Er spiegelt auch das Protokoll zum Übereinkommen des Europarates über die Verhütung von Terrorismus 
wider.  Artikel 5.2 des Protokolls schreibt vor, die vorsätzliche «Finanzierung von Auslandsreisen zum Zwecke 
GHV�7HUURULVPXVª�XQWHU�6WUDIH�]X�VWHOOHQ��GH¿QLHUW�DOV�©GLH�GLUHNWH�RGHU�LQGLUHNWH�%HUHLWVWHOOXQJ�RGHU�(LQ]LH-
hung von Geldern mit beliebigen Mitteln, die es einer Person ganz oder teilweise ermöglichen, zum Zwecke 
des Terrorismus ins Ausland zu reisen, ...in Kenntnis der Tatsache, dass die Gelder ganz oder teilweise für 
diesen Zweck bestimmt sind» (Artikel 5.1).

$UWLNHO���GHV�3URWRNROOV�YHUSÀLFKWHW�GLH�0LWJOLHGVWDDWHQ��GLH�YRUVlW]OLFKH�©2UJDQLVDWLRQ�RGHU�VRQVWLJH�(UP|J-
OLFKXQJ�YRQ�$XVODQGVUHLVHQ�]XP�=ZHFNH�GHV�7HUURULVPXVª��$UWLNHO������XQWHU�6WUDIH�]X�VWHOOHQ��GH¿QLHUW�DOV�
«jede Handlung der Organisation oder Ermöglichung, die einer Person in Kenntnis der Tatsache, dass die auf 
diese Weise geleistete Hilfe für den Zweck des Terrorismus bestimmt ist, ...bei Auslandsreisen zum Zwecke 
des Terrorismus hilft» (Artikel 6.1).

Die Zweideutigkeit und Breite der «Reiseerleichterungen» und ihr Potenzial, auch Verhaltensweisen ohne 
unmittelbare Verbindung zu terroristischen Handlungen zu erfassen, erfordern eine besonders strenge Aus-
legung und Anwendung dieses Straftatbestands.
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���7HUURULVPXV¿QDQ]LHUXQJ

EU Richtlinie 2017/541
Artikel 11 7HUURULVPXV¿QDQ]LHUXQJ

1. Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass die direkte oder 
indirekte, mit beliebigen Mitteln erfolgende Bereitstellung oder Sammlung von Geldern, mit der Ab-
sicht oder in Kenntnis dessen, dass sie ganz oder teilweise dazu verwendet werden, eine Straftat im 
Sinne der Artikel 3 bis 10 zu begehen oder zu deren Begehung beizutragen, bei Vorliegen von Vorsatz 
als Straftat geahndet werden kann.

��� %HWULIIW�GLH�7HUURULVPXV¿QDQ]LHUXQJ�JHPl��$EVDW]���GLHVHV�$UWLNHOV�HLQH�GHU�LQ�GHQ�$UWLNHOQ������XQG�
9 genannten Straftaten, so ist es weder erforderlich, dass die Gelder tatsächlich ganz oder teilweise 
dazu verwendet werden, diese Straftaten zu begehen oder zu deren Begehung beizutragen, noch ist 
es erforderlich, dass der Täter weiß, für welche konkrete Straftat oder Straftaten die Gelder verwendet 
werden sollen.

Anleitung
%HL�GHU�$QZHQGXQJ�GHU�6WUDIWDWEHVWlQGH�GHU�7HUURULVPXV¿QDQ]LHUXQJ�P�VVHQ�5LFKWHU�XQG�6WDDWVDQZlOWH�
sicherstellen, dass die Straftatbestände in konsistenter, prognostizierbarer und vorhersehbarer Weise 
angewendet werden. Wo dies zur Wahrung der Rechtssicherheit und zur Verhinderung willkürlicher oder 
unverhältnismäßiger Eingriffe in Rechte, einschließlich des Rechts auf Privatsphäre und auf Privat- und 
Familienleben, der Meinungs- und Vereinigungsfreiheit und des Rechts auf politische Beteiligung, erfor-
derlich ist, sollten Richter und Staatsanwälte den Anwendungsbereich der Straftat eng auslegen. 

:HQQ�GHU�]XU�%HJU�QGXQJ�GHU�6WUDIWDW�HUIRUGHUOLFKH�9RUVDW]�LQ�GHU�*HVHW]JHEXQJ�QLFKW�NODU�GH¿QLHUW�LVW��
sollte er durch die Rechtsprechung geklärt werden. Der Vorsatz sollte auf die konkrete Absicht beschränkt 
sein, direkt oder indirekt zur Begehung der Haupttat des Terrorismus beizutragen, oder auf die Missach-
tung des Wissens, dass man durch sein Handeln dazu beiträgt.

Richter und Staatsanwälte sollten die Straftat nicht in einer Weise anwenden, die die rechtmäßigen Akti-
vitäten der Zivilgesellschaft, einschließlich der Bereitstellung humanitärer Hilfe und der Verteidigung der 
Menschenrechte, einschränkt oder die Bereitstellung von Rechtsbeistand behindert. 

Richter und Staatsanwälte sollten bestrebt sein, sicherzustellen, dass Ermittlungsmaßnahmen sowie die 
Verfolgung und Verurteilung wegen Straftaten zur Finanzierung des Terrorismus weder direkt noch indi-
rekt diskriminierend sind, insbesondere nicht aus Gründen der Religion, der Nationalität oder der Rasse, 
auch nicht in Bezug auf das Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens und die Vereinigungsfrei-
heit.

Kommentar
Bei der Anwendung von Artikel 11 in Bezug auf Straftaten nach den Artikeln 3, 4 und 9 verlangt die Richtlinie 
weder, dass die Mittel tatsächlich ganz oder teilweise zur Begehung einer terroristischen Straftat oder zur Leis-
tung eines Beitrags zu einer terroristischen Straftat verwendet werden, noch dass der Täter weiß, für welche 
VSH]L¿VFKH�Q��6WUDIWDW�HQ��GLH�0LWWHO�YHUZHQGHW�ZHUGHQ�VROOHQ��(V�LVW�QLFKW�HUIRUGHUOLFK��GDVV�HLQH�+DXSWWDW�
tatsächlich begangen wird. Dies führt zu der Gefahr einer willkürlichen oder diskriminierenden Anwendung 
der Straftat.

Es ist möglich, die Fähigkeit einer Person in Frage zu stellen, anhand des Wortlauts der Bestimmungen zu 
bestimmen, ob ihr Verhalten rechtswidrig ist oder nicht und daher nach Ansicht einiger vom IGH befragten 
Experten nicht mit dem Legalitätsprinzip in Einklang steht. 

Bei einer weiten Auslegung können sich Straftaten nach Artikel 11 nachteilig auf legitime Aktivitäten der Zivil-
gesellschaft auswirken, einschließlich Aktivitäten, die auf den Schutz der Menschenrechte durch die Bereit-
stellung humanitärer Hilfe abzielen. In Erwägungsgrund 38 der Richtlinie wird anerkannt, dass die Richtlinie 
nicht für humanitäre Hilfe gilt: «Die Bereitstellung humanitärer Hilfe durch unparteiische, nach dem Völker-
recht, einschließlich des humanitären Völkerrechts, anerkannte humanitäre Organisationen fällt nicht in den 
Geltungsbereich dieser Richtlinie, wobei die Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Union zu be-
rücksichtigen ist. In der Richtlinie wird der Grundsatz jedoch nicht auf andere Formen öffentlicher Tätigkeit, 
einschließlich der Arbeit von Menschenrechtsverteidigern, angewandt. 

Nach dem Sonderberichterstatter über Terrorismusbekämpfung und Menschenrechte sind lokale Gemein-
schaften und diejenigen, die am anfälligsten für «gewalttätigen Extremismus» sind und davon am meisten 
betroffen sind, oft die am stärksten gefährdeten Gemeinschaften, die durch die nachgeschaltete Wirkung des 
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risikobasierten Ansatzes zur Finanzierung des Terrorismus und das Fehlen einer umfassenden humanitären 
$XVQDKPHUHJHOXQJ�DP�PHLVWHQ�*HIDKU�ODXIHQ��GH¿QDQ]LHUW�XQG�QLFKW�XQWHUVW�W]W�]X�ZHUGHQ���81�+5&��Report 
of the Special Rapporteur on the promotion and protection of human rights and fundamental freedoms 
while countering terrorism, UN Doc. A/HRC/43/46, 2020, para. 45)

9LHOH�GHU�LQWHUQDWLRQDOHQ�XQG�QDWLRQDOHQ�0D�QDKPHQ�]XU�%HNlPSIXQJ�GHU�7HUURULVPXV¿QDQ]LHUXQJ�XQG�]XU�
Kriminalisierung der materiellen Unterstützung des Terrorismus haben indirekt dazu geführt, dass der Raum, 
in dem humanitäre und Menschenrechts-NGOs und andere zivilgesellschaftliche Organisationen operieren 
können, eingeschränkt wurde. (Report of the Special Rapporteur on the promotion and protection of human 
rights and fundamental freedoms while countering terrorism, UN Doc. A/70/371, 2015, para. 10)

'LH�)LQDQFLDO�$FWLRQ�7DVN�)RUFH�KDW�IHVWJHVWHOOW��GDVV�1RQ�3UR¿W�2UJDQLVDWLRQHQ��132V��HLQH�ZLFKWLJH�5ROOH�LQ�
der Gesellschaft spielen, insbesondere bei ihren Bemühungen, «den Bedürftigen auf der ganzen Welt grund-
legende Dienste, Komfort und Hoffnung zu bieten». Folglich sollten «die von den Ländern beschlossenen 
Maßnahmen zum Schutz des NPO-Sektors vor terroristischem Missbrauch nicht die legitimen karitativen Akti-
vitäten stören oder entmutigen». Solche Maßnahmen sollten die Transparenz fördern und größeres Vertrauen 
schaffen, dass wohltätige Gelder und Dienstleistungen die vorgesehenen legitimen Nutznießer erreichen. Die 
von Regierungen ergriffenen Maßnahmen sollten «soweit vernünftigerweise möglich negative Auswirkungen 
auf unschuldige und rechtmäßige Nutznießer von Wohltätigkeitsaktivitäten vermeiden» (Der Auslegungs-
vermerk zu Empfehlung 8 der Arbeitsgruppe «Finanzielle Maßnahmen gegen die Geldwäsche», die 1989 auf 
Initiative der Gruppe der Sieben eingerichtet wurde, wie vom Sonderberichterstatter über die Förderung und 
den Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten bei der Bekämpfung des Terrorismus zitiert, A/70/371, 
18. September 2015, Abs. 18).

,Q�GHQ�1LHGHUODQGHQ�LVW�XQWHU�GHP�6WUDIWDWEHVWDQG�GHU�7HUURULVPXV¿QDQ]LHUXQJ�GHU�bedingte Vorsatz (voor-
waardelijk opzet) bereits ausreichend (Haager Berufungsgericht 10. März 2017, ECLI:NL:GHDHA:2017:642, 
par. 6.2.2.1). Infolgedessen könnte eine Person in einer Situation, in der diese Person nur beabsichtigt, einem 
)DPLOLHQPLWJOLHG�*HOG�I�U�JXWDUWLJH�=ZHFNH��ZLH�]�%��I�U�0HGLNDPHQWH��]X�VFKLFNHQ��ZHJHQ�7HUURULVPXV¿QDQ-
zierung angeklagt werden. 

9. Beihilfe, Anstiftung und Versuch 

EU Richtlinie 2017/541
Artikel 14 Beihilfe, Anstiftung und Versuch

1.   Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass die Beihilfe zur 
Begehung einer Straftat nach den Artikeln 3 bis 8, 11 und 12 strafbar ist.

2.   Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass die Anstiftung zur 
Begehung einer Straftat nach den Artikeln 3 bis 12 strafbar ist.

3.   Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass der Versuch der 
Begehung einer Straftat nach den Artikeln 3, 6, 7, Artikel 9 Absatz 1, Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe a 
und den Artikeln 11 und 12, mit Ausnahme des Besitzes nach Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe f und der 
Straftat nach Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe j, strafbar ist.

Anleitung
Die gleichen Grundsätze, die oben in Bezug auf Straftaten im Rahmen der Richtlinie dargelegt wurden, 
gelten auch für Straftaten der Beihilfe, Anstiftung, Aufstachelung oder des Versuchs dieser Straftaten. Da 
es sich bei diesen Straftaten um Hilfsdelikte zu bereits bestehenden Hilfsdelikten handelt, die selbst weit 
gefasst sein können, sollten sie mit besonderer Sorgfalt angewandt werden, um sicherzustellen, dass ihre 
Anwendung vorhersehbar ist und dass die mit den Ermittlungen und der Strafverfolgung verbundenen 
Einschränkungen der Menschenrechte notwendig, verhältnismäßig und nicht diskriminierend sind.

Richter und Staatsanwälte, die den Straftatbestand der Beihilfe nach Artikel 14.1 anwenden, sollten einen 
klaren kausalen Zusammenhang zwischen dem Verhalten des Verdächtigen oder Beschuldigten und der 
Begehung einer terroristischen Haupttat nach Artikel 3 verlangen. Die Rechtsprechung sollte den zur Bege-
hung des Verbrechens der Beihilfe erforderlichen Vorsatz auf die Absicht beschränken, eine terroristische 
Haupttat zu unterstützen oder zu begünstigen, wobei die Absicht, lediglich z.B. eine Ausbildung zu unter-
stützen, ohne das Wissen, dass diese Ausbildung einen terroristischen Zweck hatte, ausgeschlossen ist.

Der Straftatbestand der Anstiftung nach Artikel 14 Absatz 2 muss so angewandt werden, dass sicher-
gestellt ist, dass jeder Eingriff in das Recht auf freie Meinungsäußerung, der mit der Untersuchung oder 
Verfolgung der Straftat einhergeht, vorhersehbar ist und dass der Kausalzusammenhang mit der Haupttat 

https://undocs.org/en/A/HRC/43/46
https://undocs.org/en/A/70/371
https://uitspraken.rechtspraak.nl/inziendocument?id=ECLI:NL:GHDHA:2017:642
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und der Vorsatz, zur Haupttat anzustiften, klar und hinreichend umschrieben sind, um vor willkürlichen, 
unverhältnismäßigen oder diskriminierenden Eingriffen in die Meinungsfreiheit zu schützen. (siehe weiter 
oben, Kommentar zur öffentlichen Provokation)

8P�GLH�6WDQGDUGV�GHU�9RUKHUVHKEDUNHLW�QDFK�GHP�/HJDOLWlWVSULQ]LS�]X�HUI�OOHQ�XQG�ZLOON�UOLFKH�(LQJULIIH�
in die Menschenrechte zu verhindern, sollten Richter und Staatsanwälte, die die Straftat des versuchten 
Versuchs nach Artikel 14.3 anwenden, eine enge Verbindung zur Begehung der Hauptstraftat verlangen, 
wobei ein reales und vorhersehbares Risiko besteht, dass eine solche Hauptstraftat tatsächlich begangen 
wird.  Bloße Äußerungen von Beweggründen ohne konkretere Manifestation eines Vorsatzes, tatsächlich 
eine Hauptstraftat zu begehen, sollten nicht ausreichen, um den Straftatbestand des versuchten Versuchs 
zu begründen. 

IV. Die Rechte von Verdächtigen im Strafverfahren:
Ermittlung, Strafverfolgung und Prozess

1.� Ermittlung und Beweiserhebung

Anleitung
Die internationalen Menschenrechtsgesetze und -normen, -praktiken und -garantien, die bei der Untersuchung 
DOOHU�6WUDIWDWHQ�$QZHQGXQJ�¿QGHQ��VROOWHQ�DXFK�DXI�WHUURULVWLVFKH�6WUDIWDWHQ��HLQVFKOLH�OLFK�GHUHU�LP�5DKPHQ�
der Richtlinie, angewandt werden. Die Schutzmaßnahmen sollten in der Praxis nicht aufgrund des «außer-
gewöhnlichen» Charakters terroristischer Straftaten abgeschwächt oder missachtet werden. Selbst dort, wo 
das Gesetz Ausnahmeverfahren vorsieht, und/oder während eines rechtmäßig erklärten und proklamierten 
$XVQDKPH]XVWDQGV��GHU�UHFKWPl�LJH�$EZHLFKXQJHQ�YRQ�LQWHUQDWLRQDOHQ�0HQVFKHQUHFKWVYHUSÀLFKWXQJHQ�EH-
inhaltet, sollten diese so ausgelegt und angewandt werden, dass die Garantien für die Menschenrechte im 
ordentlichen Strafverfahren so weit wie möglich gewahrt bleiben. Sie müssen zu jeder Zeit die unumstößlichen 
Kernstandards eines fairen Verfahrens erfüllen. 

Kommentar: Einige Mitgliedstaaten haben sich dafür entschieden, Terrorfälle durch Zentralisierung oder 
Schaffung von Spezialisierungen innerhalb des Systems der Ermittlung, Verfolgung und Verhandlung von 
Fällen zu bearbeiten. Diese spezialisierten Gerichte können gewöhnliche Beweis- und Verfahrensregeln an-
wenden oder bestimmte Verfahrensänderungen in Terrorismusfällen vornehmen. (Zur Einführung von 
Son-dergerichten siehe weiter, Legal Commentary to the Berlin Declaration, pp.63-64). Unabhängig von 
dem mit dem Fall befassten Gericht wenden die nationalen Rechtsvorschriften in mehreren Mitgliedstaaten in 
Fällen der Terrorismusbekämpfung besondere Verfahren an, unter anderem in Bezug auf Inhaftierung, 
Überwachung und andere Ermittlungsmaßnahmen. Solche Sonderverfahren erfordern eine sorgfältige 
gerichtliche Anwen-dung und Prüfung, um sicherzustellen, dass sie den Rechten auf Freiheit (Artikel 5 
EMRK, Artikel 9 ICCPR, Artikel 6 EU-Charta), auf ein faires Verfahren (Artikel 6 EMRK, Artikel 14 ICCPR, 
Artikel 47 EU-Charta), auf Freiheit von Folter oder grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender 
Behandlung oder Strafe (Artikel 3 EMRK, Artikel 7 ICCPR, CAT, Artikel 4 EU-Charta) und auf das Recht auf 
Achtung des Privatlebens (Artikel 8 (05.�� $UWLNHO� ��� ,&&35�� $UWLNHO� �� (8�&KDUWD�� HQWVSUHFKHQ�� ,P�
)ROJHQGHQ�ZHUGHQ�GLH�9HUSIOLFKWXQJHQ�LQ�%H]XJ�auf jedes dieser Rechte betrachtet. Wie bereits in Abschnitt 
II.5 erwähnt, sind Rechte, einschließlich der Frei-heit von Folter und anderer Misshandlung, und 
Kernelemente des Rechts auf ein faires Verfahren unumstöß-lich und jederzeit anwendbar.

• Sammeln von Beweismitteln

Anleitung:
(LQH� ZLUNVDPH� %HZHLVHUKHEXQJ� LVW� QRWZHQGLJ� I�U� GLH� Y|ONHUUHFKWOLFKHQ� 9HUSÀLFKWXQJHQ� ]XU� 8QWHUVX-
FKXQJ��5HFKHQVFKDIWVSÀLFKW�XQG�:LHGHUJXWPDFKXQJ�YRQ�9HUEUHFKHQ�QDFK�GHP�9|ONHUUHFKW��HLQVFKOLH�-
lich Kriegsverbrechen, Verbrechen gegen die Menschlichkeit, Sklaverei, Folter, erzwungenes Verschwin-
denlassen, außergerichtliche Tötungen und Gewaltverbrechen des Terrorismus. Dies ist ein besonderes 
3UREOHP�LP�+LQEOLFN�DXI�%HZHLVH�DXV�*HELHWHQ�EHZDIIQHWHU�.RQÀLNWH��VFKZHUHU� LQWHUQHU�8QUXKHQ�RGHU�
aus Gebieten, in denen die Rechtsstaatlichkeit zusammengebrochen ist. Die Sammlung von Beweisma-
terial zur Unterstützung der Strafverfolgung für die schwersten Straftaten sollte eine Priorität sein, und 
es sollten alle Anstrengungen unternommen werden, um eine gründliche und kompetente Sammlung von 
Beweismaterial für diese Zwecke zu gewährleisten.

Für die Einleitung einer Strafverfolgung oder für die Durchführung von Ermittlungen in einem Fall der Ter-
rorismusbekämpfung sollten im Hinblick auf die Unschuldsvermutung hinreichend belastende Beweise auf 
demselben Niveau gesammelt werden, das für gewöhnliche Straftaten gelten würde. Es sollte stets ver-
mieden werden, sich auf unbestätigte nachrichtendienstliche Informationen zu verlassen, die entweder 

https://www.icj.org/wp-content/uploads/2012/04/Legal-Commentary-to-the-ICJ-Berlin-DeclarationNo.1-Human-Rights-Rule-of-Law-series-2009.pdf


Terrorismusbekämpfung und Menschenrechte vor Gericht:
Anleitung für Richter, Staatsanwälte und Rechtsanwälte zur Anwendung  

der EU-Richtlinie 2017/541 zur Bekämpfung des Terrorismus

 |  37   

von inländischen oder ausländischen Nachrichtendiensten stammen. Ein einziger indirekter Beweis sollte 
nicht als ausreichende Grundlage für eine Ermittlungsmaßnahme, Strafverfolgung oder Verurteilung an-
gesehen werden. 

Beweise, die sich auf diskriminierende Vermutungen stützen können (z.B. Beweise für religiöse Praktiken 
oder Kleidung), sollten kein Gewicht erhalten. 

'LH�$XIQDKPH� LQ� HLQH�QDWLRQDOH�RGHU� LQWHUQDWLRQDOH�©7HUURULVWHQª�/LVWH�� HLQVFKOLH�OLFK�GHUMHQLJHQ�� GLH�
gemäß den Resolutionen des UN-Sicherheitsrates erstellt wurden, oder die Mitgliedschaft in einer Orga-
QLVDWLRQ��GLH�DXI�HLQHU�VROFKHQ�/LVWH�VWHKW��VROOWH�DQ�VLFK�QLFKW�DOV�DXVUHLFKHQGHU�%HZHLV�I�U�HLQH�6WUDIWDW�
DQJHVHKHQ�ZHUGHQ��'LH�9RU]�JH�GHU�$XIQDKPH�LQ�GLH�/LVWH�P�VVHQ�VWHWV�*HJHQVWDQG�HLQHU�JHULFKWOLFKHQ�
3U�IXQJ�GXUFK�GHQ�=XJDQJ�GHU�LQ�GLH�/LVWH�DXIJHQRPPHQHQ�3HUVRQ�XQG�LKUHU�9HUWUHWHU�]XU�-XVWL]�VHLQ�
Informationen, die durch Folter, grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung, Nötigung 
oder andere Mittel, die eine schwere Verletzung der Menschenrechte eines Angeklagten oder Dritten dar-
stellen, erlangt wurden, sind niemals als Beweismittel zulässig und dürfen in keinem Verfahren geltend 
gemacht werden. Wenn Behauptungen aufgestellt werden, dass Informationen auf diesem Wege erlangt 
worden sein könnten, liegt es in der Verantwortung des Richters, sicherzustellen, dass eine gründliche, 
unparteiische und wirksame Untersuchung der Anschuldigungen durchgeführt wird. 

Kommentar: Artikel 15 der Konvention gegen Folter lautet «Jeder Vertragsstaat stellt sicher, dass Erklärun-
gen, die nachweislich infolge von Folter abgegeben wurden, nicht als Beweismittel in einem Verfahren geltend 
gemacht werden [...]» (Convention against Torture and Other Cruel, Inhuman or Degrading Treatment or 
Punishment). Der UN-Ausschuss gegen Folter hat klargestellt, dass dies auch in Bezug auf unmenschliche und 
erniedrigende Behandlung gilt und dass dieses Verbot unter keinen Umständen eingeschränkt werden darf  
(UN CAT, General Comment No. 2 - Implementation of article 2 by States parties (2008), UNDOC CAT/C/
GC/2, para. 6). Darüber hinaus können Beweise, die durch andere Verletzungen erlangt wurden, ebenfalls 
XQ]XOlVVLJ�VHLQ�XQG�RGHU�9HUSÀLFKWXQJHQ�]XU�1LFKW]XVDPPHQDUEHLW�PLW�6WUDIYHUIDKUHQ�QDFK�VLFK�]LHKHQ�

Die Richtlinien der Vereinten Nationen über die Rolle der Ankläger raten dazu: «Wenn Staatsanwälte an 
den Besitz von Beweisen gegen Verdächtige gelangen, von denen sie wissen oder von denen sie aus ver-
nünftigen Gründen glauben, dass sie durch den Rückgriff auf ungesetzliche Methoden erlangt wurden, die 
eine schwere Verletzung der Menschenrechte des Verdächtigen darstellen, insbesondere durch Folter oder 
grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Bestrafung oder andere Menschenrechtsver-
letzungen, verweigern sie die Verwendung solcher Beweise gegen andere Personen als diejenigen, die solche 
Methoden angewendet haben, oder unterrichten den Gerichtshof davon und unternehmen alle erforderlichen 
Schritte, um sicherzustellen, dass die für die Anwendung dieser Methoden Verantwortlichen vor Gericht ge-
stellt werden“ (Eighth UN Congress on the Prevention of Crime and the Treatment of Offenders, Guidelines on 
the Role of Prosecutors, 1990, Guideline 16).

)ROJOLFK�©LVW�HV�����DXFK�GLH�3ÀLFKW�GHU�5LFKWHU��EHVRQGHUV�ZDFKVDP�DXI�$Q]HLFKHQ�YRQ�0LVVKDQGOXQJHQ�RGHU�
Nötigungen jeder Art zu achten, die im Rahmen von strafrechtlichen Ermittlungen oder in der Haft stattge-
funden haben könnten, und die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, wenn ein Verdacht auf Misshandlung 
besteht» (UN, Human Rights in the Administration of Justice: A Manual on Human Rights for Judges, Pro-
secutors and Lawyers, 2003, p. 231).

Nationale/EU/internationale «Schwarze Listen» von Einzelpersonen oder Organisationen, die von nationalen 
Regierungen oder zwischenstaatlichen Organisationen erstellt werden, sollten für die Zwecke der Ermittlun-
gen nicht ausschlaggebend sein, und der Fall muss unabhängig von der Liste immer untersucht werden. Wenn 
solche Listen als Beweismittel in einem Strafverfahren vorgelegt werden, müssen die Gründe für die Aufnah-
me in die Listen stets einer gerichtlichen Prüfung unterzogen werden, um zu vermeiden, dass Entscheidun-
gen der Exekutive für das Gerichtsverfahren ausschlaggebend sind (Siehe auch Assessing Damage, Urging  
Action – Report of the Eminent Jurists Panel, pp. 113-117).

Die EU Terror Liste ((8�WHUURULVW�OLVW) ist zuvor gerichtlich angefochten worden. Sie enthielt die LTTE 
(Sri Lanka Tamil Tigers), die dann nach einer Entscheidung des Gerichtshof der EU (decision of the 
Court of Justice of the EU) (CJEU ) gestrichen werden musste. Der Gerichtshof stellte fest, dass sich 
der Rat bei einem Beschluss über die Aufnahme einer Person oder Vereinigung in die Liste der 
eingefrorenen Gelder in UHJHOPl�LJHQ� $EVWlQGHQ, mindestens jedoch einmal pro Halbjahr, 
vergewissern muss, dass es Gründe dafür gibt, die betreffende Person oder Vereinigung weiterhin in 
die fragliche Liste aufzunehmen. Der Gerichtshof sagte ferner, dass eine Aufnahme in eine solche 
Liste stets klar und unmissverständlich die von der Institution, die die Maßnahme ergriffen hat, 
verfolgte Argumentation offenlegen muss, so dass die 5HFKWPl�LJNHLW�GHU�0D�QDKPH��EHUSU�IW�
ZHUGHQ�NDQQ� 

https://www.ohchr.org/EN/ProfessionalInterest/Pages/CAT.aspx
https://tbinternet.ohchr.org/_layouts/15/treatybodyexternal/Download.aspx?symbolno=CAT%2fC%2fGC%2f2&Lang=en
https://www.ohchr.org/EN/ProfessionalInterest/Pages/RoleOfProsecutors.aspx
https://www.ohchr.org/Documents/Publications/training9Titleen.pdf
https://www.icj.org/wp-content/uploads/2012/04/Report-on-Terrorism-Counter-terrorism-and-Human-Rights-Eminent-Jurists-Panel-on-Terrorism-series-2009.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/en/TXT/HTML/?uri=CELEX:32019D1341&from=en
http://curia.europa.eu/juris/documents.jsf?num=T-208/11
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Laut dem Obersten Gerichtshof Italiens (Sez. V n. 31389, 11.6.2008, Bouyahia) kann die Aufnahme 
einer Organisation in die Listen terroristischer Vereinigungen, die der UN-Sicherheitsrat im Anschluss an 
die Resolution Nr. 1267 erstellt hat, nur als Ausgangspunkt für Ermittlungen herangezogen werden. Sie 
darf an sich nicht als Beweis, für den von der Vereinigung selbst verfolgten, terroristischen Zweck ver-
wendet werden, der notwendigerweise nach den vom Verfahrensrecht vorgeschriebenen Regeln gebildet 
werden muss. 

'LH�%HIXJQLVVH�GHU�6WUDIYHUIROJXQJVEHDPWHQ��YRQ�GHU�YRUOlX¿JHQ�6LWXDWLRQVDQDO\VH�XQG�GHU�,GHQWL¿]LHUXQJ�
von Zielen bis hin zur Durchsuchung und Beschlagnahme, Überwachung oder Verhaftung, müssen in nichtdis-
kriminierender Weise ausgeübt werden. 

9HUSÀLFKWXQJHQ�]XU�8QWHUVXFKXQJ�XQG�9HUIROJXQJ�LQWHUQDWLRQDOHU�9HUEUHFKHQ�HUJHEHQ�VLFK�DXV�GHP�9|ONHU-
strafrecht sowie aus dem humanitären Völkerrecht und den internationalen Menschenrechtsnormen (z.B. 
Artikel 4, 5, 7, 12 CAT, Artikel 3, 12 CPED, Artikel 2, 3, McCann gegen das Vereinigte Königreich; ICCPR Ar-
WLNHO���$EVDW]���$OOJHPHLQHU�.RPPHQWDU����$EVDW]����GHV�81+5&���'LHVH�9HUSÀLFKWXQJHQ�VWHKHQ�LQ�HQJHP�
Zusammenhang mit den Rechten der Opfer von internationalen Verbrechen auf einen wirksamen Rechtsbehelf 
XQG�:LHGHUJXWPDFKXQJ��HLQVFKOLH�OLFK�GHV�5HFKWV�DXI�:DKUKHLW���=X�GHQ�Y|ONHUUHFKWOLFKHQ�9HUSÀLFKWXQJHQ�
zur Ermittlung und Strafverfolgung sowie zur Bereitstellung von Rechtsbehelfen und Wiedergutmachung siehe 
weiter unten: The Right to Remedy and Reparations for Gross Human Rights Violations – A Practitioners’ 
Guide). In der Praxis kann das Versäumnis, Beweise für völkerrechtliche Verbrechen, auch in Situationen be-
ZDIIQHWHU�.RQÀLNWH��]X�VDPPHOQ��XQG�GLH�UHODWLYH�/HLFKWLJNHLW��PLW�GHU�%HZHLVH�I�U�1HEHQGHOLNWH�GHV�7HUURULV-
mus beschafft werden können, dazu führen, dass Personen, die Kriegsverbrechen oder Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit verdächtigt werden, wegen geringerer Nebendelikte, wie Reisen zum Zwecke des Terrorismus 
oder Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung, strafrechtlich verfolgt werden, so dass die Opfer für 
die an ihnen begangenen Verbrechen ohne Gerechtigkeit oder Wahrheit bleiben. Die Existenz von Neben-
delikten des Terrorismus im innerstaatlichen Recht kann kein angemessener Ersatz für die Strafverfolgung 
internationaler Verbrechen sein.

• Durchsuchung, Überwachung und Abhören von Nachrichtenverbindungen

Anleitung:
Richter bei der Aufsicht über die Ermittlungsmaßnahmen wie auch bei der Verhandlung und Staatsanwälte 
müssen sicherstellen, dass das Recht auf Privatsphäre und die Achtung des Privat- und Familienlebens in 
allen Phasen des Verfahrens, einschließlich der Untersuchung und Beweiserhebung, der Anklageerhebung 
und der Verhandlung, respektiert wird. Sie müssen prüfen, ob ein Eingriff in diese Rechte in angemessener 
Weise gesetzlich vorgeschrieben ist (auch durch ein Gesetz, das hinsichtlich seines Geltungsbereichs und 
der anwendbaren Verfahren klar ist und dessen Anwendung vernünftigerweise vorhersehbar ist), ob er 
notwendig ist und in einem angemessenen Verhältnis zu dem mit ihm verfolgten legitimen Ziel steht und 
ob er nicht direkt oder indirekt diskriminierend ist.

Die Achtung des Rechts auf Privatsphäre und Privatleben sollte bei Entscheidungen über die Überwachung 
oder Überwachung des Fernmeldeverkehrs und die gerichtliche Aufsicht darüber im Mittelpunkt stehen, 
und nationale Sicherheitserwägungen sollten sorgfältig gegen das Recht auf Privatsphäre und das Recht 
auf Privat- und Familienleben abgewogen werden, wobei die jeweilige Straftat und die individuellen Um-
stände des Falles zu berücksichtigen sind. 

Alle derartigen Maßnahmen sollten in ihrem Umfang gezielt und zeitlich begrenzt sein. Insbesondere dür-
fen solche Ermittlungsmaßnahmen nicht unverhältnismäßig gegen eine Gruppe, einschließlich bestimmter 
nationaler, ethnischer, nationaler oder religiöser Gruppen, eingesetzt werden.

Eine unabhängige gerichtliche Überprüfung der Überwachung und des Abhörens von Kommunikation ist 
YRQ� HQWVFKHLGHQGHU� %HGHXWXQJ�� XP� VLFKHU]XVWHOOHQ�� GDVV� VLH� GHQ�0HQVFKHQUHFKWVYHUSÀLFKWXQJHQ� HQW-
spricht. Bei der Überprüfung oder Genehmigung der Überwachung oder des Abhörens von Kommunika-
tion im Rahmen der Terrorismusbekämpfung sollten die Richter nicht automatisch die Behauptungen der 
staatlichen Behörden akzeptieren, dass die Maßnahmen für die Zwecke der nationalen Sicherheit notwen-
dig sind, sondern sie sollten beurteilen, ob sie unter den besonderen Umständen des Falles notwendig, 
verhältnismäßig und nicht diskriminierend sind.

Die Entgegennahme, Aufbewahrung und Verwendung von Informationen oder Beweismitteln aus anderen 
6WDDWHQ�NDQQ�DXFK�JHJHQ�Y|ONHUUHFKWOLFKH�9HUSÀLFKWXQJHQ�YHUVWR�HQ��ZHQQ�GDV�0DWHULDO�XQWHU�9HUOHW]XQJ�
der Menschenrechte, einschließlich Folter und Misshandlung, erlangt wurde. Bevor sich Staatsanwälte auf 
solche Informationen oder Beweise stützen, sollten sie nachweisen, dass sie nicht unter Verletzung der 
Menschenrechte erlangt wurden, und darauf hinarbeiten, dass Systeme vorhanden sind, um eine solche 

https://www.icj.org/wp-content/uploads/2018/11/Universal-Right-to-a-Remedy-Publications-Reports-Practitioners-Guides-2018-ENG.pdf
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Verletzung zu beurteilen und Informationen aus diesen Gründen abzulehnen, wo dies nachweislich der 
Fall ist.

Kommentar: Das Recht auf Privatsphäre ist gemäß Artikel 17 des Internationalen Pakts über bürgerliche 
und politische Rechte vor unrechtmäßigen oder willkürlichen Eingriffen geschützt. Eingriffe, die nicht mit den 
Grundsätzen der Legalität, Notwendigkeit, Verhältnismäßigkeit und Nichtdiskriminierung in Einklang stehen, 
sind willkürlich und unrechtmäßig.

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte hat akzeptiert, dass eine verdeckte Überwachung zwar einen 
Eingriff in die Menschenrechte darstellt, aber nur unter außergewöhnlichen Bedingungen zulässig sein kann. 
(Klass and Others v. Germany, ECtHR, Antrag Nr. 5029/71, Judgment of 6 September 1978, para. 58). Der 
Gerichtshof verlangt, dass im Falle verdeckter Überwachungsprogramme wirksame Schutzvorkehrungen ge-
troffen werden, z.B. eine unabhängige Kontrollinstanz (Klass and others v. Germany, para. 55 et seq). 

Überwachungsmaßnahmen werden vom EGMR fast ausnahmslos als - wenn auch unterschiedlich schwer-
wiegende - Eingriffe in das Recht auf Achtung des Privatlebens, der Wohnung oder der Korrespondenz der 
betroffenen Personen betrachtet (Amann v. Switzerland, ECtHR, Antrag Nr. 27798/95, Urteil vom 16. Februar 
2000; Kennedy v. the United Kingdom, ECtHR, Antrag Nr. 26839/05, Urteil vom 18, Mai 2010, Klass and Ot-
hers v. Germany, %ăUEXOHVFX�Y��5RPDQLD, ECtHR, Application No. 61496/08, Urteil vom 5. September 2017).

UN Security Council Resolution 2396 (2017) legt besonderen Wert auf die Sammlung und den Austausch von 
,QIRUPDWLRQHQ��(UNHQQWQLVVHQ�XQG�%HZHLVHQ��DXFK�DXV�.RQÀLNWJHELHWHQ��VRZLH�DXI�JHULFKWOLFKH�0D�QDKPHQ�
und internationale Zusammenarbeit, um sicherzustellen, dass jeder, der an der Planung, Vorbereitung oder 
Begehung terroristischer Handlungen beteiligt ist, vor Gericht gestellt wird. Dabei macht die Resolution jedoch 
deutlich, dass die Staaten dabei die internationalen Menschenrechtsnormen einhalten müssen. Fragen können 
sich sowohl in Bezug auf den Empfang und die Verwendung von Informationen, die aufgrund von Menschen-
rechtsverletzungen durch ausländische Staaten gesammelt wurden, als auch in Bezug auf die menschenrecht-
lichen Auswirkungen des Informations- und Beweismitteltransfers mit diesen Staaten stellen.

Der amtierende UN-Sonderberichterstatter für Terrorismusbekämpfung und Menschenrechte hat festgestellt, 
dass «[...] das Prinzip des auf Menschenrechten und Rechtsstaatlichkeit beruhenden Informationsaustauschs 
zwischen Staaten nicht per se zu beanstanden ist. Das Prinzip des Austauschs setzt jedoch voraus, dass alle 
Staaten den Schutz der Privatsphäre gleichermassen schätzen, dass Informationen nicht missbraucht werden, 
um Personen ausserhalb der Rechtsstaatlichkeit anzusprechen, und dass Informationspraktiken, einschliess-
lich Integrität, Anonymität und gegebenenfalls Zerstörung, rechtsstaatlich sind (The UN Security Council, 
Global Watch Lists, Biometrics, and the Threat to the Rule of Law, Just Security, 17. Januar 2018).

2. Inhaftierung in Fällen von Terrorismusbekämpfung 

Anleitung:
Eine rasche, unabhängige und wirksame gerichtliche Überprüfung der Inhaftierung ist ein Recht, das je-
derzeit durch das Völkerrecht garantiert ist und für den Schutz vor willkürlicher Freiheitsberaubung (Ar-
tikel 5 EMRK, Artikel 9 ICCPR (UN HRC General Comment 36), Artikel 6 EU-Charta) sowie für den Schutz 
vor Folter oder anderer Misshandlung in der Haft (Artikel 3 EMRK, Artikel 7 ICCPR, Artikel 4 EU-Charta, 
CAT) von entscheidender Bedeutung ist. Neben dem Recht, aufgrund der Inhaftierung unverzüglich einem 
Gericht vorgeführt zu werden, haben alle inhaftierten Personen das Recht, jederzeit, solange sie sich in 
+DIW�EH¿QGHQ��=XJDQJ�]X�HLQHP�*HULFKW�]X�KDEHQ��XP�GLH�5HFKWPl�LJNHLW�LKUHU�,QKDIWLHUXQJ�GXUFK�+DEH-
as-Corpus- oder ähnliche Verfahren anzufechten (Artikel 9 Absatz 4 ICCPR, Artikel 7 EMRK). 

Bei der Genehmigung oder Überprüfung der Untersuchungshaft aufgrund von Vorwürfen zur Terroris-
musbekämpfung nach der Richtlinie, insbesondere bei Nebendelikten, die nicht direkt mit gewalttätigen 
Terrorakten in Zusammenhang stehen, sollten die Richter die Rechtsgrundlage für die Inhaftierung sowie 
deren Notwendigkeit und Verhältnismäßigkeit prüfen. Die Richter sollten Alternativen zur Inhaftierung in 
Betracht ziehen und in allen Fällen die Inhaftierung nur als letztes Mittel verhängen. In Fällen der Terro-
rismusbekämpfung wie auch bei anderen Straftaten sollte die Untersuchungshaft als Ausnahmemaßnah-
me angesehen werden. Verwaltungshaft ist nicht rechtmäßig, wenn keine gültige Abweichung von Artikel 
5 EMRK und Artikel 9 Absatz 4 aufgrund eines erklärten und mitgeteilten Ausnahmezustands vorliegt. 

Richter, die die Untersuchungshaft überprüfen, sollten beurteilen, ob dem Häftling sofortiger, regelmäßi-
ger und vertraulicher Zugang zu kompetentem, unabhängigem Rechtsbeistand ihrer Wahl, einschließlich 
erforderlichenfalls kostenlosem Rechtsbeistand, gewährt wurde. Sie sollten auch beurteilen, ob der Gefan-
gene Zugang zu Familienmitgliedern und zu der erforderlichen medizinischen Versorgung hat. Sie sollten 

http://hudoc.echr.coe.int/rus?i=001-57510
http://hudoc.echr.coe.int/rus?i=001-57510
http://hudoc.echr.coe.int/ENG?i=001-98473
http://hudoc.echr.coe.int/rus?i=001-57510
http://hudoc.echr.coe.int/rus?i=001-57510
http://hudoc.echr.coe.int/ENG?i=001-177082
https://digitallibrary.un.org/record/1327675/files/S_RES_2396%282017%29-EN.pdf
https://www.justsecurity.org/51075/security-council-global-watch-lists-biometrics/
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alle Behauptungen oder Beweise überprüfen, dass der Gefangene Folter oder anderer Misshandlung ausge-
setzt war oder unter grausamen, unmenschlichen oder erniedrigenden Bedingungen festgehalten wurde.

Staatsanwälte und Richter sollten sicherstellen, dass die Gefangenen unverzüglich über die Gründe für die 
Festnahme und über alle gegen sie vorliegenden Beweise informiert werden.

Staatsanwälte und Richter sollten auf die möglichen diskriminierenden Auswirkungen von Untersuchungs-
haftmaßnahmen, auch aus Gründen der ethnischen Zugehörigkeit, Nationalität oder Religion, achten.

Kommentar: Jeder Mensch hat das Recht auf Freiheit und Sicherheit der Person (Artikel 9 ICCPR, Artikel 5 
EMRK, Artikel 6 EU-Charta). Der Freiheitsentzug darf niemals willkürlich erfolgen und muss in Übereinstim-
mung mit einem gesetzlich vorgeschriebenen Verfahren aus einem der nach Artikel 5 EMRK zulässigen Gründe 
erfolgen. Im Zusammenhang mit der Terrorismusbekämpfung sind dies: nach Verurteilung durch ein zustän-
diges Gericht (Artikel 5.1.a), wegen Nichteinhaltung einer rechtmäßigen gerichtlichen Anordnung oder um die 
(UI�OOXQJ�HLQHU�JHVHW]OLFKHQ�9HUSÀLFKWXQJ�VLFKHU]XVWHOOHQ��$UWLNHO������E��QDFK�UHFKWPl�LJHU�)HVWQDKPH�]XP�
Zwecke der Vorführung der festgenommenen Person vor die zuständige Justizbehörde, wenn der begründete 
Verdacht besteht, dass sie eine Straftat begangen hat, oder wenn es vernünftigerweise für notwendig erachtet 
ZLUG��GLH�3HUVRQ�GDUDQ�]X�KLQGHUQ��HLQH�6WUDIWDW�]X�EHJHKHQ�RGHU�GDQDFK�]X�ÀLHKHQ��$UWLNHO�����F���XQG�XP�GLH�
unbefugte Einreise in das Land oder die bevorstehende Deportation oder Auslieferung zu verhindern (Artikel 
5.1.f). Verwaltungshaft ist ohne eine gültige Abweichung von Artikel 5 EMRK nicht zulässig. 

In Artikel 9 Absatz 1 ICCPR heißt es: «Niemandem darf seine Freiheit entzogen werden, es sei denn aus den 
Gründen und in Übereinstimmung mit dem Verfahren, die gesetzlich festgelegt sind. In der Auslegung des 
Allgemeinen Kommentars Nr. 35 des UN-Menschenrechtsausschusses (zu Artikel 9, Freiheit und Sicherheit 
der Person) «ist der Begriff der Willkür nicht mit «gegen das Gesetz» gleichzusetzen, sondern muss weiter 
ausgelegt werden, um Elemente der Unangemessenheit, Ungerechtigkeit, mangelnden Vorhersehbarkeit und 
des Fehlens eines ordentlichen Gerichtsverfahrens sowie Elemente der Angemessenheit, Notwendigkeit und 
Verhältnismäßigkeit einzubeziehen» (Abs. 12).

Die internationalen Menschenrechtsgesetze und -normen erkennen an, dass jeder, dem die Freiheit durch 
Festnahme oder Inhaftierung aus irgendeinem Grund entzogen wird, das Recht hat, die Rechtmäßigkeit der 
Inhaftierung vor einem Gericht anzufechten und freigelassen zu werden, wenn sich die Inhaftierung als nicht 
rechtmäßig erweist (z.B. ICCPR, Artikel 9 Absatz 4). Darüber hinaus haben Personen, die aus strafrechtlichen 
*U�QGHQ�IHVWJHQRPPHQ�ZXUGHQ��GDV�5HFKW��XQYHU]�JOLFK�HLQHP�5LFKWHU�RGHU�HLQHP�DQGHUHQ�5HFKWVSÀHJHU�
vorgeführt zu werden (z.B. ICCPR, Artikel 9(3)). Siehe auch das UN-Grundsatzkomitee für den Schutz aller 
Personen, die in irgendeiner Form von Haft oder Gefangenschaft festgehalten werden, Artikel 4, 11, 32, 37, 
und Menschenrechtsausschuss, General Comment No. 36, Artikel 6 (Recht auf Leben). 

Jeder Freiheitsentzug muss unverzüglich und automatisch einer gerichtlichen Überprüfung der Rechtmäßig-
keit der Inhaftierung unterzogen werden, wobei in jedem Einzelfall ein faires und wirksames Verfahren zu 
gewährleisten ist. Die Justizbehörde muss in der Lage sein, unverzüglich und wirksam die Freilassung anzu-
ordnen, wenn sie feststellt, dass die Inhaftierung nach nationalem Recht oder internationalen Menschenrech-
ten oder EU-Recht unrechtmäßig ist. Die Überprüfung der Rechtmäßigkeit der Freiheitsentziehung sollte die 
Prüfung der rechtlichen und faktischen Grundlage umfassen, die zur Rechtfertigung der Inhaftierung geltend 
gemacht wird, sowie deren Notwendigkeit, Angemessenheit und Verhältnismäßigkeit. Bei der Beurteilung 
der Auswirkungen der Inhaftierung sollten die Richter das Alter, das Geschlecht, den Gesundheitszustand 
und andere relevante persönliche Umstände der Person berücksichtigen (Cruz Varas and Others v. Sweden, 
46/1990/237/307, para 83). 

Die Richter sollten in jedem Einzelfall als Teil der Feststellung, ob die Inhaftierung rechtmäßig und in Bezug 
auf die Tatsachen und das Recht nicht willkürlich ist, alle verfügbaren Alternativen zur (Untersuchungs-)Haft 
in vollem Umfang in Betracht ziehen, sicherstellen, dass diese Alternativen in der Praxis nicht auf eine In-
haftierung unter einem anderen Namen hinauslaufen, und sicherstellen, dass die Inhaftierung nur als zeitlich 
begrenzte Maßnahme letzter Instanz angeordnet wird, wenn keine Alternative zur Verfügung steht (Ambru-
szkiewicz v Poland, ECtHR, Antrag Nr.  38797/03, Urteil vom 4. Mai 2006, para. 31; Ladent v Poland, ECtHR, 
Antrag Nr.  11036/03, Urteil vom 18. März 2008, para. 55; Idalov v. Russia, ECtHR, Antrag Nr.  5826/03, 
Urteil vom 22. Mai 2012, para. 140; Recommendation Rec (2006)13 of the Council of Europe). 

Das internationale Recht und die internationalen Normen betonen die Bedeutung des raschen Zugangs des 
Gefangenen zum Gericht, der Anhörung und Beratung durch das Gericht, des Erlasses einer Entscheidung 
und der Ausführung eines Freilassungsbefehls. Die Richter sollten daher ihr Möglichstes tun, um jede unan-
gemessene Verzögerung in allen Phasen des Prozesses zu vermeiden. Im Allgemeinen sollte die gerichtliche 
hEHUSU�IXQJ�VSlWHVWHQV����ELV����6WXQGHQ�QDFK�GHU�(QWVFKHLGXQJ��EHU�GLH�,QKDIWLHUXQJ�GHU�3HUVRQ�VWDWW¿Q-
den ((Empfehlung Rec(2006)13 des Europarats, par. 14(2)). 

https://www.refworld.org/docid/5e5e75e04.html
http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-57674
http://hudoc.echr.coe.int/ENG?i=001-75344
http://hudoc.echr.coe.int/ENG?i=001-75344
http://hudoc.echr.coe.int/fre?i=001-85487
http://hudoc.echr.coe.int/fre?i=001-110986
https://pjp-eu.coe.int/documents/41781569/42171329/CMRec+%282006%29+13+on+the+use+of+remand+in+custody%2C+the+conditions+in+which+it+takes+place+and+the+provision+of+safeguard+against+abuse.pdf/ccde55db-7aa4-4e11-90ba-38e4467efd7b
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Gefangene in Untersuchungshaft sollten von denjenigen getrennt werden, die bereits wegen Verbrechen 
verurteilt wurden. Diese Praxis wird z.B. in Frankreich nicht allgemein angewandt, wo Terrorverdächtige und 
Angeklagte mit bereits verurteilten Gefangenen in einem speziellen Bereich der Gefängnisse untergebracht 
werden. Sie werden in der Regel in Einzelzellen isoliert. Artikel 10 des Internationalen Pakts über bürgerliche 
XQG�SROLWLVFKH�5HFKWH�VLHKW�HLQH�EHVRQGHUH�9HUSÀLFKWXQJ�YRU��MXJHQGOLFKH�XQG�HUZDFKVHQH�$QJHNODJWH�]X�WUHQ-
nen und sie rasch vor Gericht zu bringen (siehe auch Artikel 37 Buchstabe c) des Übereinkommens über die 
Rechte des Kindes, Regel 11 The United Nations Standard Minimum Rules for the Treatment of Prisoners 
(Die Nelson-Mandela-Regeln)). Isolationshaft ist verboten (Regel 45 der Mandela-Regeln). 

Bewährte Praktiken, (1) Verdächtige unter Bedingungen freizulassen und (2) mehr Möglichkeiten für Alter-
nativen zur Untersuchungshaft zu haben, wurden von den Experten während des Runden Tisches des IGH im 
September 2019 geteilt, da diese Praktiken in Terrorismusfällen oft begrenzter bleiben oder in einigen Ländern 
fehlen.

3. Fair trial before an independent and impartial court

Anleitung:
Alle Personen haben das Recht auf ein faires Verfahren vor einem zuständigen, unabhängigen und unpar-
teiischen Gericht, das per Gesetz eingerichtet wurde. Die Achtung des Rechts auf ein faires Verfahren ist 
eine wesentliche Voraussetzung für rechtsstaatlich begründete strafrechtliche Reaktionen auf die in der 
EU-Richtlinie 2017/541 verankerten Verbrechen. Das Recht auf ein faires Verfahren gilt auch in Fällen der 
Terrorismusbekämpfung und sollte weder durch besondere Verfahren noch durch eine Schwächung der 
Schutzvorkehrungen im Gesetz oder in der Praxis ausgehöhlt werden.

Zu jeder Zeit und unter allen Umständen sollten mutmaßliche Straftäter nur von einem unabhängigen 
und unparteiischen, gesetzlich geschaffenen Gericht verurteilt werden und volle Garantien für ein fai-
res Verfahren erhalten, einschließlich der Unschuldsvermutung, der Waffengleichheit zwischen Anklage 
und Verteidigung, der Verteidigungsrechte, insbesondere des Rechts auf Rechtsbeistand und wirksamen 
Rechtsbeistand, des Rechts auf Verdolmetschung und Übersetzung, wo erforderlich, und des Rechts auf 
Einlegung eines Rechtsbehelfs. Die Richter müssen sicherstellen, dass der Angeklagte die Möglichkeit 
hat, die in seinem Fall vorgelegten Beweise einzusehen und zu prüfen und die Rechtmäßigkeit der Be-
weise in Frage zu stellen und sich ihrer Verwendung zu widersetzen.

Wenn anonyme Zeugen verwendet werden, muss die Verteidigung die Möglichkeit haben, diese anzu-
fechten. 

Sicherheitsmaßnahmen, die vor Gericht und während der Überstellung von Verdächtigen an ein Gericht 
in Fällen der Terrorismusbekämpfung getroffen werden (einschließlich Handschellen oder anderer Fes-
VHOQ���N|QQHQ�GLH�:DKUQHKPXQJ�HLQHV�$QJHNODJWHQ�XQG�GDPLW�GLH�8QVFKXOGVYHUPXWXQJ�EHHLQÀXVVHQ��
Solche Maßnahmen sollten auf das unter den Umständen des Falles notwendige Minimum beschränkt 
werden. Die Richter sollten solche Maßnahmen in Frage stellen und versuchen, sie nach Möglichkeit zu 
reduzieren.

Militärgerichte sollten nicht dazu benutzt werden, Personen in Fällen der Terrorismusbekämpfung vor 
Gericht zu stellen, sondern müssen sich stattdessen darauf beschränken, Militärangehörige wegen militä-
rischer Vergehen vor Gericht zu stellen.

5LFKWHU�XQG�$QZlOWH��GLH�$QJHNODJWH�WHUURULVWLVFKHU�6WUDIWDWHQ�YHUWHLGLJHQ��P�VVHQ�LQ�GHU�/DJH�VHLQ��LKUH�
EHUXÀLFKHQ� )XQNWLRQHQ� RKQH� (LQVFK�FKWHUXQJ�� %HKLQGHUXQJ�� %HOlVWLJXQJ� RGHU� XQDQJHPHVVHQH� (LQPL-
schung auszuüben (UN-Grundprinzipien über die Unabhängigkeit der Justiz; UN-Grundprinzipien über die 
Rolle der Anwälte).

Kommentar: Zusätzlich zu der allgemeinen Erklärung der Einhaltung von Menschenrechtsstandards in Erwä-
gungsgrund 35 wird in Erwägungsgrund 36 der Richtlinie ausdrücklich darauf hingewiesen: «Diese Richtlinie 
EHU�KUW�QLFKW�GLH�XQLRQVUHFKWOLFKHQ�9HUSÀLFKWXQJHQ�GHU�0LWJOLHGVWDDWHQ�LQ�%H]XJ�DXI�GLH�9HUIDKUHQVUHFKWH�YRQ�
Verdächtigen oder Beschuldigten in Strafverfahren».

Das Recht auf ein faires Verfahren, das durch Artikel 6 und 13 EMRK, Artikel 14 ICCPR und Artikel 47 EU-Char-
ta geschützt ist, muss in allen Strafverfahren wegen Straftaten im Zusammenhang mit Terrorismus in allen 
Phasen des Strafverfahrens, auch während der Ermittlungsphase des Ermittlungsverfahrens, beachtet wer-
den. Das Globale Forum der Vereinten Nationen zur Terrorismusbekämpfung hat die Grundsätze eines fairen 
Verfahrens oder «due process» als die «Prozess, der im Zusammenhang mit der konkreten Festlegung - ob es 
sich um die Inhaftierung, das Gerichtsverfahren oder die Ausweisung einer Person handelt - zu respektieren 

https://www.unodc.org/documents/justice-and-prison-reform/Nelson_Mandela_Rules-E-ebook.pdf
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ist und der Fairness, Angemessenheit, das Fehlen von Willkür und die Notwendigkeit und Verhältnismäßig-
keit jeder Beschränkung der Rechte der betreffenden Person gewährleisten muss» (CTITF-Arbeitsgruppe zum 
Schutz der Menschenrechte bei der Bekämpfung des Terrorismus, Basic Human Rights Reference Guide: 
Right to a Fair Trial and Due Process in the Context of Countering Terrorism, p. 4).

Die «Fairness», wie sie in Artikel 14 Absatz (1) ICCPR zum Ausdruck kommt, bezieht sich auf die Rechte auf: 
«eine faire und öffentliche Verhandlung»; «innerhalb einer angemessenen Frist»; «durch ein unabhängiges 
und unparteiisches, auf Gesetz beruhendes Gericht»; und das sein Urteil öffentlich verkündet, außer unter de-
¿QLHUWHQ�XQG�HQJ�DXVJHOHJWHQ�8PVWlQGHQ��'DU�EHU�KLQDXV�HUZLUEW�HLQH�3HUVRQ��GLH�HLQHU�6WUDIWDW�EHVFKXOGLJW�
wird, weitere Mindestrechte, die durch die Absätze (2) und (3) verliehen werden, einschließlich der Rechte: 
bis zum Beweis ihrer Schuld als unschuldig zu gelten, über die gegen sie erhobene Anklage informiert zu wer-
den, über angemessene Zeit und Einrichtungen zur Vorbereitung ihrer Verteidigung zu verfügen, sich selbst 
zu verteidigen oder Rechtsbeistand zu erhalten, Zeugen zu vernehmen (und vernehmen zu lassen) und einen 
Dolmetscher unentgeltlich hinzuzuziehen. Ob bestimmte Maßnahmen oder Praktiken z.B. ein faires Verfahren 
oder die Privatsphäre verletzen, hängt von einer ganzheitlichen Beurteilung ab, ob das Verfahren als Ganzes 
eine ausreichende Fairness gewährleistet hat.

Der Zugang zu ausreichenden Informationen, um sich selbst verteidigen zu können, ist ein Erfordernis (Artikel 
6.3.a EMRK), von dem ein faires Verfahren abhängt. Zumindest ab dem Zeitpunkt, zu dem eine Person ange-
klagt oder davon in Kenntnis gesetzt wird, dass sie strafrechtlich verfolgt wird, hat sie das Recht, unverzüglich 
über die Art und die Grundlage der Anschuldigungen informiert zu werden.

Im Allgemeinen Kommentar Nr. 32 des Menschenrechtsausschusses heißt es, dass das Recht, «unverzüglich» 
über die Art der Anklage informiert zu werden, dies erfordert: «Informationen erteilt werden, sobald die be-
treffende Person nach innerstaatlichem Recht formell einer Straftat angeklagt wird oder die Person öffentlich 
als solche benannt wird» (UN-Menschenrechtsausschuss, Allgemeiner Kommentar Nr. 32 Artikel 14: Recht 
auf Gleichheit vor Gerichten und Tribunalen und auf ein faires Verfahren, 23. August 2007, UNDOC CCPR/C/
GC/32, para. 31).

Zu den «angemessenen Einrichtungen» muss der Zugang zu Dokumenten und anderen Beweismitteln ge-
hören; dieser Zugang muss alle Materialien umfassen, die die Staatsanwaltschaft vor Gericht gegen den An-
geklagten anzubieten gedenkt oder die entlastend sind (UN HRC, General Comment No. 32, Abs. 33). 

Zwar können bestimmte Einzelheiten - wenn auch vorbehaltlich einer gerichtlichen Überprüfung - unter engen 
Umständen zurückgehalten werden, etwa wenn dies aus Sicherheitsgründen oder zum Schutz von Zeugen 
unbedingt erforderlich ist. Der EGMR hat z.B. auf das Recht des Angeklagten hingewiesen, darüber informiert 
zu werden: «die wesentlichen Tatsachen, die die Grundlage der gegen ihn erhobenen Beschuldigung bilden», 
und dass ihm «auf jeden Fall ausreichende Informationen zur Verfügung gestellt werden müssen, die not-
wendig sind, um das Ausmaß der gegen ihn erhobenen Beschuldigung vollständig zu verstehen, damit eine 
angemessene Verteidigung vorbereitet werden kann» (Mattoccia v. Italy, ECtHR, Antrag Nr. 23969/94, Urteil 
vom 25. Juli 2000, para. 59-60).

Der ECtHR macht deutlich, dass zu den entscheidenden Faktoren eines fairen Gerichtsverfahrens gehören 
werden: «ob dem Antragsteller Gelegenheit gegeben wurde, die Echtheit der Beweismittel anzufechten und 
sich ihrer Verwendung zu widersetzen ... die Qualität der Beweismittel ...[und] die Umstände, unter denen sie 
erlangt wurden, und ob diese Umstände Zweifel an ihrer Zuverlässigkeit oder Genauigkeit aufkommen lassen. 
Das Gericht misst ferner der Frage Gewicht bei, ob die fraglichen Beweismittel für den Ausgang des Verfahrens 
entscheidend waren oder nicht [...]» (Gäfgen v. Deutschland, ECtHR, Application No. 22978/05, Judgment 
of 1 June 2010, para. 164).

Der ECtHR hat insbesondere betont, dass «die Verwendung von [geheimem] Beweismaterial, das infolge einer 
Verletzung eines der von der Konvention garantierten grundlegenden und absoluten Rechte gesichert ist, 
immer ernste Fragen hinsichtlich der Fairness des Verfahrens aufwirft» (Gäfgen v. Deutschland, para. 165). 

Tschwane Prinzipien zur nationalen Sicherheit und zum Recht auf Information

Prinzip 27: Allgemeines Prinzip der Justizaufsicht 
(a) Die Berufung auf die nationale Sicherheit darf nicht geltend gemacht werden, um das Recht auf 

ein faires Verfahren durch ein zuständiges, unabhängiges und unparteiisches, auf Gesetz beru-
hendes Tribunal zu untergraben. 

(b) Wenn eine Behörde versucht, Informationen aus Gründen der nationalen Sicherheit in einem Ge-
richtsverfahren zurückzuhalten, sollte ein Gericht befugt sein, die Informationen zu prüfen, um 
zu entscheiden, ob die Informationen zurückgehalten werden können. Ein Gericht sollte eine An-
fechtung nicht ordentlich abweisen, ohne die Informationen zu prüfen. 

https://www.ohchr.org/EN/newyork/Documents/FairTrial.pdf
https://tbinternet.ohchr.org/_layouts/15/treatybodyexternal/Download.aspx?symbolno=CCPR%2FC%2FGC%2F32&Lang=fr
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(c) Das Gericht sollte sicherstellen, dass eine Person, die um Zugang ersucht, im größtmöglichen Um-
fang Kenntnis von dem von der Regierung wegen Zurückhaltung der Informationen vorgebrachten
Fall haben und diesen anfechten kann.

(d) Ein Gericht sollte über die Rechtmäßigkeit und Korrektheit des Anspruchs einer Behörde ent-
scheiden und kann die Offenlegung erzwingen oder im Falle einer teilweisen oder vollständigen
Nichtoffenlegung angemessene Abhilfemaßnahmen anordnen, einschließlich der Abweisung von
Anklagen in Strafverfahren.

(e)  Das Gericht sollte unabhängig beurteilen, ob sich die Behörde ordnungsgemäß auf eine Grund-
lage für die Geheimhaltung berufen hat; die Tatsache der Einstufung sollte keine Rückschlüsse
auf den Antrag auf Geheimhaltung von Informationen zulassen. Ebenso sollte das Gericht die Art
eines von der Behörde behaupteten Schadens, die Wahrscheinlichkeit seines Eintretens und das
|IIHQWOLFKH�,QWHUHVVH�DQ�GHU�2IIHQOHJXQJ�LQ�hEHUHLQVWLPPXQJ�PLW�GHQ�LQ�*UXQGVDW]���GH¿QLHUWHQ
Standards beurteilen.

Prinzip 29: Parteizugang zu Informationen in Strafverfahren 
(a) Das Gericht darf einem Angeklagten die Teilnahme an seiner Verhandlung nicht aus Gründen der

nationalen Sicherheit untersagen.
(b) Auf keinen Fall darf eine Verurteilung oder Freiheitsentziehung auf Beweise gestützt werden, dass

der Angeklagte keine Gelegenheit hatte, die Sache zu überprüfen und zu widerlegen.
(c) Im Interesse der Gerechtigkeit sollte eine Behörde im Einklang mit den Grundsätzen 3-6, 10, 27

und 28, einschließlich einer Berücksichtigung der öffentlichen Interessen, dem Angeklagten und
dem Rechtsbeistand des Angeklagten die gegen eine Person erhobenen Beschuldigungen sowie
alle Informationen offen legen, die zur Gewährleistung eines fairen Verfahrens erforderlich sind,
unabhängig davon, ob die Informationen als geheim eingestuft sind.

(d) Lehnt es die Behörde ab, Informationen offen zu legen, die zur Gewährleistung eines fairen Ver-
fahrens erforderlich sind, sollte das Gericht die Anklage aussetzen oder ablehnen.

Globale Prinzipien zur nationalen Sicherheit und zum Recht auf Information 
(“the Tshwane Principles”), gebilligt durch die PACE-Resolution 1954 (2013) 

“In jedem fairen Prozess muss der Angeklagte Zugang zu den gegen ihn vorgelegten Beweisen und eine 
sinnvolle Möglichkeit haben, diese zu widerlegen. Es ist nach internationalen Menschenrechtsstandards un-
zulässig, Informationen zurückzuhalten, die entlastend sind [...] Das Zurückhalten von Informationen ist nur 
zulässig, wenn es unbedingt notwendig ist und durch angemessene Verfahrensgarantien ausreichend ausge-
glichen wird, um ein insgesamt faires Verfahren zu gewährleisten. [...] Darüber hinaus müssen die Staaten 
Vorsicht walten lassen, um sicherzustellen, dass die Unschuldsvermutung im Zusammenhang mit Straftaten 
ausländischer Terroristenkämpfer nicht gefährdet wird» (Guidelines for Addressing the Threats and Challen-
ges of ‘Foreign Terrorist Fighters within a Human Rights Framework,OSCE(ODIHR), 2018, und UN-Berichte 
über ausländische Terroristenkämpfer).

Zum Recht auf ein faires Verfahren in Fällen der Terrorismusbekämpfung siehe weiter die Legal Commentary 
to the ICJ Berlin Declaration, pp. 68-71.

In Italien ist kein anonymer Zeuge zulässig. Nur im Falle von verdeckten Operationen erlaubt das Gesetz Poli-
zeibeamten, vor dem Gericht ihre Tarnidentität anzugeben. Dies beeinträchtigt das Recht des Angeklagten auf 
ein faires Verfahren in einer weniger schwerwiegenden Weise als ein völlig anonymer Zeuge.

4. Verurteilung

Artikel 15 Strafen gegen natürliche Personen

1. Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass die Straftaten
nach den Artikeln 3 bis 12 und 14 mit wirksamen, angemessenen und abschreckenden Strafen be-
droht sind, die zu einer Übergabe oder Auslieferung führen können.

2. Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass die terroristi-
schen Straftaten nach Artikel 3 und die Straftaten nach Artikel 14, soweit sie sich auf terroristische
Straftaten beziehen, mit höheren Freiheitsstrafen als denjenigen bedroht sind, die nach dem natio-
nalen Recht für solche Straftaten ohne den nach Artikel 3 erforderlichen besonderen Vorsatz vor-
gesehen sind, es sei denn, die vorgesehenen Strafen stellen bereits die nach dem nationalen Recht
möglichen Höchststrafen dar.

3. Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass die Straftaten
nach Artikel 4 mit Freiheitsstrafen bedroht sind, deren Höchstmaß für die Straftat nach Artikel 4

https://assembly.coe.int/nw/xml/XRef/Xref-XML2HTML-en.asp?fileid=20190&lang=en
https://www.osce.org/odihr/393503
https://www.icj.org/wp-content/uploads/2012/04/Legal-Commentary-to-the-ICJ-Berlin-DeclarationNo.1-Human-Rights-Rule-of-Law-series-2009.pdf
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Buchstabe a mindestens 15 Jahre und für die Straftaten nach Artikel 4 Buchstabe b mindestens acht 
Jahre betragen muss. Wenn die terroristische Straftat nach Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe j von einer 
Person begangen wird, die nach Maßgabe des Artikels 4 Buchstabe a eine terroristische Vereinigung 
anführt, muss die Höchststrafe mindestens acht Jahre betragen.

4.  Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass in den Fällen, 
in denen eine Straftat nach Artikel 6 oder 7 auf ein Kind ausgerichtet ist, dies im Einklang mit dem 
nationalen Recht bei der Verurteilung berücksichtigt werden kann

Artikel 16 Mildernde Umstände

Die Mitgliedstaaten können die erforderlichen Maßnahmen ergreifen, um sicherzustellen, dass die Strafen 
nach Artikel 15 gemildert werden können, wenn der Täter
a) sich von terroristischen Aktivitäten lossagt und
b) den Verwaltungs- oder Justizbehörden Informationen liefert, die sie nicht auf andere Weise hätten 

erhalten können, und ihnen somit hilft,
i) die Auswirkungen der Straftat zu verhindern oder abzumildern,
ii) die anderen Straftäter zu ermitteln oder vor Gericht zu bringen,
iii) Beweise zu sammeln oder
iv) weitere Straftaten nach den Artikeln 3 bis 12 und 14 zu verhindern

Anleitung:
Die Richter müssen sicherstellen, dass die Strafen in einem angemessenen Verhältnis zu dem Verbrechen 
und der Rolle des Einzelnen darinstehen.

Kommentar: Wie in Artikel 15 der Richtlinie vorgesehen, werden aufgrund der Schwere terroristischer Straf-
taten in vielen Staaten weltweit höhere Strafen für terrorismusbezogene Straftaten verhängt (in einigen 
Staaten auch Zwangsstrafen). Artikel 16 nennt eine Reihe mildernder Umstände, unter denen die Richter die 
Strafen herabsetzen können. 

In ganz Europa kann ein und dasselbe Verhalten mit «terroristischer» Absicht in mehreren Staaten zu einer 
starken Erhöhung der Strafen führen. Die Systeme unterscheiden sich hinsichtlich der Flexibilität, die den 
Richtern bei der Festlegung der Strafen zugestanden wird, und die Beschränkung des richterlichen Ermes-
sensspielraums zur Gewährleistung schwerwiegender, «abschreckender Strafen» (UNSC 2178) war in einigen 
Staaten ein Merkmal des Strafrechts und der Praxis der Terrorismusbekämpfung. 

Die Richter müssen jedoch die Verhältnismäßigkeit des Rückgriffs auf das Strafrecht und der Strafen im Ein-
klang mit den grundlegenden Menschenrechtsprinzipien sicherstellen. Allgemeine Annahmen über die Schwe-
re terrorismusbezogener Straftaten sind angesichts der erweiterten Reichweite solcher Straftaten, die, wie 
die Praxis zeigt, sowohl geringfügige Formen des Beitrags und/oder Verhaltens ohne eindeutige kriminelle 
Absicht als auch sehr schwere Straftaten umfassen können, möglicherweise nicht angemessen. Wenn das 
fragliche Verhalten weit entfernt ist von möglichen oder geplanten terroristischen Handlungen, soweit eine 
strafrechtliche Verfolgung überhaupt angemessen ist, stehen harte Strafen unter Umständen in keinem an-
gemessenen Verhältnis zur Schwere der Straftat. Die richterliche Beurteilung aller Tatsachen und Umstände 
muss sicherstellen, dass die Strafe nicht nur dem Verbrechen, sondern auch der Rolle des Einzelnen bei der 
Straftat angemessen ist.

5. Kinder im Strafprozess

Anleitung:
In Angelegenheiten, die Kinder betreffen, sollten die Richter das Wohl des Kindes zu einer vorrangigen  
Erwägung machen, auch wenn Kinder indirekt von Verfahren im Zusammenhang mit Terrorismus betrof-
fen sind, wie z.B. Verfahren in Bezug auf Familienmitglieder. 

.LQGHU�P�VVHQ�ZLH�.LQGHU�XQG� LQ�HUVWHU�/LQLH�DOV�2SIHU�XQG�QLFKW�DOV�7lWHU�EHKDQGHOW�ZHUGHQ��.LQGHU-
soldaten sollten nicht wegen Straftaten, einschließlich Kriegsverbrechen, strafrechtlich verfolgt werden. 

Kinder sollten nicht wie Erwachsene vor Gericht gestellt werden, sondern nach den Regeln der Jugendge-
richtsbarkeit behandelt werden. Bei Strafverfolgungen oder Gerichtsverfahren gegen Kinder wegen Straf-
taten im Zusammenhang mit Terrorismus müssen Staatsanwälte und Richter alle in ihrer Macht stehenden 
Maßnahmen ergreifen, um die Anpassung des Verfahrens zu unterstützen, um sicherzustellen, dass das 
Kind effektiv am Verfahren teilnehmen kann, dass seine besonderen Bedürfnisse berücksichtigt werden 
und dass das Wohl des Kindes gewahrt wird. 
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Kommentar: Wie das Interregionale Forschungsinstitut der Vereinten Nationen für Kriminalität und Justiz 
(UNICRI) festgestellt hat, scheint sich der Schwerpunkt bei der Terrorismusbekämpfung in der Praxis darauf 
verlagert zu haben, dass Kinder eine potenzielle Bedrohung darstellen. Dieser Ansatz birgt die Gefahr, das 
«Wohl des Kindes» zu vernachlässigen («Children and counter terrorism», United Nations Interregional Crime 
and Justice Research Institute (UNICRI), 2016, S. 77, zitiert in: Guidelines for Addressing the Threats and 
Challenges of ‘Foreign Terrorist Fighters within a Human Rights Framework, OSCE (ODIHR), 2018).

Artikel 3(1): das Wohl des Kindes als vorrangige Erwägung bei allen Maßnahmen, die Kinder betreffen. 
Der Artikel bezieht sich auf Handlungen, die von «öffentlichen oder privaten Einrichtungen der Sozial-
fürsorge, Gerichten, Verwaltungsbehörden oder Gesetzgebungsorganen» unternommen werden. Das 
Prinzip erfordert aktive Maßnahmen in der gesamten Regierung, im Parlament und in der Justiz. Jede 
JHVHW]JHEHQGH��DGPLQLVWUDWLYH�XQG�JHULFKWOLFKH�.|USHUVFKDIW�RGHU�,QVWLWXWLRQ�LVW�YHUSÀLFKWHW��GHQ�*UXQG-
satz des Wohls der Kinder anzuwenden, indem sie systematisch berücksichtigt, wie die Rechte und In-
teressen von Kindern durch ihre Entscheidungen und Handlungen betroffen sind oder sein werden - z.B. 
durch ein vorgeschlagenes oder bestehendes Gesetz oder eine Politik oder eine Verwaltungsmaßnahme 
oder eine gerichtliche Entscheidung, einschließlich solcher, die sich nicht direkt auf Kinder beziehen, aber 
indirekt Kinder betreffen. 

Artikel 12: das Recht des Kindes, seine Meinung in «allen Angelegenheiten, die das Kind betreffen», frei 
zu äußern, wobei diese Meinung gebührend zu berücksichtigen ist. Dieser Grundsatz, der die Rolle des 
Kindes als aktiver Teilnehmer an der Förderung, dem Schutz und der Überwachung seiner Rechte her-
vorhebt, gilt in gleicher Weise für alle von den Staaten zur Durchführung der Konvention beschlossenen 
Maßnahmen.

 UN-Ausschuss für die Rechte des Kindes, General Comment No. 5 über allgemeine Maßnahmen 
zur Durchführung des Übereinkommens über die Rechte des Kindes, Absatz 12

Artikel 9 Absatz 1 KRK bestimmt: «Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass ein Kind nicht gegen seinen Willen 
von seinen Eltern getrennt wird, es sei denn, die zuständigen Behörden, die einer gerichtlichen Überprüfung 
unterliegen, stellen in Übereinstimmung mit dem anzuwendenden Recht und den anzuwendenden Verfahren 
fest, dass eine solche Trennung zum Wohl des Kindes notwendig ist....». Artikel 9 Absatz 2 legt fest, dass 
«alle betroffenen Parteien Gelegenheit erhalten, an dem Verfahren teilzunehmen und ihren Standpunkt darzu-
legen». Artikel 9 Absatz 3 weist darauf hin, wie wichtig es ist, persönliche Beziehungen und direkten Kontakt 
]X�GHQ�(OWHUQ�]X�SÀHJHQ��XQG�$UWLNHO���$EVDW]����ZLH�ZLFKWLJ�HV�LVW��GHQ�(OWHUQ��GHP�.LQG�RGHU�JHJHEHQHQIDOOV�
einem anderen Familienmitglied Informationen zur Verfügung zu stellen.

Der UN-Ausschuss für die Rechte des Kindes hat erklärt, dass «(...) jedes Kind, dem ein Verstoß gegen das 
Strafgesetz zur Last gelegt, vorgeworfen oder vorgeworfen wird oder das als solcher anerkannt wird, in 
Übereinstimmung mit den Bestimmungen von Artikel 40 KRK behandelt zu werden. Dies bedeutet, dass jede 
Person, die zum Zeitpunkt der mutmaßlichen Begehung einer Straftat jünger als 18 Jahre war, in Überein-
stimmung mit den Regeln der Jugendgerichtsbarkeit behandelt werden muss» (KRK, Allgemeiner Kommentar 
Nr. 10, Abs. 37). 

Das Verfahren sollte in einer altersgemäßen Weise und ohne Einschüchterung geführt werden. «Die Verfahren 
müssen sowohl zugänglich als auch kindgerecht sein. Besondere Aufmerksamkeit muss der Bereitstellung und 
Bereitstellung kinderfreundlicher Informationen, einer angemessenen Unterstützung der Selbstvertretung, 
entsprechend geschultem Personal, der Gestaltung der Gerichtssäle, der Kleidung von Richtern und Anwälten, 
Sichtschutzvorrichtungen und separaten Warteräumen gewidmet werden (KRK, Allgemeiner Kommentar Nr. 
12, Absatz 34). 

Ein Kind, das mit einer bewaffneten Kraft oder bewaffneten Gruppe in Verbindung steht, bezeichnet jede 
Person unter 18 Jahren, die von einer bewaffneten Kraft oder bewaffneten Gruppe in irgendeiner Eigenschaft, 
einschließlich, aber nicht beschränkt auf Kinder, Jungen und Mädchen, als Kämpfer, Köche, Träger, Spione 
oder für sexuelle Zwecke rekrutiert oder benutzt wird oder benutzt worden ist (Paris Principles on the Invol-
YHPHQW�RI�&KLOGUHQ�LQ�$UPHG�&RQÀLFW�����). Unabhängig davon, wie Kinder rekrutiert werden und welche 
5ROOH�VLH�VSLHOHQ��VLQG�.LQGHUVROGDWHQ�2SIHU��GHUHQ�7HLOQDKPH�DQ�.RQÀLNWHQ�VFKZHUZLHJHQGH�$XVZLUNXQJHQ�DXI�
LKU�SK\VLVFKHV�XQG�HPRWLRQDOHV�:RKOEH¿QGHQ�KDW��6LH�ZHUGHQ�KlX¿J�PLVVEUDXFKW��XQG�GLH�PHLVWHQ�YRQ�LKQHQ�
sind Zeugen von Tod, Tötung und sexueller Gewalt (Siehe: The Six Grave violations).

Während Artikel 38 KRK (in Übereinstimmung mit dem humanitären Völkerrecht und dem Strafrecht) 15 
Jahre als Mindestalter für die Rekrutierung und den Einsatz bei Feindseligkeiten vorsieht, gilt im Fakultativ-
SURWRNROO��EHU�GLH�%HWHLOLJXQJ�YRQ�.LQGHUQ�DQ�EHZDIIQHWHQ�.RQÀLNWHQ��23$&��GDV�$OWHU�YRQ����-DKUHQ��LQ�
Übereinstimmung mit dem internationalen Arbeitsrecht). Der Ansatz der Jugendgerichtsbarkeit zeichnet sich 
durch zusätzliche Garantien sowie die Festlegung eines Mindestalters für die strafrechtliche Verantwortung 

https://www.osce.org/odihr/393503
http://docstore.ohchr.org/SelfServices/FilesHandler.ashx?enc=6QkG1d%2FPPRiCAqhKb7yhsiQql8gX5Zxh0cQqSRzx6Zd2%2FQRsDnCTcaruSeZhPr2vUevjbn6t6GSi1fheVp%2Bj5HTLU2Ub%2FPZZtQWn0jExFVnWuhiBbqgAj0dWBoFGbK0c
https://childrenandarmedconflict.un.org/?page_id=3970
https://childrenandarmedconflict.un.org/six-grave-violations/
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aus (Liefaard T. Jugendgerichtsbarkeit aus kinderrechtlicher Sicht. In: Vandenhole W, Reynaert D, De Smet 
E, Lembrechts S, Herausgeber. Das Routledge International Handbook of Children’s Rights Studies. London: 
Routledge; 2015). 

Artikel 39 KRK sieht «Maßnahmen zur Förderung der physischen und psychischen Genesung und der sozialen 
:LHGHUHLQJOLHGHUXQJ�HLQHV�.LQGHV��GDV�2SIHU�HLQHV�EHZDIIQHWHQ�.RQÀLNWV�JHZRUGHQ�LVWª��XQWHU�DQGHUHP�LQ�
EHZDIIQHWHQ�.RQÀLNWHQ�YRU��$UWLNHO���23$&�OHJW�LP�HQJHUHQ�6LQQH�IHVW��GDVV�GLHMHQLJHQ�.LQGHU��GLH�XQWHU�9HU-
letzung des Protokolls rekrutiert oder bei Feindseligkeiten eingesetzt wurden (also nicht irgendein Opfer im 
Kindesalter), «Unterstützung für ihre physische und psychische Genesung und ihre soziale Wiedereingliede-
rung» erhalten können.

Die EU-Opferrichtlinie 2012/29/EU sieht vor, dass in Fällen, in denen es sich bei dem Opfer um ein Kind han-
delt, das Wohl des Kindes eine vorrangige Erwägung ist und auf individueller Basis beurteilt werden muss. 
Ein kindgerechter Ansatz, der dem Alter, der Reife, den Ansichten, Bedürfnissen und Sorgen des Kindes ge-
bührend Rechnung trägt, hat Vorrang. (…)

Ausländische Kinder, wie die in Lagern in Syrien/Irak, sind keine homogene Gruppe, und es besteht die Gefahr, 
dass sie in der Praxis fälschlicherweise als «ausländische Kämpfer» / Kindersoldaten, Kinder «ausländischer 
Kämpfer», Opfer von Menschenhandel oder Opfer internationaler Verbrechen bezeichnet werden. All diese 
.LQGHU�EH¿QGHQ�VLFK�LQ�HLQHU�YHUZXQGEDUHQ�6LWXDWLRQ��OHEHQ�XQWHU�VFKUHFNOLFKHQ�%HGLQJXQJHQ�XQG�VLQG�RIW�
WUDXPDWLVLHUW��6&�5HVROXWLRQ�������OHJW�IHVW��GDVV�.LQGHU��GLH�LQ�6LWXDWLRQHQ�EHZDIIQHWHU�.RQÀLNWH�UHNUXWLHUW�
werden, in erster Linie als Opfer behandelt werden sollten. 

6. Gerichtliche Zusammenarbeit 

Durch Artikel 22 der Richtlinie wird Artikel 2 Absatz 6 des Beschlusses 2005/671/JI des Rates vom 20. 
September 2005 über den Informationsaustausch und die Zusammenarbeit betreffend terroristische 
Straftaten wie folgt geändert:
‘‘6. Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass relevante Informa-
tionen, die seine zuständigen Behörden im Rahmen von Strafverfahren im Zusammenhang mit terroristi-
schen Straftaten zusammengetragen haben, den zuständigen Behörden eines anderen Mitgliedstaats, in 
dem diese Informationen für die Verhütung, Aufdeckung, Ermittlung oder Verfolgung von terroristischen 
Straftaten im Sinne der Richtlinie (EU) 2017/541 verwendet werden könnten, gemäß den innerstaat-
lichen Rechtsvorschriften und den einschlägigen internationalen Rechtsinstrumenten und so schnell wie 
möglich — entweder auf Anfrage oder aus eigener Initiative — zugänglich gemacht werden.
���$EVDW]���¿QGHW�NHLQH�$QZHQGXQJ��ZHQQ�GLH�:HLWHUJDEH�YRQ�,QIRUPDWLRQHQ� ODXIHQGH�(UPLWWOXQJHQ�
oder die Sicherheit einer Person gefährden oder wesentlichen Interessen der Sicherheit des betreffenden 
Mitgliedstaats zuwiderlaufen würde.
8. Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass ihre zuständigen 
Behörden nach Erhalt der in Absatz 6 genannten Informationen gegebenenfalls zügig Maßnahmen nach 
Maßgabe ihrer innerstaatlichen Rechtsvorschriften treffen.“

Anleitung: 
Richter oder Staatsanwälte sollten die Ausweisung oder Auslieferung einer Person nicht zulassen oder un-
terstützen, bei der es stichhaltige Gründe für die Annahme gibt, dass sie tatsächlich Gefahr läuft, ernsthaft 
in ihren Menschenrechten verletzt zu werden (wie Folter, grausame, unmenschliche oder erniedrigende 
%HKDQGOXQJ�RGHU�%HVWUDIXQJ��5HFKW�DXI�/HEHQ��HNODWDQWH�9HUZHLJHUXQJ�GHU�*HUHFKWLJNHLW��HNODWDQWH�9HU-
ZHLJHUXQJ�GHV�5HFKWV�DXI�)UHLKHLW���RGHU�GHUHQ�/HEHQ�RGHU�)UHLKHLW�DXV�*U�QGHQ�GHU�5DVVH��5HOLJLRQ��1D-
tionalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder politischen Überzeugung gemäß der 
Flüchtlingskonvention bedroht wäre.

Eine Ausnahme vom Verbot der «Zurückweisung» ist nicht zulässig, auch nicht aus Gründen der nationa-
len Sicherheit, der öffentlichen Ordnung, der öffentlichen Gesundheit, der öffentlichen Ordnung oder des 
Terrorismus. Richter und Staatsanwälte müssen prüfen, ob «triftige Gründe für die Annahme» vorliegen, 
dass das Risiko besteht, und nicht die tatsächliche Existenz des Risikos selbst. 

'LH�3ÀLFKW��GDI�U�]X�VRUJHQ��GDVV�GXUFK�GLH�=XVDPPHQDUEHLW�NHLQH�5HFKWH�YHUOHW]W�ZHUGHQ��JLOW�DXFK�LQ�
)lOOHQ��LQ�GHQHQ�JHJHQVHLWLJHV�9HUWUDXHQ�]ZLVFKHQ�GHQ�EHLGHQ�/lQGHUQ�EHVWHKW��

Richter und Staatsanwälte, die mit Auslieferungs- oder Ausweisungsverfahren befasst sind, müssen das 
Risiko der Nichtzurückweisung von sich aus beurteilen, ohne dass es von der betroffenen Person ange-
sprochen werden muss. 
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Richter und Staatsanwälte, die Auslieferungsersuchen prüfen, sollten berücksichtigen, dass diplomatische 
Zusicherungen nicht als wirksamer Schutz dienen können, wenn Grund zu der Annahme besteht, dass die 
Person tatsächlich Gefahr läuft, ernsthaften Verstößen ausgesetzt zu werden.

Bei der Prüfung eines Auslieferungsersuchens ist es wichtig, dass die Richter und Staatsanwälte seine 
möglichen Auswirkungen auf das Recht auf ein Familienleben der betroffenen Person und ihrer Fami-
lienangehörigen beurteilen und den Auswirkungen auf Kinder besondere Aufmerksamkeit schenken. Das 
Wohl des Kindes - wenn in dem Fall eine Person unter 18 Jahren betroffen ist - muss bei allen Entschei-
GXQJHQ��GLH�GDV�.LQG�EHWUHIIHQ��GDV�REHUVWH�/HLWSULQ]LS�VHLQ��

Informationen sollten nicht den Strafverfolgungs-, Anklage- oder Justizbehörden eines anderen Staates 
zur Verfügung gestellt werden, wo sie zur Verletzung von Menschenrechten verwendet werden könnten, 
auch nicht, um eine Verurteilung durch ein unfaires Verfahren zu erreichen. Behauptungen, dass dies der 
)DOO�VHLQ�N|QQWH��VROOWHQ�YRU�GHP�+LQWHUJUXQG�GHU�DOOJHPHLQHQ�0HQVFKHQUHFKWVVLWXDWLRQ�LP�/DQG�VRZLH�GHU�
besonderen Umstände des Falles geprüft werden. Informationen sollten nicht routinemäßig von Strafver-
folgungsbehörden, Nachrichtendiensten, Staatsanwälten oder Untersuchungsrichtern ausgetauscht wer-
den, ohne dass Schutzvorkehrungen getroffen werden, die eine vorherige Einschätzung des Risikos einer 
menschenrechtswidrigen Verwendung der Informationen in jedem Einzelfall gewährleisten. 

Kommentar: Die EU-Richtlinie 2017/541 zur Terrorismusbekämpfung fördert eine starke koordinierte Re-
aktion und Zusammenarbeit innerhalb und zwischen den Mitgliedstaaten zur Bekämpfung des Terrorismus 
(verstärkt in den Erwägungsgründen 24-26). Bei der Durchführung dieser Zusammenarbeit, sei es durch 
Auslieferung, Rechtshilfe und Informationsaustausch, sind die Staaten jedoch an ihre menschenrechtlichen 
9HUSÀLFKWXQJHQ�JHEXQGHQ�

Der Grundsatz der Nichtzurückweisung (Non-Refoulement) ist in der internationalen Menschenrechtsgesetz-
gebung fest verankert, wo er für alle Überstellungen von Staatsangehörigen oder Ausländern sowie von 
Flüchtlingen gilt (Artikel 33 der Flüchtlingskonvention von 1951). Die Konvention gegen Folter stellt in Artikel 
3 ausdrücklich fest: «Kein Vertragsstaat darf eine Person an einen anderen Staat ausweisen, zurückführen 
(«refouler») oder ausliefern, wenn stichhaltige Gründe für die Annahme bestehen, dass sie Gefahr liefe, der 
Folter ausgesetzt zu werden.... Bei der Feststellung, ob solche Gründe vorliegen, berücksichtigen die zustän-
digen Behörden alle einschlägigen Erwägungen, einschließlich gegebenenfalls des Vorhandenseins eines ein-
KHLWOLFKHQ�0XVWHUV�JUREHU��ÀDJUDQWHU�RGHU�PDVVLYHU�0HQVFKHQUHFKWVYHUOHW]XQJHQ�LQ�GHP�EHWUHIIHQGHQ�6WDDW��
Das Prinzip der Nichtzurückweisung wurde von internationalen Gerichten und Tribunalen auf das Risiko der 
Verletzung einer Reihe verschiedener Rechte angewandt. Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte 
KDW�GLH�9HUSÀLFKWXQJHQ�GHU�6WDDWHQ�LQ�GHU�5HFKWVSUHFKXQJ�GHV�(*05�NODUJHVWHOOW��GLH�GHXWOLFK�PDFKW��GDVV�
Personen nicht in Staaten überstellt werden dürfen, in denen ein echtes Risiko von Folter oder anderer un-
menschlicher oder erniedrigender Behandlung (ECtHR, Chahal v. UK), eklatanter Rechtsverweigerung in Ter-
rorismusverfahren (ECtHR, Othman v. UK) und längerer willkürlicher Inhaftierung (ECtHR, Abu Zubaydah v 
Poland/Lithuania) besteht. Zu den Faktoren, die es zu berücksichtigen gilt, gehört, wo ein besonderes Risiko 
für die Kategorie der mit dem Terrorismus verbundenen Personen besteht (ECtHR, Chahal v. UK). Die Rechte 
beinhalten die Möglichkeit, die Auslieferung sinnvoll anzufechten; angesichts der Risiken für nicht ausschließ-
bare Rechte ist dieses Recht selbst nicht ausschließbar. 

Der Grundsatz der beiderseitigen Strafbarkeit erfordert im Allgemeinen eine Gleichwertigkeit der Straftaten 
in den Strafrechtssystemen der beiden Länder (ersuchter und ersuchender Staat?), die nicht in der genauen 
%H]HLFKQXQJ�RGHU�'H¿QLWLRQ�GHU�6WUDIWDW��VRQGHUQ�LQ�GHP�NULPLQDOLVLHUWHQ�9HUKDOWHQ�EHVWHKHQ�PXVV��6WDDWV-
anwälte und Richter sollten sich darüber im Klaren sein, dass, wie ein kürzlich geführter belgisch-spanischer 
Auslieferungsstreit deutlich macht, die Erhebung von Gebühren für innovative - und wie oben erwähnt um-
strittene - Straftaten wie die Verherrlichung des Terrorismus zu Auslieferungsschwierigkeiten beitragen kann, 
wenn andere Staaten diese Straftaten nicht im innerstaatlichen Recht haben. Menschenrechtsbelange hin-
sichtlich des Umfangs von Straftaten und des Legalitätsprinzips oder anderer Rechte behindern die Zusam-
menarbeit bei solchen Straftaten.

Im Fall des spanischen Rappers Valtònyc lehnte ein belgisches Gericht erster Instanz die Auslieferung mit 
der Begründung ab, dass die Verherrlichung von Handlungen, die vor mehr als 40 Jahren begangen wurden, 
QDFK�EHOJLVFKHP�5HFKW�NHLQH�6WUDIWDW�GDUVWHOOW�XQG�QLFKW�XQWHU�GLH�'H¿QLWLRQ�YRQ�©7HUURULVPXVª�QDFK�GHP�
Rahmenbeschluss über den Europäischen Haftbefehl fällt. Am 3. März 2020 bestätigte der CJEU (the CJEU), 
an den das belgische Gericht eine Vorfrage gestellt hatte, dass die vollstreckende Justizbehörde das Recht des 
Anordnungsmitgliedstaats in der zum Zeitpunkt des Sachverhalts geltenden Fassung und nicht eine spätere 
strengere Fassung des Gesetzes berücksichtigen muss. 

Innerhalb der Europäischen Union wird mit dem Europäischen Haftbefehl (EHB) ein Rechtsrahmen für die 
Auslieferung zwischen ihren Mitgliedstaaten geschaffen, um die Auslieferung und die direkte Kommunikation 

http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-58004
http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-108629
http://hudoc.echr.coe.int/fre?i=001-123768
http://hudoc.echr.coe.int/fre?i=001-123768
http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-58004
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=223982&pageIndex=0&doclang=EN&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=2315930
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zwischen den nationalen Gerichten zu diesem Zweck zu erleichtern. Der Europäische Haftbefehl beruht auf 
gegenseitigem Vertrauen oder, wie im Rahmenbeschluss beschrieben, auf einem «hohen Maß an Vertrauen» 
]ZLVFKHQ�GHQ�0LWJOLHGVWDDWHQ�LQ�%H]XJ�DXI�GLH�(LQKDOWXQJ�GHU�0HQVFKHQUHFKWVYHUSÀLFKWXQJHQ�QDFK�QDWLRQD-
lem und internationalem Recht durch ihre Strafrechtssysteme. 

Der Europäische Haftbefehl und das Konzept des gegenseitigen Vertrauens ersetzen nicht die oben darge-
OHJWHQ� LQWHUQDWLRQDOHQ�9HUSÀLFKWXQJHQ�QDFK�GHP�0HQVFKHQUHFKW�� ,P�-DKU������ OHKQWH�GLH�*UR�H�.DPPHU�
des Gerichtshofs der EU die automatische Anwendung des Grundsatzes des gegenseitigen Vertrauens ab und 
VWHOOWH�IHVW��GDVV�VHLQH�EOLQGH�$QZHQGXQJ�QLFKW�PLW�GHQ�9HUSÀLFKWXQJHQ�GHU�(8�0LWJOLHGVWDDWHQ�JHPl��GHU�
Charta der Grundrechte vereinbar ist (3iO�$UDQ\RVL�DQG�5REHUW�&ăOGăUDUX, CJEU, para. 94, ICJ, Transnational 
Injustices: National Security Transfers and International Law, S.33).

Darüber hinaus entschied der EuGH am 25. Juli 2018, dass ein Staat, der ein Ersuchen um einen Europäischen 
Haftbefehl erhält und über Material verfügt, aus dem hervorgeht, dass aufgrund systemimmanenter oder 
allgemeiner Mängel in der Unabhängigkeit der Justiz des ausstellenden Mitgliedstaats tatsächlich die Gefahr 
einer Verletzung des Grundrechts auf ein faires Verfahren (Artikel 47 EU-Charta) besteht, feststellen muss, 
ob die Gefahr eines unfairen Verfahrens besteht. Der EuGH fällte sein Urteil über die Nichtvollstreckung Euro-
päischer Haftbefehle (EAWs) in Fällen von systemischen Mängeln in Bezug auf die Unabhängigkeit der Justiz 
(Case C-216/18 PPU [“LM”]), nachdem der Irish High Court, der bezweifelte, dass die Übergabe eines polni-
schen Staatsangehörigen an Polen im Hinblick auf die «Justizreform» in Polen und das von der Europäischen 
Kommission eingeleitete Verfahren nach Artikel 7 Absatz 1 mit den Grundrechten der EU vereinbar ist (zum 
Fall eucrim 1-2018, S. 31), eine Verweisung an den irischen High Court vorgenommen hatte. 

Ernsthafte Menschenrechtsrisiken in anderen Staaten im Zusammenhang mit dem Terrorismus sollten auch 
bei Ansätzen für andere Formen der Zusammenarbeit, wie Rechtshilfe oder Informationsaustausch, berück-
sichtigt werden. Der Informationsaustausch ist für die Wirksamkeit der Strafverfolgung von entscheidender 
Bedeutung, und in Erwägung 25 heißt es dazu: «Die Mitgliedstaaten sollten sicherstellen, dass relevante 
Informationen, die von ihren zuständigen Behörden im Rahmen von Strafverfahren, z.B. Strafverfolgungsbe-
hörden, Staatsanwälten oder Ermittlungsrichtern, gesammelt werden, den jeweiligen zuständigen Behörden 
eines anderen Mitgliedstaates zugänglich gemacht werden, für die diese Informationen ihrer Ansicht nach 
relevant sein könnten. Zu diesen sachdienlichen Informationen sollten zumindest gegebenenfalls die Informa-
tionen gehören, die gemäß dem Beschluss 2005/671/JI an Europol oder Eurojust übermittelt werden. 

Ein solcher Informationsaustausch unterliegt jedoch, wie auch andere Bestimmungen der Richtlinie, der EU-
*UXQGUHFKWVFKDUWD�� GHQ� LQWHUQDWLRQDOHQ�0HQVFKHQUHFKWVYHUSÀLFKWXQJHQ�GHV�6WDDWHV� �(UZlJXQJVJUXQG�����
und den Rechten von Verdächtigen oder Beschuldigten nach EU-Recht (Erwägungsgrund 36) einschließlich der 
Richtlinien über Verfahrensrechte, siehe EU-Richtlinien über das Recht auf Information (right to information), 
das Recht auf Verdolmetschung und Übersetzung (right to interpretation and translation), das Recht auf ei-
nen Anwalt (right to have a lawyer), das Recht auf Unschuldsvermutung und das Recht, bei der Verhandlung 
anwesend zu sein (presumed innocent and to be present at trial), besondere Schutzvorkehrungen für Kinder, 
die in Strafverfahren verdächtigt und angeklagt werden, und das Recht auf Prozesskostenhilfe (right to legal 
aid). Ferner unterliegt sie, wie in Erwägung 25 ausdrücklich anerkannt wird, «den Datenschutzvorschriften 
der Union, wie sie in der Richtlinie (EU) 2016/680 des Europäischen Parlaments und des Rates festgelegt sind, 
und unbeschadet der Vorschriften der Union über die Zusammenarbeit zwischen den zuständigen nationalen 
Behörden im Rahmen von Strafverfahren, wie sie in der Richtlinie 2014/41/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates oder im Rahmenbeschluss 2006/960/JI festgelegt sind». Es sollte auch bedacht werden, dass 
die Bereitstellung von Beweismitteln oder andere direkte und konkrete Unterstützung für eklatant unfaire 
Terrorismusverfahren darauf hinauslaufen kann, dem Unrecht anderer Staaten Hilfe und Unterstützung zu 
leisten (Artikel 16 ILC-Artikel).

http://curia.europa.eu/juris/liste.jsf?num=C-404/15
https://www.refworld.org/pdfid/5a212e074.pdf
https://www.refworld.org/pdfid/5a212e074.pdf
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=204384&pageIndex=0&doclang=EN&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=292767
https://eucrim.eu/issues/2018-01/
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?qid=1450448411428&uri=CELEX:32012L0013
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?qid=1450446951753&uri=CELEX:32010L0064
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?qid=1450449360102&uri=CELEX:32013L0048
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?qid=1503680060752&uri=CELEX:32016L0343
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?qid=1503680234594&uri=CELEX:32016L1919
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